
Die Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit

und Entwicklung (OECD) hat eine
Studie über die Belastung der
Bürger durch Steuern und Abga-
ben in ihren 35 Mitgliedsländern
vorgelegt. Demnach zahlen in
den Industrienationen rund um
den Globus nur noch die Belgier
mehr als die Deutschen. Laut der
OECD-Studie muss bei uns ein le-
diger, kinderloser Durchschnitts-
verdiener 49,4 Prozent seines
Einkommens an den Staat abfüh-
ren. Im Durchschnitt der OECD-
Länder sind es nur 36 Prozent. Ist
allein schon die Position des deut-
schen Staates als Vize-Weltmei-
stern im Abkassieren fragwürdig,
so ist es umso mehr die Tatsache,
dass mittlerweile schon ein Fach-
arbeiter mit knapp 54000 Euro
Jahreseinkommen den Höchst-
steuersatz zu entrichten hat. Kein
Wunder, dass 84 Prozent der Be-
fragten in einer repräsentativen
Umfrage, die das Meinungsfor-
schungsinstitut Mentefactum im
Auftrag des Bundes der Steuer-
zahler durchgeführt hat, die
Steuer- und Abgabenlast als „zu
hoch“ betrachten.
„Runter mit den Steuern in

Deutschland“ heißt das Signal,
das von dem OECD-Steuerver-
gleich ausgeht. Das gilt ganz be-
sonders, nachdem am Ende des
vergangenen Jahres noch knapp
sieben Milliarden Euro in der
Kasse von Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble übrig waren.
Wenn der nun in Zusammenhang
mit Steuersenkungen oder sogar
Steuererstattungen von „Steuer-
geschenken“ spricht, für die es
keinen Spielraum gäbe, ist das
nicht nur sachlich falsch, sondern
es offenbart ein besonders drei-
stes Maß an Arroganz der Macht.
Das Geld gehört nicht dem Staat,
sondern den Steuerzahlern, die
den Milliardenüberschuss hart er-
arbeitet haben. Und was ihnen
bereits gehört, kann der Staat
ihnen nicht schenken.

JAN HEITMANN:

Kein Geschenk

Das Ende der Täuschungen
Erdogans Osmanen fordern uns heraus − Deutschland reagiert ratlos

Beschwichtigungen sollen das Re-
sultat des Türkei-Referendums re-
lativieren. Doch es hilft nichts mehr,
die Wahrheit ist zu hart.

Das Ergebnis des türkischen Re-
ferendums stellt die deutsche Poli-
tik und Öffentlichkeit vor eine
dramatische Frage: Wie verhält man
sich, wenn einem ein Konflikt auf-
gedrängt wird, den man nicht
wollte?
63 Prozent der türkischen Wäh-

ler in Deutschland haben Erdogans
autoritäres Regime bei dessen
Machtergreifung unterstützt. Alle
Beschwichtigungen können das
nicht verwischen, auch nicht der
Hinweis, dass nur die Hälfte der in
Deutschland wahlberechtigten Tür-
ken überhaupt zu den Urnen ge-
gangen sei. Niemand weiß, wie die
Nichtwähler abgestimmt hätten.
Überdies darf nicht vergessen

werden, dass mehr als ein Viertel
der türkischen Staatsangehörigen

in Deutschland zu Minderheiten
wie den Kurden, Aleviten oder (as-
syrischen, aramäischen, armeni-
schen) Christen zählt, von denen
aus Gründen der kulturellen Selbst-
erhaltung so gut wie niemand hin-
ter Erdogan stehen dürfte. Auf die
ethnischen, sunnitischen Türken
fokussiert ergibt
sich daher bei-
nahe das Bild
einer antidemo-
kratischen Ein-
heitsfront ohne
wesentliche Op-
position.
Darauf muss Deutschland reagie-

ren − aber wie? Zunächst dadurch,
dass es sich endlich von Täuschun-
gen nicht mehr blenden lässt und
sich von seinen Selbsttäuschungen
befreit. Der Islamkritiker Hamed
Abdel-Samad schreibt: „Kein
Mensch kann mir nun erzählen,
dass die Integration nicht geschei-
tert ist.“ Er verweist darauf, dass es

nicht die benachteiligten oder ar-
beitslosen Türken gewesen seien,
die in Deutschland Propaganda für
Erdogan gemacht hätten, sondern
„jene Krawatten-Türken, die gute
Berufe haben und perfekt Deutsch
sprechen“ sowie „jene grinsenden
Kopftuch-Muslimas, die uns ver-

kaufen wollen,
dass das Kopftuch
ein Zeichen ihrer
Emanz i p a t i on
sei“.
Diese Kräfte

führen Erdogans
Krieg gegen Eu-

ropa, gegen Deutschland, die De-
mokratie und die Kultur des
Abendlandes in unseren eigenen
Grenzen. Dennoch genießen ihre
Organisationen staatliche Unter-
stützung − durch viel Geld und öf-
fentliche Anerkennung.
Den Doppelpass missbrauchen

sie, um ihren Einfluss auf die deut-
sche Politik systematisch auszu-

bauen. Die Doppelstaatlichkeit, die
ihnen großzügig angeboten wird,
ist keine Brücke der Integration,
sondern ein Brückenkopf, den wir
freiwillig unseren Feinden zuwei-
sen, die uns von dort noch erfolg-
reicher bedrängen können. Wer
diese Analyse für übertrieben, gar
hysterisch hält, der höre einem Er-
dogan nur zu und beachte, wie viel
er schon umgesetzt hat von seinen
scheinbar nur lächerlichen, effekt-
hascherischen Sprüchen.
Natürlich sind die EU-Beihilfen

für das Neuosmanische Reich so-
fort einzustellen, ist die Bundes-
wehr von dort wegzuverlegen.
Auch muss, bei Wahrung des Asyl-
rechts, verhindert werden, dass
Erdogan seine Kritiker millionen-
fach ins (deutsche) Ausland
drängt, um zu Hause noch freiere
Bahn zu haben. Ob die deutsche
Politik zu alldem willens und im-
stande ist, steht tragischerweise
dahin.  Hans Heckel
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»Koranisierung« der Sprache
Für den türkischen Staatspräsidenten Erdogan sind verbale Entgleisungen ein Mittel der Politik 

Obwohl der türkische Präsi-
dent Recep Tayyip Erdogan
seit 2003 an der Regierung

beteiligt ist, haben viele offenbar
erst jetzt durch seine verbalen Ent-
gleisungen sein wahres Gesicht er-
kannt. Viele Analysten waren sich
bisher nicht sicher, ob Erdogan nur
ein konservativer Muslim ist oder
bereits ein Vertreter des funda-
mentalen Islam. Zumindest in der
Rhetorik ist er in der Endphase des
Wahlkampfs dem Hass-Vokabular
der Dschihadisten des Islamischen
Staats (IS) sehr nahe gekommen.
Bei einem Wahlkampfauftritt in

Ankara bezeichnete er die EU als
„Kreuzritter-Allianz“. Damit spielte
er auf eine Audienz der Staats- und
Regierungschefs der EU-Staaten

bei Papst Franziskus in Rom an.
Anlass war der 60. Jahrestag der
Unterzeichnung der Römischen
Verträge. Erdogan beschuldigte
weiter „europäische Parlamenta-
rier und Anführer“, sich vor der
Volksabstimmung
über das von ihm
angestrebte Präsi-
dialsystem auf die
Seite seiner Geg-
ner geschlagen zu
haben. „So Gott
will, wird das tür-
kische Volk, werden 80 Millionen
den Anführern des Westens die
größte Lektion erteilen.“
Mit dieser Formulierung ahmt

Erdogan die vom IS stabsmäßig be-
triebene „Koranisierung“ der Spra-

che nach. „Eine Lektion erteilen“
wollen auch die Terroristen des IS
in vielen Internetvideos ihren
Feinden. Nur bei diesen Lektionen
gehören Erdogan und seine Tür-
ken selbst zu den Lektionsemp-

fängern. Weiter
sagte Erdogan:
„Wartet auf den
Frühling, und alle
Terrorgruppen,
PKK, YPG, IS,
FETÖ, werden
sehr nette Über-

raschungen erleben.“
Interessant ist, dass zunächst die

beiden kurdischen genannt wer-
den, danach erst folgen der IS und
die Gülen-Bewegung (FETÖ). Bei
der Wortwahl fällt auf, dass sowohl

der IS als auch allgemein die Sala-
fisten immer wieder ihren Geg-
nern „nette Überraschungen
bereiten“ wollen. Auch hier ist Er-
dogan also ganz auf das koranisie-
rende Vokabular der IS-Terroristen
und ihrer Unter-
stützer oder das
eines Osama Bin
Laden aufge-
sprungen. Denn
auch im Koran ist
an verschiedenen
Stellen von „net-
ten Überraschungen“ als Bestra-
fung von Ungläubigen die Rede.
Offenbar will Erdogan dies auch
gar nicht mehr verbergen, wie er
das noch vor einiger Zeit getan
hat.

Erdogan setzt seine verbalen
Provokationen bewusst ein, wie
der Italiener Silvio Berlusconi oder
der verstorbene venezolanische
Präsident Hugo Chávez. Wie diese
irritiert er hin und wieder mit ab-

surden Äußerun-
gen, wie bei-
spielsweise mit
der Behauptung,
Muslime hätten
„Amerika ent-
deckt“. Im Jahre
2014 sagte er zum

Thema Frauen und Gerechtigkeit:
„Man kann Frauen und Männer
nicht gleichstellen. Es läuft der
Natur zuwider.“ Gleichberechti-
gung sei ebenfalls „gegen die
Natur“. Auch das waren keine un-

glücklichen Ausrutscher, sondern
gezielt als Mittel der Politik einge-
setzte Tabubrüche. In Zusammen-
hang mit dem Verfassungsrefe-
rendum setzte er diese sogar noch
zielgerichteter ein. 
Der türkischstämmige Kabaret-

tist Serdar Somuncu wirft Erdogan
vor, bewusst zu provozieren, damit
die Situation eskaliert und er dann
als Ordnungsstifter gerufen wird.
Ähnlich hätte es auch mit dem
stümperhaften Putsch vom Juli
vergangenen Jahres gewesen sein
können. Vielleicht hat Erdogan ihn
bewusst provoziert, um sich durch
die lang vorbereitete Niederschla-
gung als starker Mann zu profilie-
ren. Bodo Bost

(siehe Kommentar Seite 8)
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Gleiches Vokabular
wie das

von Terroristen

Tabubrüche wie
bei Silvio Berlusconi
und Hugo Chávez



Der Terror ist auch in Europa mit
voller Wucht angekommen und
die Regierungen erscheinen dage-
gen hilflos. In seinem soeben er-
schienenen Buch „Wir Weicheier
– Warum wir uns nicht mehr
wehren können und was dagegen
zu tun ist“ geht der renommierte
Militärhistoriker Martin van Cre-
veld, emeritierter Professor für
Geschichte an der Hebräischen
Universität Jerusalem, der Frage
nach, ob sich Europa heute über-
haupt noch politisch und militä-
risch verteidigen könnte. Er äu-
ßerst sich dazu skeptisch und be-
zieht die ganze westliche Welt in
seine Analyse ein. Das Interview
führte Bernd Kallina.

PAZ: In Ihrem jüngsten Buch
befassen Sie sich kritisch mit ge-
sellschaftlichen Fehlentwicklun-
gen westlicher Demokratien. Ver-
stehen Sie es als Warnruf, den
Ernst der Stunde endlich zu be-
greifen?
Martin van Creveld: Ja, eindeu-

tig. Um eine der Kapitelüber-
schriften in meinem Buch zu zi-
tieren: „Hannibal intra portas“.
Entweder der Westen legt seine
Schwäche ab und lernt wieder zu
kämpfen, oder er ist dem Unter-
gang geweiht.

PAZ: Ihr Vorwurf lautet: „Wei-
cheier“! Wen meinen Sie damit
genau, welchen Defizit-Typus ha-
ben Sie im Auge?
Creveld: Alle Bereiche der Ge-

sellschaft sind mit schuld. Eltern,
die zu alt, zu sicherheitsorientiert
sind und oft auch zu hohe Anfor-
derungen an die Kinder stellen;
Streitkräfte, die von einer ekeler-
regenden Mischung aus Bürokra-
tie, Regelungswut und „political
correctness“ geplagt werden; Sol-
datinnen, die in Wirklichkeit nur
halbe Soldaten sind und den
Streitkräften viel mehr Probleme
als Nutzen bringen; die weit ver-
breitete Akzeptanz des Gedan-
kens, dass der Krieg notwendiger-
weise zu posttraumatischen Bela-
stungsstörungen führt und es für
einen Soldaten nicht nur „in Ord-
nung“, sondern beinahe geboten
ist, daran zu erkranken; und der
unaufhaltsame Aufstieg der Rech-

te zulasten der Pflichten. Suchen
Sie sich’s aus.

PAZ: Der islamistische Terror
ist unübersehbar in Europa ange-
kommen und überfordert die
klassischen Armeen bei der Ab-
wehr. Weshalb?
Creveld: Weil sie sich jahrzehn-

telang darauf vorbereitet haben,
gegeneinander anstatt gegen an-
ders geartete Organisationen zu
kämpfen.

PAZ: Wenn die klassischen Ar-
meen bei der Abwehr asymmetri-
scher Partisanenangriffe versa-
gen, was hilft dann?
Creveld: Lassen Sie mich

diese Frage im Lichte des bri-
tischen Erfolgs in Nordirland
beantworten. Drei Dinge
sind notwendig: Erstens ein
starker politischer Wille, der
aber den meisten westlichen
Ländern zu fehlen scheint.
Zweitens eine sehr gute Aus-
bildung, Disziplin, Professio-
nalität und Korpsgeist. Drit-
tens die Fähigkeit zum Maß-
halten, damit man sich die
Bevölkerung nicht noch
mehr entfremdet als unbe-
dingt notwendig. Auch wenn
es Tote kostet, so wie in
Nordirland, wo weit mehr
Soldaten als Terroristen star-
ben.

PAZ: In Ihrer Schwäche -
analyse bei fast allen west-
lichen Armeen – Sie führen als
Paradebeispiel ja die „US-Streit-
kräfte“ an – verweisen Sie vor al-
lem auf eine dort zu beobachten-
de Femininisierung. Warum stö-
ren Soldatinnen die Kampfkraft
einer Armee?
Creveld: Es gibt vier Hauptpro-

bleme: Erstens behaupten die
Frauen, dass sie zu den gleichen
Bedingungen wie männliche Sol-
daten zum Heer wollen. Sind sie
erst einmal aufgenommen, ver-
langen sie unweigerlich alle mög-
lichen Privilegien – und bekom-
men sie auch, angefangen von
den Vorrechten rund um Schwan-
gerschaft, Geburt und Mutter-
schaft über eine weniger fordern-
de Ausbildung bis hin zum leich-

teren Zugang zum Offiziersrang.
Das Ergebnis sind Hass und Neid
bei den männlichen Soldaten und
periodisch wiederkehrende
„Skandale“ wie jener, der vor Kur-
zem die Gebirgsjäger der Bundes-
wehr erschüttert hat.

PAZ: Das war Punkt eins, und
die weiteren Hauptprobleme?
Creveld: Zweitens ist die Situa-

tion entstanden, dass männliche
Soldaten sich vor dem unberech-
tigten Vorwurf der sexuellen Belä-
stigung mehr fürchten als vor
dem Feind. Und mit sehr gutem
Grund: Die US-Streitkräfte haben
derzeit mehr „sexual assault res -

ponse coordinators“ als Muste-
rungsoffiziere. Drittens: Wenn es
Frauen bei den Streitkräften gibt,
dann fällt einer der Hauptgründe
weg, warum ein Mann Soldat
wird und kämpft – der Wunsch,
sich als Mann zu bewähren. Dann
sagen Männer ganz zu Recht:
Wenn eine Frau das auch kann,
warum sollte ich das machen?
Und schließlich gilt für die Streit-
kräfte aller westlichen Länder: Je-
der, der es wagt, auch nur im Flü-
sterton über diese und ähnliche
Probleme zu sprechen, wird un-
verzüglich und hart bestraft. Da-
her sind diese Streitkräfte auf ei-
ner Lüge aufgebaut. Und ein
Haus, das auf einer Lüge aufge-
baut ist, hat keinen Bestand.

PAZ: Nicht nur die Feminisie-
rung der Armee ruft Ihre Kritik
hervor, generell wenden Sie sich
gegen einen Erziehungsstil des
„Überbehütens“. Woran machen
Sie diese Entwicklung beispiel-
haft fest und welche negativen
Auswirkungen zeitigt ein solcher
Stil?
Creveld: Das, was Sie „Überbe-

hüten“ nennen, ist sehr leicht
nachzuweisen. Sogar ein quanti-
tativer Nachweis ist möglich. Der
Prozentsatz der Kinder, die zu
Fuß oder mit dem Fahrrad in die
Schule kommen und nicht mit
dem Schulbus oder mit dem Auto
hingefahren werden, sinkt. Die

durchschnittliche Strecke,
die sich unsere Kinder ohne
erwachsene Begleitung von
zu Hause entfernen dürfen,
wird immer kürzer. Das
Durchschnittsalter, in dem
junge Menschen die Schule
oder die Universität verlas-
sen und den Schritt ins
„wirkliche Leben“ tun,
nimmt hingegen zu. Das Al-
ter, in dem sie berufstätig
werden, heiraten und Kinder
bekommen, nimmt ebenfalls
zu. Das Ergebnis ist eine Ge-
sellschaft, deren Mitglieder
nicht fähig und oft nicht wil-
lens sind, sich zu verteidigen.

PAZ: Wäre denn eine Form
von „anarchischer Härte“ als
pädagogische Prämisse sinn-
voller?

Creveld: Der Gedanke ist mir
noch nie gekommen. Aber „anar-
chische Härte“ ist eine ziemlich
treffende Beschreibung für die Art
und Weise, wie junge Israelis etwa
zwischen 1948 und 1982 aufge-
wachsen sind – also genau in der
Zeit, als die israelischen Streit-
kräfte wegen ihrer Tapferkeit be-
wundert wurden und als die beste
Armee der Welt galten.

PAZ: Die Bundeskanzlerin hat
im Herbst 2015 die Einfallstore
für illegale Masseneinwanderung
geöffnet, was zu großen gesell-
schaftlichen Verwerfungen führ-
te. Wie bewerten Sie diese Art
von „Willkommenskultur“ unter
Sicherheitsgesichtspunkten?

Creveld: Ich mag Frau Merkel.
Aber ich glaube, sie hat einen
sehr, sehr schweren Fehler began-
gen, für den Deutschland teuer
bezahlt und in Zukunft noch teu-
rer bezahlen wird.

PAZ: Sie leben in Israel und da-
mit in einem Staat, der fast täg-
lich mit Terroranschlägen zu
kämpfen hat. Was kann Europa
in dieser Beziehung von Israel
lernen?
Creveld: Alles. Israelische Si-

cherheitsexperten sind auf der
ganzen Welt tätig, auch in einigen
arabischen Ländern, wo sie die
entsprechende Ausrüstung instal-
lieren und als Ausbildner tätig
sind. In ihrer jahrzehntelangen
Erfahrung mit dem Terrorismus
haben sie gelernt, mit diesen Pro-
blemen umzugehen. Auch von
der israelischen Bevölkerung
lässt sich lernen, mit diesen Din-
gen zu leben und mit ihnen fertig
zu werden.

PAZ: Sind die vom „Weichei-
Establishment“ so geschmähten
„populistischen Bewegungen“ in
Europa ein Hoffnungsschimmer
in Richtung Realismus?
Creveld: Meiner Meinung nach

ja. Obwohl es mir persönlich gar
nicht recht wäre, wenn die EU
zerfällt.

PAZ: In den USA agiert seit Jah-
resbeginn der neue US-Präsident
Donald Trump, der als Gegenpol
zum alten Establishment gilt. Er-
warten Sie von ihm positive Im-
pulse?
Creveld: Ich habe Trump unter-

stützt. Ich hatte die Hoffnung,
dass er der von Hillary Clinton
symbolisierten „political correct-
ness“, die uns alle zu Idioten
macht, ein Ende setzen würde.
Nach zwei Monaten Präsident-
schaft kommt es mir allerdings so
vor, als wenn der Mann selbst ein
Idiot ist, und zwar nicht nur im
Hinblick auf die Sicherheitspoli-
tik. Alles, was er anfasst, endet in
einer Katastrophe. Wenn es so
weitergeht, werden die meisten
Menschen bald gar nichts mehr
von ihm erwarten – außer viel-
leicht seinen Rücktritt.
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Zwei Millionen
Visa erteilt

Berlin – Deutschland hat im
Jahre 2016 rund 2,16 Millionen
Visa erteilt. Wie die Bundesre-
gierung in ihrer Antwort auf ei-
ne Kleine Anfrage der Fraktion
der Linkspartei schreibt, entfiel
dabei der größte Anteil auf An-
tragsteller aus China mit
409605, aus Russland mit
270844 und aus der Türkei mit
261444 erteilten Einreise- und
Aufenthaltsgenehmigungen. Die
Ablehnungsquote lag den Anga-
ben zufolge bei Anträgen aus
Russland bei 2,15 Prozent, im
Falle Chinas bei 3,08 Prozent
und bei Anträgen aus der Türkei
bei 7,07 Prozent. Der überwie-
gende Anteil der Visa hatte eine
Gültigkeitsdauer von unter ei-
nem Jahr, insgesamt seien
515690 Visa mit ein- oder
mehrjähriger Gültigkeitsdauer
ausgestellt worden, teilte die
Bundesregierung in ihrer Ant-
wort weiter mit. J.H.

Weckruf für Europa: »Wir Weicheier!«
Martin van Creveld analysiert im Interview mit der PAZ die westliche Schwäche und ruft zur Umkehr auf

Arm trotz lebenslanger Beitragszahlung
Mehr als die Hälfte der Empfänger von Grundsicherung ist im Rentenalter

Der „5. Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesre-
gierung“ ist aktuell in der

Ressortabstimmung und wird da-
nach im Kabinett beschlossen, be-
vor er im Bundestag beraten wird.
Darin heißt es: „Die breite Akzep-
tanz der sozialen Marktwirtschaft
in Deutschland fußt auf zwei Per-
spektiven: Erstens, dass für jede
und jeden durch Anstrengung und
Leistung ein Aufstieg möglich ist,
und zweitens, dass jede und jeder
Anteil am gesellschaftlichen Wohl-
stand hat.“ Die Verfasser der Studie
kommen zwar zu dem Schluss,
dass die Deutschen „solide daste-
hen“, dass es aber Verunsicherung
bei den Bürgern gebe, ob sie und
ihre Kinder den erreichten sozia-
len Status verbessern oder wenig-
stens erhalten können. Für die Be-
schäftigten im Niedriglohnsektor
ist das mittlerweile problematisch
geworden. „Die unteren 40 Prozent
der Beschäftigten haben beim
Bruttostundenlohn seit Mitte der
1990er Jahre real weniger auf dem
Gehaltszettel“, heißt es dazu in
dem Bericht. 
Prekär ist zudem die Lage vieler

Rentner. Oftmals arbeiten Men-
schen ein Leben lang, um sich ih-
ren Lebensunterhalt für das Alter
zu sichern – um dann festzustellen,

dass es dafür doch nicht reicht.
Denn es gibt es immer mehr arme
Rentner in Deutschland. Da diese
ihren Lebensunterhalt von der ein-
kommenden Rente nur knapp be-
streiten können, beziehen sie oft
Hilfe vom Staat. Die Grundsiche-
rung soll jedem Rentner trotz nie-
driger Rentenzahlung ein würde-
volles Leben ermöglichen. Doch
nicht jeder, der wenig Geld zur
Verfügung hat, leidet laut Defini-
tion der EU auch unter Altersar-
mut. Als arm gilt demnach derjeni-
ge, dem maximal 60 Prozent des
Medianeinkommens des entspre-
chenden Landes zur Verfügung ste-
hen. Dabei wird oft eine pauschale
Einkommensgrenze von 900 Euro
genannt. Sollte die Altersarmut al-
so eine bestimmte Grenze errei-
chen, so dass der Betroffene seinen
Lebensunterhalt nicht mehr durch
sein eigenes Einkommen bestrei-
ten kann, hat dieser Anspruch auf
Grundsicherung vom Staat. Be-
sonders häufig sind Frauen von der
Altersarmut betroffen. Grund dafür
sind die Lohnunterschiede zwi-
schen Frau und Mann. Hinzu kom-
men Ausfälle durch Schwanger-
schaften, welche die Rentenzah-
lungen verringern können.
Eine weitere allgemeine Ursache

für Altersarmut sind niedrige Löh-

ne. Aufgrund dieser muss ein Ar-
beitgeber einen geringeren Beitrag
in die gesetzliche Rentenversiche-
rung des Arbeitnehmers einzahlen.
Auch länger andauernde Krank-
heiten während einer Beschäfti-
gung können dazu führen, dass
sich die Rentenzahlungen verrin-
gern. Hinzu kommt eine weitere
Risikogruppe, die der Langzeitar-
beitslosen. Da Personen dieser
Gruppe oft als Minijobber und

Teilzeiterwerbstätige beschäftigt
sind, bekommen diese im Alter we-
niger Rente. Die Finanzierung der
aktuellen Rente übernehmen die
Beitragszahler, also die Erwerbstä-
tigen. Das Problem: Aufgrund des
demografischen Wandels gibt es
davon immer weniger. Das derzei-
tige Beschäftigungshoch ist nur
vorübergehend und hauptsächlich
auf die explodierende Zahl von
zeitlich befristeten Arbeitsverträ-
gen zurückzuführen.
Im Jahr 2016 waren mehr als 50

Prozent der Empfänger von

Grundsicherung im Rentenalter.
Höhere Löhne sowie die Aufstok-
kung von Niedriglöhnen sollen der
Altersarmut vorbeugen. Daher
wurde der Mindestlohn eingeführt,
wodurch Dumpinglöhne vermie-
den werden sollen. Der Mindest-
lohn hilft bereits im Voraus, späte-
re unzureichende Rentenzahlun-
gen zu umgehen. Doch auch privat
kann für das Alter vorgesorgt wer-
den. Das kann unter anderem
durch eine private Rentenversiche-
rung, eine Lebensversicherung
oder eine betriebliche Altersvor-
sorge geschehen. Die private Ren-
tenversicherung sowie die Lebens-
versicherung dienen im Rentenal-
ter als zusätzliche Rentenzahlung.
Die Altersvorsorge hingegen sorgt
dafür, dass ein Teil des Bruttolohns
durch den Arbeitgeber direkt in
die private Rentenversicherung
einfließt. Für die meisten Beschäf-
tigten im Niedriglohnsektor ist die-
se Form der Altersvorsorge aller-
dings nur Theorie. Sie sind gar
nicht in der Lage, Beitragszahlun-
gen in der für eine sinnvolle Al-
tersvorsorge erforderlichen Höhe
zu leisten
Also bleibt für viele im Alter nur

die Inanspruchnahme der Grund-
sicherung. Wem sie gezahlt wird,
der erhält in der Regel eine Zah-

lung wie beim Empfang von Hartz
IV beziehungsweise Arbeitslosen-
geld II. Das bedeutet, dass der Be-
troffene einen Regelbedarf sowie
einen eventuellen Mehrbedarf zur
Verfügung gestellt bekommt. Ne-
ben den Kranken- und Pflegeversi-
cherungsbeiträgen werden auch
die Kosten für die Unterkunft und
Heizung übernommen. Der Regel-
bedarf beträgt für Alleinstehende
409 Euro, Partner oder Eheleute
erhalten jeweils 368 Euro. Zusätz-
lich ist, wie auch bei Hartz IV, eine
Erstausstattung einer Wohnung
durch Möbel möglich. Die Bewilli-
gung der Grundsicherung erfolgt
in der Regel für zwölf Monate. Der
Anspruch verlängert sich danach
automatisch, sofern sich die Vor-
aussetzungen zum Auslaufen des
Bewilligungsgesetzes nicht geän-
dert haben. Ist das doch der Fall,
muss ein neuer Antrag auf Grund-
sicherung gestellt werden.
Mit der Zunahme der Altersar-

mut steigt bei den betroffenen auch
der Beratungsbedarf. Umfangrei-
che Informationen und Ratschläge
unter anderem zu den Themen
Hartz IV-Finanzen, Jobcenter und
Hartz IV-Leistungen bietet unter
anderem das kostenlose Ratgeber-
portal www.hartz4hilfthartz4.de.

Isabel Frankenberg/J.H.

Armutsbericht der
Bundesregierung
spricht Klartext

Managergehälter
begrenzen

Berlin – Die Begrenzung der
Managergehälter ist einer der
Punkte, mit denen der SPD-
Kanzlerkandidat Martin Schulz
„soziale Gerechtigkeit“ herstel-
len will. Damit scheint er tat-
sächlich einen Nerv der Wähler
zu treffen. Denn die Deutschen
würden den Chefs großer
Unternehmen deutlich geringe-
re Gehälter zahlen als diese tat-
sächlich erhalten. Dies ist einer
repräsentativen Bevölkerungs-
umfrage des Wirtschaftsfor-
schungsinstituts Dr. Doeblin zu
entnehmen. Das Institut hatte
die Befragten gebeten, das „an-
gemessene Gehalt“ für den Top-
Manager eines DAX-Unterneh-
mens anzugeben im Vergleich
zu einem durchschnittlichen
Arbeitnehmer im gleichen
Unternehmen. Während ein
Dax-Vorstand tatsächlich etwa
das 50- bis 60-fache eines
durchschnittlichen Arbeitneh-
mers im gleichen Unternehmen
verdient, sind fast zwei Drittel
der Deutschen der Ansicht,
deutlich weniger würde auch
reichen. Ein gutes Viertel würde
dem obersten Unternehmens -
chef gar nur das fünffache eines
Arbeitnehmergehaltes gönnen.
Immerhin jeder achte Befragte
hält es für angemessen, einem
Dax-Chef das 50-fache eines Ar-
beitnehmergehaltes oder sogar
noch mehr zu zahlen. 23 Pro-
zent können sich keine Vorstel-
lung von den Spitzengehältern
in deutschen Großunternehmen
machen. Die von der Bevölke-
rung den Spitzenmanagern ver-
ordnete Schmalkost entspricht
übrigens in der Tendenz den Er-
gebnissen einer Umfrage der
Harvard Business School in 40
Ländern. Mehr als das fünffache
Arbeitnehmergehalt befürwor-
tet die Bevölkerung im Durch-
schnitt nicht. Das Institut hatte
auch Wirtschaftsjournalisten
zum gleichen Thema befragt.
Zwei Drittel von ihnen würden
Spitzengehälter von Dax-Vor-
ständen bis zum 20-fachen ei-
nes Arbeitnehmergehaltes für
angemessen halten. Ein Drittel
befürwortet allerdings das 50-
fache oder mehr. Projektleiter
Jürgen Doeblin: „Es ist bei den
Spitzengehältern nach den Ex-
zessen der letzten Jahre bereits
mehr Vernunft eingekehrt. Es
liegt im Interesse der Groß-
unternehmen und ihrer Füh-
rungskräfte, wenn in der Öffent-
lichkeit das Verständnis für eine
angemessen hohe Vergütung
von Spitzenleuten wächst.“ PAZ

MELDUNGEN

AKTUELL

Martin van Creveld Bild: MvC
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Millionen-Kosten
vorab für Maut

Berlin – Im Zusammenhang mit
der PKW-Maut sind seit Beginn
der Legislaturperiode für Gutach-
ten, weitere Vorplanungen, beste-
hendes und zusätzlich eingeplan-
tes Personal, Entwicklung eines
Mautsystems und Sonstiges Ko-
sten in Höhe von etwa 8,9 Millio-
nen Euro angefallen. Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
Diese Kosten hält die Bundesre-
gierung trotz der rechtlichen
Zweifel an der sogenannten Infra-
trukturabgabe für gerechtfertigt,
da diese „EU-rechtskonform,
nicht-diskriminierend und ge-
recht“ sei. Auf die Frage, welche
Konsequenzen die Bundesregie-
rung aus der angekündigten Klage
der EU-Anrainerstaaten vor dem
Europäischen Gerichtshof zieht,
teilt sie lapidar mit, sie habe da-
von „keine Kenntnis. J.H.

Die Bundesregierung hat die große
„Flüchtlingskrise“ erst kürzlich
als „weitestgehend überstanden“
bezeichnet. Doch nun stellt sich
heraus, dass mehrere hunderttau-
send Syrer möglicherwiese An-
spruch darauf haben, ihre Ange-
hörigen nach Deutschland zu ho-
len.

Die Regierungskoalition hatte
im Zuge des Flüchtlingszuzugs be-
schlossen, den Familiennachzug
für „Flüchtlinge mit subsidiärem
Schutz“ für zwei Jahre auszuset-
zen. Dieser Schutz steht Asylsu-
chern zu, die keinen Anspruch auf
den vollen Flüchtlingsstatus ha-
ben. Darunter sind vor allem jene,
die sich nicht auf das Grundrecht
auf Asyl berufen können und kei-
nen Schutzstatus nach der Genfer
Flüchtlingskonvention haben,
aber dennoch nicht zurückge-
schickt werden, weil ihnen in der
Heimat etwa Folter oder Todes-
strafe drohen. Dazu zählen Min-
derjährige und Syrer, die erst rela-
tiv spät nach Deutschland gelangt
sind. In Deutschland haben aner-
kannte Flüchtlinge einen privile-
gierten Anspruch auf den Nach-
zug von Familienangehörigen.
Laut einem an die Medien durch-
gestochenen internen Papier der
Bundesregierung soll dies auf
rund 270000 der mehr als eine
Million Menschen zutreffen, die
vor allem 2015 und 2016 nach
Deutschland eingewandert sind,
vor allem Syrer. Die Gesellschaft
müsse sich auf eine halbe Million
weitere Syrer durch den Familien-
nachzug einstellen, warnte jüngst
der Vizepräsident des Bundestags,
Johannes Singhammer (CSU).
Das Recht auf Familiennachzug

wird aus dem Grundgesetz, das in
Artikel 6 den Schutz der Ehe und
der Familie regelt, abgeleitet. Wie
viele Menschen dadurch zusätz-
lich nach Deutschland kommen
werden, lässt sich schwer abschät-
zen. Das Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge rechnet mit 0,9
bis 1,2 Angehörigen pro Zuwan-
derer, hat aber vor wenigen Mona-
ten auch davon gesprochen, dass
„es auch 500000 sein können“.
Früher schätzte man, dass jeder
syrische Zuwanderer mindestens
drei bis vier Menschen nach
Deutschland holt. Die Aussetzung
des Familiennachzugs wird somit

zu einem Wahlkampfthema. Die
Union möchte unbedingt vermei-
den, dass die 2018 auslaufende
Sperre des Familiennachzugs für
„Flüchtlinge mit eingeschränkten
Schutzstatus“ nicht verlängert
wird. „Im Gegensatz zur SPD tre-
ten wir für eine Anschlussrege-
lung ein“, sagte Unionsfraktionsvi-
ze Stephan Harbarth der „Passau-
er Neuen Presse“. „Der Familien-
nachzug muss auch in Zukunft auf
ein Maß begrenzt werden, das die
gesellschaftliche Akzeptanz nicht
übersteigt und die Integrationsfä-
higkeit nicht überfordert.“
Luise Amtsberg, die flüchtlings-

politische Sprecherin der Grünen,
erklärte demgegenüber im
Deutschlandfunk, die „Aussetzung
muss schnellstmöglich aufgeho-
ben werden“. Sonst werde nicht
nur die Integration blockiert, son-
dern auch an Menschenrechten
gerührt. Es gehe nicht darum, dass
„ein Familienverbund von fünf
Menschen kommt“, die Kernfami-

lie zusammenzuführen sollte aber
leistbar sein. Es wirke sich begün-
stigend auf die Integrationsfähig-
keit aus, weil es dann innerhalb
der Familie Unterstützung fürein-
ander gebe, so Amtsberg.
Der innenpolitische Sprecher

der Unionsfraktion, Stephan May-
er (CSU), forderte gegenüber der
Wochenzeitung „Die Zeit“ eine
Verlängerung der Ausnahmerege-
lung. Vom Familiennachzug gehe
eine nicht zu unterschätzende An-
ziehungswirkung aus. Wenn die
geltende Beschränkung auslaufe,
„würden sich wieder Hunderttau-
sende aus den Flüchtlingslagern
auf den Weg zu uns machen“, sag-
te der CSU-Politiker. Und weiter:
„Der Flüchtlingsnachzug würde
sich in keiner Weise steuern oder
begrenzen lassen.“ Die Grünen
möchten die Einwanderung dage-
gen noch erleichtern und werden
mit der Forderung nach einem
neuen Einwanderungsgesetz in
den Bundestagswahlkampf ziehen.

Das Gesetz soll eine Aufenthalts-
erlaubnis schon zur Arbeitsplatz-
suche ermöglichen und den Fami-
liennachzug garantieren, sobald
Arbeit gefunden ist. Zudem soll es
den Wechsel vom Asylstatus zum
eingewanderten Facharbeiter er-
möglichen. Auch möchten die
Grünen die Einwanderung für
Aus- und Weiterbildung vereinfa-
chen und eine Einbürgerung be-
reits nach fünf Jahren ermög-
lichen. Die politischen Forderun-
gen der Union seien „zynisch“ an-
gesichts der „unfassbaren Grau-
samkeiten in Syrien“, sagte Spit-
zenkandidatin Katrin Göring-Ek-
kardt dem Fernsehsender NTV.
Stattdessen müsse den Zuwande-
rern aus dem Bürgerkriegsland
das Recht zurückgegeben werden,
ihre Angehörigen nach Deutsch-
land zu holen. „Für die in
Deutschland lebenden Syrer muss
es unerträglich sein, ihre Kinder,
Geschwister oder Eltern in Syrien
in großer Gefahr zu wissen, aber

nichts für sie tun zu können.“ Die
Aussetzung des Familiennachzugs
sei ein „Skandal“.
Keine Angaben machten die

Grünen allerdings zu den finan-
ziellen Belastungen, die auf
Deutschland zukommen werden.
Im vergangenen Jahr hat die
Unterbringung und Versorgung
von Zuwanderern rund 21 Milliar-
den Euro gekostet. Die Integration
in den Arbeitsmarkt verläuft
schleppend bis desaströs, mittler-
weile gehen Arbeitsmarktexper-
ten davon aus, dass ein Großteil
der in den vergangenen 24 Mona-
ten eingewanderten Personen
nach abgeschlossenem Verfahren
erst einmal ein Fall für die Sozial-
kassen wird. Das Bundesfinanzmi-
nisterium rechnet derzeit mit Ko-
sten von rund 500 Euro pro Monat
für die Versorgung einer Person.
Verlässliche Schätzungen, wie viel
Geld der Familiennachzug verur-
sachen wird, liegen noch nicht vor.

Peter Entinger

Da kommt was auf uns zu
Bundesamt rechnet mit 500000 Zuwanderern durch Familiennachzug allein aus Syrien

Wieder mehr
Aussiedler

Berlin – Seit 1988 sind nach den
Bestimmungen des Bundesver-
triebenengesetzes rund drei
Millionen Menschen im Rahmen
der Aussiedleraufnahme in die
Bundesrepublik gekommen. Da-
von kamen etwa 800000 aus den
Ländern Mittel-, Ost- und Süd-
osteuropas und rund 2,2 Millio-
nen aus den Nachfolgestaaten der
Sowjetunion. Das geht aus dem
Tätigkeitsbericht 2016 des Beauf-
tragten der Bundesregierung für
Aussiedlerfragen und nationale
Minderheiten hervor. Im vergan-
genen Jahr fanden danach 6588
Spätaussiedler und deren Ange-
hörige Aufnahme in Deutschland,
was eine Steigerung um 470 Per-
sonen im Vergleich zu 2015 be-
deutet. Nachdem im letzten
Quartal 2016 die Zuzugszahlen
im Vergleich zum Vorjahr leicht
zurückgegangen seien, „könnte
der Zuzug einen vorläufigen Hö-
hepunkt erreicht haben, heißt es
in dem Bericht. Aufgrund hoher
Antragszahlen in der Vergangen-
heit sei jedoch weiter mit Zu-
zugszahlen etwa auf diesem Ni-
veau zu rechnen. J.H.
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Ohne das Internet hätte der Isla-
mische Staat (IS) sicher niemals
entstehen und derart große Erfol-
ge erzielen können. Und im Inter-
net wird er auch als „virtuelles
Kalifat“ fortleben, wenn es gelin-
gen sollte, ihm sein real existie-
rendes Territorium zu entreißen.

Der Islamische Staat agiert nach
dem Motto „baqiya wa tatamad-
dad“, also „bleiben und erwei-
tern“. Dabei setzte er von Anfang
an auch auf die Möglichkeiten,
die das weltweite Rechnernetz
bietet. So erfolgte die offizielle
Proklamation des Kalifats von
Abu Bakr al-Baghdadi im Som-
mer 2014 mittels einer Botschaft
im Internet. 
Dieses nutzt der IS aber keines-

wegs nur zur Verbreitung von
Propaganda, sondern ebenso für
die Koordination seiner Aktivitä-
ten sowie die getarnte Rekrutie-
rung neuer „Heiliger Krieger“
rund um den Globus. Hierzu
schuf das Kalifat sogar das eigene
soziale Netzwerk „Muslimbook“.
Letzteres ist eines von vielen Bei-

spielen dafür, wie professionell
die IT-Fachleute des IS vorgehen.
Es gibt sie also tatsächlich, die
arabischen Computerspezialisten
– nur eben weniger unter den
Flüchtlingen in Europa als auf
Seiten von al-Baghdadi.
Ansonsten brilliert der Islami-

sche Staat auch mit der Produk-
tion von technisch hochwertigen
Videos und
Nachrichtensei-
ten, die mittler-
weile in diversen
Sprachen – dar-
unter jetzt sogar
Bengali und
Schwedisch –
verfügbar sind. Hierfür zeichnen
mehrere Medienfirmen verant-
wortlich. An erster Stelle zu nen-
nen wären dabei Markaz al-Hay-
ah und al-Itisam in Syrien sowie
al-Furqan im Irak.
Ebenfalls recht geschickt agiert

das Kalifat auf dem Gebiet der
ano nymen Kommunikation und
bei der Nutzung der digitalen
Währungseinheit Bitcoin zur Fi-
nanzierung von Waffenkäufen. Im

ersteren Falle geben die Dschiha-
disten ausgeklügelte Ratschläge
an ihre Gesinnungsgenossen wei-
ter, wie sie Internetadresse oder
Standort verbergen und ver-
schlüsselt kommunizieren kön-
nen – das geschah in der Vergan-
genheit vor allem auf der Website
alkalifat.com. Außerdem versteht
es der IS hervorragend, für die

schnelle und si-
chere Verbrei-
tung seiner Bot-
schaften zu sor-
gen. Daher kom-
men Löschungen
von Terror-Dro-
hungen oder Hin-

richtungs-Videos bei Facebook,
YouTube und Co. in der Regel zu
spät, weil die betreffenden Inhalte
zuvor schon auf „sicheren“ Platt-
formen abgespeichert wurden, wo
sie ewig abrufbar bleiben.
Gleichzeitig betreibt das Kalifat

„Cyber-Stalking“, das heißt, es
spioniert seine Gegner übers
Internet aus, um sie dann eines
Tages zu vernichten. Das betrifft
auch Personen im Westen wie Po-

litiker und Journalisten, die oft
viel zu viele sensible persönliche
Daten ins Netz stellen. 
Somit ist der Islamische Staat

dem Feind in der virtuellen Welt
oft einen Schritt voraus – die
Dschihadisten von heute sind
eben keine Halb-Analphabeten
mehr, welche bloß mit Stinger-Ra-
keten und Ak-47-Sturmgewehren
zurechtkommen. Deshalb wird
der IS ganz sicher nicht ver-
schwinden, wenn man ihn irgend-
wann aus Syrien und dem Irak
vertreiben sollte. 
Denn er kann auch ohne ein ei-

genes Staatsgebiet weiterhin Mus-
lime via Internet als „Heilige Krie-
ger“ rekrutieren und gegen die
„Ungläubigen“ losschicken. Oder
das virtuell fortbestehende Kalifat
besetzt einfach an anderer Stelle
ein neues, real existierendes Ter-
ritorium. Regionen, in denen dies
aufgrund chaotischer Zustände
und der Anwesenheit ausrei-
chend vieler religiös fanatisierter
Sympathisanten ohne große Mü-
he möglich ist, gibt es schließlich
genug. Wolfgang Kaufmann

Der Islamische Staat erklär-
te den USA im Januar
2015 de facto den elektro-

nischen Krieg. Zu diesem Zeit-
punkt attackierte eine Gruppe
von Hackern, die unter dem Na-
men „Cyber-Kalifat“ auftrat, das
United States Central Command
(CENTCOM), welches nicht zu-
letzt die militärischen Aktionen
im Irak und Syrien koordiniert.
Dabei gelangten die Computer-
Dschihadisten auch an die per-
sönlichen Daten von mehreren
hundert Armeeangehörigen der
Vereinigten Staaten und verbreite-
ten diese anschließend in den so-
zialen Netzwerken – natürlich,
um Attentäter zu ermutigen.
Als Leiter der Aktion fungierte

höchstwahrscheinlich Junaid
Hussain, der Anführer der Cyber-
Kriegerscharen von Kalif al-Bagh-
dadi. Auf jeden Fall waren hier
keine russischen Geheimdienste

am Werk gewesen, wie manche
Medien fälschlich meldeten.
Ein weiterer IS-Hackerangriff

fand im Februar 2016 statt, und
zwar in Reaktion darauf, dass 
Facebook und der Kurznachrich-
tendienst Twitter Profile oder
Nutzerkonten von Terrorverdäch-

tigen gelöscht hatten. Deswegen
verbreitete die Gruppe „Söhne
der Armee des Kalifats“ über den
Kommunikationskanal Telegram
Messenger ein 25-minütiges Vi-
deo, mit dem sie die Maßnahmen
ins Lächerliche zog und dem 
Facebook-Gründer Mark Zucker-
berg sowie Twitter-Chef Jack Dor-

sey drohte: „Wenn ihr ein Konto
schließt, eröffnen wir zehn neue.
Bald werden eure Namen ausge-
löscht sein, nachdem wir eure
Seiten zerstört haben.“
Nach Informationen des palästi-

nensischen Journalisten und IS-
Kenners Abdel Bari Atwan
schworen allein im Jahr 2015 an
die 30 Hackergruppen dem Kali-
fen al-Baghdadi die Treue. Diese
sind nun unter anderem damit
beschäftigt, IS-Gegner über das
Internet aufzuspüren und Schad-
software auf deren Rechnern zu
installieren. Außerdem stehlen
die Cyber-Dschihadisten offenbar
auch Kreditkartendaten und räu-
men dann nachfolgend die betrof-
fenen Konten leer. Dabei kommt
ihnen zugute, dass viele Betreiber
von Internetshops immer noch
leichtsinnigerweise das veraltete
Betriebssystem Windows XP nut-
zen. Wolfgang Kaufmann

Zeitzeugen

Schon des Längeren verwen-
den Medien und viele Politi-

ker die Floskel „sogenannter Is-
lamischer Staat“. Damit werden
gleich zwei Dinge auf einmal in
Frage gestellt: dass al-Baghdadis
Kalifat muslimischer Natur ist
und es sich beim IS um einen
tatsächlich existierenden Staat
handelt. Dabei entspricht beides
voll und ganz der Realität.
Selbstverständlich basiert der

IS auf dem Islam. Seine Vorge-
hensweise, zu der insbesondere
auch der gezielte Einsatz barba-
rischer Gewalt gehört, ent-
spricht eindeutig den Lehren
des salafistischen Vordenkers
Taqi ad-Din Ahmad ibn Taimiya
(1263–1328), welcher in Saudi-
Arabien, dem Kernland des Is-
lam, heute immer noch höchste
Autorität genießt. Darüber hin-
aus kopieren die IS-Anhänger
die Politik und Strategie des Pro-
pheten Mohammed, der die
letzten zehn Jahre seines Lebens
permanent Krieg führte, um
„Ungläubige“ zu vernichten und
für die Ausbreitung der musli-
mischen Religion zu sorgen.

Desgleichen erfüllt der IS,
weil er momentan nicht nur vir-
tuell, sondern auch physisch
existiert, alle juristischen Krite-
rien eines Staates – unabhängig
davon, ob die Außenwelt das
nun anerkennen mag oder nicht.
Nach der Konvention von Mon-
tevideo über Rechte und Pflich-
ten der Staaten vom 26. Dezem-
ber 1933 soll ein Staat „als Sub-
jekt des internationalen Rechts
… folgende Eigenschaften besit-
zen: (a) eine ständige Bevölke-
rung; (b) ein definiertes Staats-
gebiet; (c) eine Regierung und
(d) die Fähigkeit, in Beziehung
mit anderen Staaten zu treten.“
Und das trifft zweifellos auf

den Islamischen Staat zu, wobei
dessen Volk übrigens multikul-
turell und multiethnisch ist,
denn es besteht „aus Arabern
und Nicht-Arabern, Schwarzen
und Weißen“, wie al-Baghdadi
mit Genugtuung feststellte.
Zudem hat der IS noch staatli-

che Institutionen und Symbole
sowie ein Rechtssystem geschaf-
fen – wenngleich dieses absto-
ßender kaum sein könnte. Das
macht ihn ebenfalls zum real
existierenden Staat. W.K.

Ahmad Abousamra – Am 5. April
2017 meldete der Islamische Staat
den Tod des syrischstämmigen
Computerexperten mit französi-
scher und amerikanischer Staats-
bürgerschaft infolge eines gegne-
rischen Luftangriffs. Er hatte seit
September 2014 die Medienabtei-
lung von al-Baghdadis Kalifat auf-
gebaut sowie geleitet und war da-
mit auch für die Internetauftritte
des IS zuständig gewesen.

Junaid Hussain alias Abu Hussain
al-Britani alias TriCk – Nachdem
er sich 2013 dem Islamischen
Staat (damals noch ISIS) ange-
schlossen hatte, avancierte der
Bachelor-Student aus Birming-
ham schnell zum Chef-Hacker der
Terrormiliz. Das trug ihm Platz
drei auf der „Todesliste“ des Pen-
tagon gleich nach Kalif al-Baghda-
di und Mohammed Emwazi, dem
Geiselmörder „Jihadi John“, ein.
Seine „Karriere“ endete am 25.
August 2015 bei einem US-Droh-
nenangriff auf ar-Raqqah.

Stephen J. Townsend – Im Dezem-
ber 2016 sagte der Generalleut-
nant der US-Army, welcher das
Kommando über die Operation
„Inherent Resolve“ (die militäri-
sche Intervention gegen den IS)
innehat, im Interview mit „Reu-
ters“: Wenn al-Baghdadis Dschi-
hadisten weiter in die Defensive
geraten und „ihr physisches Kali-
fat verlieren“, so müsse man da-
mit rechnen, dass sie „ihre Vorge-
hensweise ändern … und mehr zu
einem ‚virtuellen Kalifat‘ werden.“

Anwar al-Awlaki – Als sogenann-
ter „Bin Laden des Internets“ be-
gann der hochrangige al-Qaida-
Terrorist damit, die virtuellen so-
zialen Netzwerke für dschihadi-
stische Propaganda und die Re-
krutierung von Kämpfern zu nut-
zen. Er starb 2011 im Jemen bei
einem US-Drohnenangriff. Wahr-
scheinlich wurde ihm sein leicht-
sinniger Umgang mit Facebook
zum Verhängnis.

James R. Clapper – Während ei-
ner Anhörung vor dem US-Senat
erklärte der damalige Direktor
der nationalen Nachrichtendien-
ste der USA im Februar 2016, der
IS lege „im Internet ein beispiello-
ses Können“ an den Tag. Ganz
ähnlich sah dies auch FBI-Chef
James Comey, wonach er einge-
stand, dass die US-Sicherheitsbe-
hörden „den IS im Internet nicht
im Zaum halten können.“

Hilflose Abwehr
Angreifer verhöhnen Facebook und Twitter

Die Heiligen Online-Krieger
Die Geburt des neuen Terrors durch das Internet – Der IS und seine Cyber-Strategie
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Der Islamische
Staat ist gar nicht
so »sogenannt«

Der IS ist dem Feind
in der virtuellen Welt
einen Schritt voraus

Elektronische Aufrüstung. Die Cyber-Krieger des IS können es inzwischen mit vielen Internet-Genies aufnehmen Bild: Imago

Cyber-Dschihadisten
räumen online fremde
Bankkonten leer

Alle Kriterien eines
Staates sind erfüllt

V IRTUELLES KALIFAT



Nr. 16 – 21. April 2017 5

Der Luthereffekt
Von VERA LENGSFELD

Der Kirchentag in Berlin wirft in diesem
Jahr lange Schatten voraus. Kein
Geringerer als Barack Obama hat sich

als Besucher angekündigt. Da können die Ver-
anstalter mit einem Mega-Zulauf an Teilneh-
mern rechnen. Der Grund, dass der Ex-Präsi-
dent der Vereinigten Staaten ein eher lokales
Ereignis besucht, ist Martin Luther, der im
Mittelpunkt des diesjährigen Treffens steht.
Passend dazu ist im Berliner Martin-Gro-

pius-Bau eine Ausstellung eröffnet worden:
„Der Luthereffekt“. In der Ausstellung können
sich Interessierte in einer „Weltzeitreise“ über
fünf Jahrhunderte und vier Kontinente über
die Auswirkungen und lokalen Veränderun-
gen des Protestantismus informieren. 
Dabei geht es nicht nur um Vielfalt und

Wirkungsgeschichte, sondern auch um die
Konfliktpotenziale des Protestantismus in der
Welt. „Welche Spuren hinterließ er in anderen
Konfessionen und Religionen? Wie veränder-
te sich der Protestantismus durch diese Be-
gegnungen – und nicht zuletzt: Wie haben
sich Menschen unterschiedlichster Kulturen
die evangelische Lehre angeeignet, sie ge-
formt und gelebt?“
Über 800 Millionen Menschen verstehen

sich heute weltweit als Protestanten. Um die
Schau übersichtlicher zu gestalten, haben
sich die Ausstellungsmacher auf vier Länder
konzentriert: Tansania, Korea, Schweden und
die USA.
In der USA-Abteilung wird die protestanti-

sche Missionierung der Sklaven in den
Mittelpunkt gestellt. Ziel dieser Missionie-
rung soll vor allem die Disziplinierung der
Arbeitskräfte gewesen sein. Aber die Sklaven
entwickelten ihren eigenen Protestantismus.
Sie schufen eigene Kirchenlieder, eigene Ge-
sangbücher, hatten schließlich eigene Bischö-
fe. Ihre Frömmigkeit war nach Meinung der
Ausstellungsgestalter näher an Luther als die
ihrer weißen Unterdrücker. 
Die Weißen kommen in der Präsentation

vor allem als Eroberer der Neuen Welt vor. 
In Tansania sind 93 Prozent der Bevölke-

rung protestantisch, in Südkorea stehen fünf
der insgesamt zwölf Megakirchen der Welt.
Daneben gibt es in diesem Land 370 ver-
schiedene protestantische Gruppierungen,
was für die Lebendigkeit des Glaubens
spricht, den Europa weitgehend verloren hat.
In der Schweden-Abteilung steht deshalb das
Geschichtliche im Mittelpunkt. Von den An-
fechtungen des christlichen Glaubens durch
die fortschreitende Ausbreitung des Islam ist
nicht die Rede, wie auch die Christenverfol-
gung in Nordkorea nicht thematisiert wird.
Noch etwas ist in der Ausstellung unterre-

präsentiert: Der Religionswissenschaftler Pe-
ter Burschel bemängelt, dass Luthers zentrale
Frage nach der Gerechtigkeit Gottes, die Frage
„Wie komme ich zu einem Gott, der mich an-
nimmt, zu einem gnädigen Gott?“ in dieser
Schau unter den Tisch fällt.

Nicht nur die Bevölkerungszahl Pots-
dams ist in den vergangenen Jahren
kräftig gewachsen. Auch die Schulden
der brandenburgischen Landeshaupt-
stadt steigen immer weiter an.  

Der anhaltende Zuzug nach Potsdam
macht hohe Investitionen für Schulen,
Kindertagesstätten und den öffent-
lichen Nahverkehr nötig. Das drückt
auf den Haushalt. Wie dramatisch die
finanzielle Lage der Landeshauptstadt
schon jetzt ist, förderte eine Kleine
Anfrage des Abgeordneten Dennis
Hohloch (AfD) im Potsdamer Stadtpar-
lament zutage. 
Demnach steuert die Gesamtver-

schuldung der Stadt mittlerweile auf
die Marke von einer Milliarde Euro zu.
Insgesamt bezifferten sich die Schul-
den Potsdams, des Kommunalen Im-
mobilienservice (Kis) und der städti-
schen Unternehmen zum Jahresende
2016 auf rund 968 Millionen Euro. Al-
lein die kommunale Immobilienhol-
ding Pro Potsdam hat mittlerweile 507
Millionen Euro Miese angehäuft. 
Zwar stehen  den Schulden auch er-

hebliche Werte, etwa rund 17000 kom-
munale Wohnungen, und laufende
Einnahmen gegenüber. Trotzdem se-
hen Kritiker in den Schulden eine Ge-
fahr für die Zukunft der alten Resi-
denzstadt: „Da hat sich ein hochpro-
blematischer Schuldenberg aufgebaut.
Momentan ist das allgemeine Zinsni-

veau noch niedrig. Sollten die Zinsen
allerdings wieder auf breiter Front
steigen, dann kann dies für den Haus-
halt der Stadt Potsdam dramatische
Folgen haben“, warnt die CDU-Land-
tagsabgeordnete und Potsdamer Di-
rektkandidatin der Union für den
nächsten Bundestag, Saskia Ludwig,
gegenüber der PAZ. 
Überdies droht die Gefahr, dass ei-

ne offensichtliche Schuldenaufnahme
aus dem Kernhaushalt der Stadt ver-
schwindet und hin zu den Kommu-
nalbetrieben ausge-
lagert wird. Dadurch
würde die wahre La-
ge bei den Stadtfi-
nanzen verschleiert.
Damit einhergehend
tut sich auch ein po-
litisches Problem auf. 
So wurde der Betrieb des Kulturzen-

trums „Freiland e.V.“ in der Vergangen-
heit direkt aus dem Stadthaushalt ge-
fördert. Im aktuellen Haushalt ist für
das Jahr 2017 dagegen vorgesehen,
Mittel für das linksalternative Kultur-
projekt nicht mehr direkt aus dem
Kernhaushalt der Stadt zu zahlen.
Stattdessen sollen die Gelder von den
städtischen Wasserbetrieben (EWP)
kommen. 
Hohloch sieht darin die Gefahr, dass

die demokratische Kontrollmöglich-
keit ein Stück weit schwindet. Wie zur
Bestätigung solcher Befürchtungen ist

Abgeordneten des Stadtparlaments be-
reits einmal eine Auskunft zu Zah-
lungsflüssen bei der stadteigenen Ge-
sellschaft Pro Potsdam verweigert wor-
den. „Die Auskunft wurde uns ver-
wehrt, weil uns gegenüber nur der
Oberbürgermeister und die Verwal-
tung auskunftspflichtig seien, nicht
aber die städtischen Gesellschaften“,
so Hohloch gegenüber der PAZ.
CDU-Politikerin Ludwig sieht mit

Blick auf die stadteigenen Unterneh-
men noch ein weiteres Risiko. „Von mir

wird schon länger kri-
tisiert, dass sich einige
Potsdamer Kommu-
nalbetriebe nicht nur
auf ihre eigentlichen
Aufgaben zur Da-
seinsvorsorge be-
schränken. In Potsdam

greifen städtische Unternehmen in
viele Marktbereiche ein, machen pri-
vaten Unternehmen Konkurrenz und
verzerren damit den Wettbewerb“, so
die frühere Landeschefin ihrer Partei
zur PAZ. Ludwig nennt als Beispiele
die Verkehrsbetriebe, die Kfz-Repara-
turen für Dritte anböten, oder aber die
Stadtwerke Potsdam, die mit ihrem
Containerdienst in den Wettbewerb
mit privaten Unternehmen träten. 
Für bedenklich hält sie auch den Ex-

pansionskurs des städtischen Klini-
kums „Ernst von Bergmann“. Die Pots-
damer Klinik betreibt seit einiger Zeit

über die Stadtgrenzen hinaus Ärzte-
häuser und setzt damit niedergelasse-
nen Ärzten zu. Im Rathaus könnte in
den kommenden Jahren die Versu-
chung, über stadteigene Betriebe
selbst Unternehmer zu spielen, noch
weiter wachsen. 
Im aktuellen Haushalt der Stadt

steht zwar eine schwarze Null, Äuße-
rungen von Burkhard Exner (SPD), der
seit 2006 in der Stadtverwaltung für
die Finanzen zuständig ist, deuten
aber auf einen massiven Anstieg der
Schulden in den kommenden Jahren
hin. 
Im Interview mit der „Zeit“ warnte

der Stadtkämmerer selbst: „Durch die
Aufnahme von Investitionskrediten
wird sich der Schuldenstand der Stadt
in den nächsten Jahren mehr als ver-
doppeln. Da kommen wir schon in den
kritischen Bereich, und das bereitet
mir durchaus Sorgen, gerade mit Blick
auf künftige Generationen.“ 
Allein für den kommunalen Eigen-

betrieb Kis, der unter anderem Schu-
len für die wachsende Stadt baut, wird
ein Anstieg der Schulden von jetzt
rund 230 Millionen Euro auf weit
über 350 Millionen bis Ende 2019
prognostiziert. Sollte parallel zu den
Schulden in einigen Jahren auch noch
das Zinsniveau wieder ansteigen,
würden schmerzhafte Einschnitte bei
den Ausgaben Potsdams unumgäng-
lich werden. Norman Hanert

Marode Zahlen
hinter prächtiger
Fassade: 
Hauptgebäude 
der Potsdamer
Stadtverwaltung

Bild: Expdm

Sechs Fraktionen dürften ab
September dem Bundestag
angehören. Fünf von ihnen

haben in Berlin Frauen als Spit-
zenkandidaten nominiert. Nur die
FDP will mit Ex-Landeschef Chri-
stoph Meyer als Listenführer um
Wählerstimmen werben. 
Petra Pau kandidiert – wie zu-

vor – im Wahlkreis Marzahn-Hel-
lersdorf, den seit 1990 die Links-
partei, vormals SED, immer ge-
wonnen hat. Aber gerade frühere
staatstragende DDR-Bürger haben
sich in den vergangenen Jahren
von der Linkspartei abgewandt
und wählen nun AfD. Deren Kan-
didatin Jeanette Auricht ist für
Pau daher eine ernst zu nehmen-
de Konkurrentin. Paus Engage-
ment für Asylsucher im Bezirk
kommt bei ihrer bisherigen Wäh-
lerschaft nicht durchweg gut an. 
CDU-Spitzenkandidatin Moni-

ka Grütters kandidiert ebenfalls
in Marzahn-Hellersdorf. Sie hat
ganz andere Sorgen als Pau, denn
für den Fall, dass die CDU wie

2013 fünf Wahlkreise im Westteil
Berlins direkt gewinnen sollte,
könnte der Listenplatz eins für
Grütters wertlos sein. Bei einem
zu erwartenden Stimmenanteil
von berlinweit 17 bis 20 Prozent
hätte die CDU dann keinen An-
spruch mehr auf Listenmandate,

weil ihr „Kontingent“ mit den Di-
rektmandaten ausgeschöpft wäre. 
Ob die Grünen mit ihrer neuen

Spitzenkandidatin Lisa Paus Er-
folg haben werden, ist sehr frag-
lich. Zwar überzeugte sie auf der
Wahlversammlung die eigenen
Mitglieder mit flotten Sprüchen
wie „Miethaie zu Fischstäbchen“,
sie steht aber immer noch im
Schatten der früheren Spitzen-
kandidatin Renate Künast. Mit

dem Ausscheiden von Hans-Chri-
stian Ströbele aus dem Bundestag
als Stimmenbringer in Friedrichs-
hain-Kreuzberg stehen den Grü-
nen in Berlin ohnehin schwere
Zeiten bevor. 
Spitzenkandidatin Beatrix von

Storch gilt bei ihrer AfD in Berlin
als die „heimliche Landesvorsit-
zende“. Jedenfalls hat sie mit ih-
rem Zirkel „Zivile Koalition“ in
der Partei eine zahlenmäßig starke
Anhängerschaft. Während Storch
auch bundesweit im Rampenlicht
stand, ist Eva Högl von der SPD
eher unbekannt. Die aus Nieder-
sachsen stammende frühere Juso-
Funktionärin kam 2009 als Nach-
rückerin in den Bundestag. Beob-
achter meinen, sie versuche sich
unentbehrlich zu machen, ohne
anzuecken. Nur einmal lag sie da-
mit falsch. Bei der Debatte um
Prostitution verlangte sie nach
schwedischem Vorbild eine Straf-
verfolgung der „Kunden“ und
machte sich dabei die Prostituier-
ten zum Feind.  Hans Lody

Wettkampf der Frauen
Bundestagswahl in Berlin: Weibliche Spitzenkandidaten dominieren

Windräder statt Wälder
»Öko« wird paradox: Energiewende frisst Brandenburgs Natur

Gefährliche Schieflage
Potsdams Finanzen geraten aus dem Lot           − Flucht in dubiose Schattenhaushalte

Die CDU-Fraktion im bran-
denburgischen Landtag hat
bereits vor einiger Zeit mit

einer parlamentarischen Anfrage
auf eine bislang nur wenig beach-
tete Entwicklung im Zuge der
Energiewende aufmerksam ge-
macht. In Brandenburgs Wäldern
werden immer mehr Windkraft-
anlagen gebaut. Wie aus der Ant-
wort der Landesregierung hervor-
ging, soll sich die Zahl der Anla-
gen in den Wäldern in den kom-
menden Jahren mehr als verdop-
peln. 
Laut Umweltministerium exi-

stieren bereits 293 Windkraftan-
lagen in Wäldern, weitere 330
sind beantragt. Offenbar konnte
die Landesregierung auf die Frage
der CDU nach dem Flächenver-
brauch und Ersatzpflanzungen für
gerodete Bäume keine konkreten
Angaben machen. Es sei „davon
auszugehen, dass durchschnitt-
lich 0,5 Hektar Wald pro Anlage
dauerhaft in Anspruch genom-
men und damit ausgeglichen wer-

den muss“, so das Ministerium
vage. 
2016 hatte ein Volksbegehren

von fast 70 Bürgerinitiativen ver-
sucht, dem Ausbau der Windkraft
in Brandenburg Grenzen zu set-
zen. Ein Ziel des Bündnisses „Ret-
tet Brandenburg“ war die Durch-

setzung der sogenannten „10-H-
Regelung“, die bereits in Bayern
angewendet wird. Der Mindestab-
stand zwischen Windkraftanlagen
und Wohnhäusern ist dabei auf
die zehnfache Höhe der jeweili-
gen Anlage festgesetzt. Zudem
wollten die Bürger auch ein Ver-
bot von Windrädern in Wäldern.
Da nicht genug Unterschriften zu-
sammenkamen, scheiterte das
Volksbegehren. 

Allerdings hat das Vorhaben in
Brandenburg eine Diskussion
über Probleme bei der Windkraft-
gewinnung losgetreten. Speziell
die Anlagen in Wäldern bringen
dabei Umweltverbände, die der
Energiewende ansonsten positiv
gegenüberstehen, in ein Dilemma.
So sind vom Naturschutzbund
NABU skeptische Töne zu hören.
Der NABU warnte bereits 2011
davor, dass die Folgen für das
Waldökosystem nicht bewertet
und untersucht worden seien.
Auch kritisierte er, dass der Wald
durch den Wegebau und die Bau-
flächen für die Anlagen  zerstük-
kelt und in „ein flächiges Wald-
saumbiotop“ umgewandelt werde. 
Bei der rot-roten Koalition sind

bislang keine Anzeichen für ein
grundsätzliches Umdenken er-
kennbar. Die Landesregierung
verfolgt das Ziel, bis 2030 den
Anteil Erneuerbarer Energien
auf mehr als 30 Prozent des Pri-
märenergieverbrauchs steigen zu
lassen. N.H.

Nur die FDP hat
einen Mann auf Platz

eins gesetzt

Selbst der NABU
zweifelt − doch
Rot-Rot bleibt stur

Wasserbetriebe
finanzieren
linkes Projekt
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EU ignoriert 
eigene Regel

Berlin – Es ist nicht vorgesehen,
„Personen nach Libyen zurückzu-
führen, die zwischen der italieni-
schen und libyschen Küste durch
Schiffe der Operation EUNAV-
FOR MED Sophia aus Seenot ge-
rettet werden“. Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion
der Linkspartei hervor. Demnach
wird das Konzept des ersten Asyl-
staats oder des sicheren Drittstaa-
tes im Sinne der EU-Asylverfah-
rensrichtlinie mit Blick auf Libyen
von keinem EU-Mitgliedstaat an-
gewendet. Die Bundesregierung
hält die Schätzung der Internatio-
nalen Organisation für Migration
(IOM) für plausibel, derzufolge
sich zwischen 700000 und einer
Million „Migranten“ in Libyen
aufhalten. J.H.

Im Zuge ihrer absprachewidrigen
Erweit erung nach Osteuropa hat
die NATO mit Rumänien und Bul-
ga rien nach der Türkei zwei wei-
tere Anrainer des Schwar zen
Meeres dazugewonnen. So hat
sich unauffällig das Schwar ze
Meer zu einem NATO-Heimatge-
wässer entwickelt. Dabei löste
sich die Wirksamkeit des Vertra-
ges von Montreux stillschwei gend
in seinen Fluten auf. 

Dieser auch unter dem Namen
„Meerengen-Abkommen“ be-
kannte internationale Vertrag vom
20. Juli 1936 bestimmt die Regeln,
gemäß denen Kriegsschiffe aus
Län dern, die nicht an das Schwar-
ze Meer grenzen, sich dort aufhal-
ten dürfen. So dürfen sich die
Kriegsschiffe von Staaten, die
nicht zu den Anrainern des
Schwarzen Meeres gehören,
nicht länger als drei Wo-
chen im Schwarzen Meer
aufhalten. Die Tonnage der
Kriegsschiffe von Nichtan-
rainern, die zeitgleich durch
die Meerengen fahren, dür-
fen 15 000 Tonnen nicht
überschreiten. Weiterhin
dürfen Überwasser-Kriegs-
schiffe mit mehr als
10000 Tonnen Verdrängung
und U-Boote von Nichtan-
rainern sowie Flugzeugträ-
ger generell die Meerenge
nicht passieren.

Der Nordatlantikpakt hat
inzwischen dasselbe Prin-
zip eingeführt wie bei ihren
Landstreit kräf ten in Osteu-
ropa, vor allem in Polen und
dem Baltikum, nämlich das
Prinzip des sogenannten
Rotierens. Eine Einheit wird
zurückgezogen, dafür rückt
eine an dere Einheit nach, in
der militärischen Wirkung ändert
sich gar nichts, der Sinn des Ver-
trages ist unterlaufen. Daher ist es
verständlich, dass der Vizepräsi-
dent der Du ma von der Partei Ge-
rechtes Russland, Nikolaj Ljowit-
schew, dazu auf gerufen hat,
Kriegs schiffe von Nichtanrainern
im Schwarzen Meer generell zu

verbieten, aber der Aufruf ist aus-
sichtslos.

Ausdruck des NATO-Anspruchs
auf das Schwarze Meer war in jün-
gerer Zeit vor allem das große See-
manöver „Sea Shield 2017“ im Fe-
bruar dieses Jahres. Als politisches
Memento diente
vor al lem, dass
sich neben den
USA, Kanada,
Bulgarien, Rumä-
nien, Griechen-
land, der Türkei
und Spanien auch
die Ukraine an der NATO-Übung
beteiligte. Auch sonst war „Sea
Shield“ bestückt mit politischen
Aperçus. So lief mit dem britischen
Zerstörer „Dia mond“, der die Rolle
des Flaggschiffs übernahm, erst-
mals seit dem Zweiten Welt krieg

ein britisches Kriegsschiff in das
Schwarze Meer ein. Verteidigungs-
minister Michael Fal lon sagte dazu,
dies sei ein klares Zei chen für die
„Unterstützung der Souver änität,
Unabhängigkeit und territorialen
Integrität der Ukraine“, womit
Zweifel am politischen Primat der
Manöver ausgeräumt waren.

Abgesehen von dem unentwegt
wiederholten propagan distischen
Lamento um die Krim und die
Ostukraine verbirgt sich hinter
dem Zu sammenspiel zwischen
Kiew und Lon don eine wirtschaft-
liche Verlockung. Seit 2004 wird

im Schwarzen Meer Erdgas explo-
riert. Auch die Türkei hat ihre Fin-
ger in dem Geschäft. Vor Kurzem
erklärte der türkische Energiemi-
nister Be rat Albayrak, die Türkei
plane Tiefsee boh r ungen und eine
seismische Erfor schung von Erdöl-

und Erdgasreserven im Mittel meer
und Schwarzen Meer. Wegen des
derzeit schlechten Verhältnisses
zu den westlichen Ländern will
Ankara das mit nationalen Mitteln
tun.

Da bietet sich eine Zusammen-
arbeit Groß britanniens mit der
Ukraine dringend an. Ein Zwi-

schen fall, der das „Sea Shield“-
Manöver ein geleitet hatte, dürfte
dabei eine Rolle spielen. Die
Ukraine hatte den Vorwurf erho-
ben, Russland habe einen ukraini-
schen taktischen Kampfzonen-
transporter vom Typ Antonow An-

26 beschossen.
Bei näherem Hin-
sehen stellte sich
heraus, dass das
Flugzeug „zwei
pro vokante Ma-
növer in extrem
niedriger Hö he“

in der Nähe von zwei russischen
Bohr inseln durchgeführt hatte, so
hieß es jeden falls vonseiten der
russischen Schwarz meerflotte.
Daraufhin habe ein Wächter „le-
diglich vier Lichtsignale aus einer
Leuchtpistole abgegeben“.

All diese Ereignisse und Zu-
sammenhänge werden von den zu-
ständigen russischen Stel len sorg -
sam beobachtet, festgehalten und
ana lysiert. Doch dabei bleibt es
nicht. Russ land sieht sich gezwun-
gen, seine Truppen im Militärbe-
zirk Süd zu verstärken. Der frühe-
re Befehlshaber der russischen

Schwarzmeerflotte Wladimir Ko-
mo jedow erklärte vor Kurzem: „Da
neue Zer störer, Fregatten und be-
sonders U-Boote zur Verfügung
stehen, sind wir inzwischen in der
Lage, die Situation zu kontrollie-
ren und unsere Bedingungen in
dieser Region zu diktieren.“

Dazu gehört auch, dass Ende
März ein neues Atom-U-Boot mit
dem Namen „Kasan“ vom Stapel
gelaufen ist. Es ist das zweite der
„Jassen“-Klasse, verfügt aber
gegenüber dem Vorgänger über
Technologien, die brandneu sind.
US-Experten sehen diese Entwick-
lung mit Sorge, denn die neue
Ausrüstung setzt die „Kasan“ in
Stande, mit ballistischen Raketen
bestückte US-U-Boote zu treffen.

Doch zumindest offiziell zeigt
sich der Nordatlantikpakt vom

russischen Potenzial im
Schwar zen Meer unbeein-
druckt. Er will an einer wei-
teren Verstärkung seiner
Prä senz im Schwarzen
Meer arbeiten, wie Ge -
neralsekretär Jens Stolten-
berg nach dem Ministertref-
fen der NATO in Brüssel
Mitte Februar verkündet
hat. Dazu wird erwo gen, et-
wa in Rumänien neue Werf-
ten zu bauen, um die Infra-
struktur zu verbessern und
wahrscheinlich auch, um
die Abhän gigkeit von der
Türkei zu mindern.

Auch sind Pläne noch
nicht vom Tisch, denen zu-
folge in der Region Schwar-
zes Meer eine NATO-Briga-
de aufgestellt werden soll,
die an eine rumänische Bri-
gade alliiert wäre. Als dies
bekannt wurde, sagte dazu
der russische NATO-Bot-
schafter Alexander Grusch-

ko: „All diese Pläne zur Bildung
irgendeiner NATO-Gruppierung
in dieser Region beruhen auf ei-
nem rumänischen Vorschlag. Der-
zeit wird an der Aufstel lung einer
multinationalen Brigade gearbei-
tet, der eine rumänische Brigade
zugrunde gelegt werden soll.“

Florian Stumfall

Die NATO drängt ins Schwarze Meer
Systematisch versucht der Nordatlantikpakt, das seit 1936 geltende Meerengen-Abkommen zu unterlaufen

Deutscher Orden 
geht leer aus

Prag – Das Kreisgericht im tsche-
chischen Olmütz hat in zweiter
Instanz eine Klage des Deutschen
Ordens auf Rückübereignung der
Burg Busau zurückgewiesen. Zur
Begründung hieß es, dass die
zweite Enteignung nicht direkt
aus dem Eigentum des Ordens,
sondern aus dem einer deutschen
nichtkirchlichen Einrichtung er-
folgt sei und daher nicht im Rah-
men des Gesetzes zur Restitution
kirchlichen Eigentums rückgängig
gemacht werden könne. Der Or-
den erwarb die Schlossanlage im
späten 17. Jahrhundert. Sie wurde
nach der Angliederung Mährens
an das Deutsche Reich wie der
übrige Besitz des Deutschen Or-
dens enteignet und der „Gesell-
schaft zur Förderung und Pflege
deutscher Kulturdenkmäler“
überschrieben. Nach dem Zwei-
ten Weltkrieg enteignete sie der
tschechoslowakische Staat erneut
unter Berufung auf die Benesch-
Dekrete und führte sie in seinen
Besitz über. T.W.W.

Der Giftgasvorfall vom
4. April im syrischen Khan
Scheikhum sorgt dafür,

dass die Außenpolitik Einzug in
den französischen Präsident-
schaftswahlkampf hält. Die Kandi-
daten des politischen Establish-
ments folgen im Wesentlichen der
US-amerikanischen Position. Die-
ses gilt vor allem für François Hol-
landes Ziehsohn, den globalisie-
rungsbegeisterten Ex-Rothschild-
Banker Emmanuel Macron sowie
den offiziellen Kandidaten von
Hollandes Sozialisten mit gutem
Draht in radikalislamische Kreise,
Benoît Hamon. 

Macron rief bereits vor dem US-
amerikanischen Luftangriff zu ei-
ner „militärischen Intervention
auf, um Baschar al-Assad zu be-
strafen“. Seither spricht er sich
„für eine gemeinsame internatio-
nale Aktion zum Zweck eines Ver-
geltungsschlags gegen das Assad-
Regime“ aus. Und Hamon forderte
eine „politische Lösung, die ganz
klar festhält, dass Baschar al-Assad
nicht Teil der Lösung sein kann“. 

Der Republikaner François Fil-
lon erklärte, dass „der Gebrauch
von Chemiewaffen ein Kriegsver-
brechen darstellt und nicht unge-
straft bleiben darf“. Den US-ame-
rikanischen Vergeltungsschlag
nannte er „verständlich, ange-
sichts des Horrors des Angriffs mit
chemischen Waffen“. Zugleich

mahnte er aber auch, dass dies
„nicht zu einer militärischen Kon-
frontation der westlichen Koali-
tion mit Russland und dem Iran
führen“ dürfe. Fillon forderte zu-
dem eine schnellstmögliche Un-
tersuchung des Giftgasvorfalls
durch die Vereinten Nationen und
eine Vereinbarung im Sicherheits-
rat „zur Verhinderung der Kon-
fliktausbreitung“, damit der Welt-
frieden gewahrt bleibe.

Die beiden Kandidaten des rech-
ten und linken Randes gehen auf
Distanz zu den USA. Marine Le

Pen äußerte ihr Erstaunen über
den US-amerikanischen Luft-
schlag, „weil Trump mehrmals
verkündet hatte, dass die USA un-
ter ihm nicht mehr den Weltpolizi-
sten spielen würden“. Doch genau
das habe er getan. Sie stellte die
Frage, ob es „zu viel verlangt“ sei,
vor einem Vergeltungsschlag „die
Ergebnisse einer unabhängigen
internationalen Untersuchungs-
kommission abzuwarten“, und
verlangte, dass alles getan wird,
damit sich das irakische und liby-
sche Szenario nicht wiederholt,

weil das dortige Chaos „letztend-
lich den fundamentalistischen Is-
lam und den Terrorismus begün-
stigt habe“.

Der Kommunist Jean-Luc Mé-
lenchon forderte, dass, „wer auch
immer“ der Urheber des mutmaß-
lichen Giftgasanschlags sei, als
Kriegsverbrecher bestraft wird. Er
erinnerte daran, dass das Abkom-
men zum Chemiewaffenverbot
von 1993 – eine französische Initi-
ative – bis heute nicht vollständig
umgesetzt sei: „Manche Staaten
wie die USA haben das Abkom-
men zwar unterzeichnet, aber
auch 20 Jahre später immer noch
nicht ihr Arsenal an chemischen
Waffen zerstört.“ Das Giftgasarse-
nal der syrischen Regierung dage-
gen sei vor einem Jahr unter inter-
nationaler Aufsicht vernichtet
worden. Sollte Assad tatsächlich
der Urheber des Giftgasanschlags
sein, „zeugt es von einer bodenlo-
sen Dummheit“, denn seine terri-
torialen Erfolge gegen die radika-
len Moslems hätten die US-Ame-
rikaner kürzlich gezwungen, von
ihrer bisherigen Forderung, dass
er um jeden Preis weg müsse, ab-
zurücken. „Dieses Verbrechen
blockiert jetzt all dies und erneu-
ert die amerikanische Drohung ei-
nes unilateralen Eingriffs in den
Krieg. Das sollte uns allen zu den-
ken geben“, so Mélenchon.

Eva-Maria Michels

Als der Erzbischof von Oua-
gadougou in Burkina Faso,
der Kardinal Philippe 

Ouédraogo, Anfang März nach
Trier kam, um die diesjährige Mi-
sereor-Fastenaktion zu eröffnen,
bezeichnete er in seiner Anspra-
che im ehemaligen Kloster St. Ma-
ximin den radikalen Islam in sei-
nem Land als eines der größten
Probleme. Im Zentrum der dies-
jährigen Fastenaktion stand zwar
eigentlich die Landwirtschaft in
Burkina Faso (Land des aufrichti-
gen Menschen), aber auch die
Landwirtschaft, so der Kardinal,
könne nur gedeihen, wo sie sich
ohne Angst vor Terror entwickeln
könne. 

Das ehemalige Obervolta ist das
bislang letzte Land der Sahelzone,
das ins Visier der radikalen Mos-
lems geraten ist. Von zwei Seiten,
sowohl vom Süden als auch vom
Norden, dringen radikale Mos-
lems nach Burkina Faso vor. „Bo-
ko Haram“ heißt so viel wie „Bü-
cher sind Sünde“, „Westliche Bil-
dung verboten“, „Verwestlichung
ist ein Sakrileg“ oder „Die moder-
ne Erziehung ist eine Sünde“, und
so haben es die Ter roristen vor al-
lem auf Schulen abgesehen. Sie
und Hotels geraten immer wieder
ins Visier der radikalen Moslems.
Burkina Faso ist zwar wie die
Mehrheit der Sahelstaaten ein
mehrheitlich muslimisches Land,

aber der einheimische Islam war
bislang eher ein afrikanisch-tole-
ranter. Durch die Libyenkrise sind
jedoch viele militante arabische
Dschihadisten in die Sahelzone
eingesickert, die den afrikani-
schen Islam mit Gewalt bekämp-
fen. Verschärft wird die Situation
durch die Wahhabiten aus Saudi-
Arabien, die bereits seit Jahrzehn-
ten mit viel Geld einheimische
Muslime zum Wahhabismus be-
kehren.

Die Ausbreitung des radikalen
Islams beschränkt sich aber nicht

nur auf die ohnehin schon mehr-
heitlich islamischen Länder und
Regionen Afrikas. Vielen Men-
schen ist das bewusst geworden,
seit 2012 beim Umsturz in Zen-
tralafrika die Séléka mit nur 4000
muslimischen, zumeist aus dem
Sudan stammenden Kämpfern ein
zu 80 Prozent christliches Land
überrollte, in dem die Moslems
mit nur zehn Prozent der Bevölke-
rung eine vergleichsweise kleine
Minderheit ausmachen. Seit der
Machtübernahme der Séléka in
der Zentralafrikanischen Republik

und der anschließenden Interven-
tion von UN-Truppen ist das Land,
das in der Vergangenheit viele
Putsche mit kurzen Gewaltphasen
erlebt hat, nicht wieder zur Ruhe
gekommen, trotz der Präsenz
internationaler Truppen. Auch in
Ruanda und dem Kongo, die zu
den Ländern mit dem höchsten
Bevölkerungsanteil von Christen
in ganz Afrika gehören, gewinnt
der radikale Islam an Bedeutung. 

Anders als im arabischen Raum
wird der radikale Islam in Afrika
von den führenden Politikern im
Westen unterschätzt. Während in
Syrien und dem Irak ein weltwei-
tes Bündnis von Armeen gegen
den IS kämpft, konnten die weitaus
älteren afrikanischen Terrorgrup-
pen Boko Haram und Al Shabaab
jahrzehntelang unbehelligt von
westlichen Militärschlägen sich
weiter ausbreiten und Angst wie
Terror säen. Wie die des Iraks und
Syriens, sind auch die Armeen
Afrikas alleine nicht mehr zum er-
folgreichen Kampf gegen radikale
Moslems in der Lage. Allerdings
sind die afrikanischen Armeen
noch nicht so stark vom Islam in-
filtriert wie die arabischer Län-
dern. Deshalb sind bei der Be-
kämpfung von Boko Haram den
Soldaten aus Tschad, Niger, Kame-
run und Nigeria in letzter Zeit so-
gar als „phänomenal“ bezeichnete
Erfolge gelungen. Bodo Bost

Auch mehrheitlich
christliche 

Länder sind betroffen

Im Windschatten Arabiens
Westliche Politiker unterschätzen die Islamisierung in Afrika

Nagelprobe US-Luftschlag
Wie sich Frankreichs Präsidentschaftskandidaten positionieren

Das Establishment
folgt im Wesentlichen

der US-Position

AUSLAND

Übernahm beim Seemanöver „Sea Shield 2017“ die Rolle des Flaggschiffs: Der britische Zerstörer „Diamond“

Bei »Sea Shield 2017« lief erstmals 
seit dem Zweiten Welt krieg ein britisches

Kriegsschiff in das Schwarze Meer ein
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Koalition stärkt
die Schifffahrt

Berlin – Die Koalitionsfraktionen
wollen die Rahmenbedingungen
für die deutsche Schifffahrt ver-
bessern. Die maritime Wirtschaft
habe eine große gesamtgesell-
schaftliche Bedeutung, denn jeder
zweite Arbeitsplatz hänge von Ex-
porten ab, heißt es in ihrem ge-
meinsamen Antrag. Der überwie-
gende Teil des interkontinentalen
Warenaustauschs werde über den
Seeweg abgewickelt, begründen
die Fraktionen ihren Antrag. Daher
fordern sie die Regierung unter an-
derem auf, zur Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit der gesamten
Volkswirtschaft die Umsetzung des
Nationalen Hafenkonzepts für die
See- und Binnenhäfen weiter vor-
anzutreiben. Seewärtige Zufahrten
müssten ausgebaut und Engpässe
bei den Hinterlandanbindungen
beseitigt werden. Zum Schiffbau
heißt es, der Bau von Überwasser-
schiffen solle als Schlüsseltechno-
logie eingestuft werden. Dabei soll
ein umfassender Ansatz für die
Förderung und Verbreitung von
umweltfreundlichen Technologien
und Antrieben in der Schifffahrt
entwickelt werden. Angebotsviel-
falt und nationale Versorgungssi-
cherheit in der Werftindustrie sol-
len durch gezielte Gestaltung von
öffentlichen Aufträgen gesichert
werden. Zudem sollen die Emis-
sionen und Schadstoffeinträge der
Seeschifffahrt reduziert werden.
Zur militärischen Seefahrt heißt es
in dem Antrag, die deutsche Mari-
ne müsse „vor dem Hintergrund
ihrer stetig wachsenden Aufgaben“
zügig und kontinuierlich mit dem
dafür nötigen Material ausgestattet
werden. J.H.

Durch den Brexit entfällt ein
Hauptzahler. Brüssel muss die La-
sten neu verteilen, denn eines
macht die Eurokratie deutlich:
Mit weniger gibt sie sich nicht zu-
frieden

Deutschlands neuer EU-Beitrag
ist noch so offen wie die Frage, ob
die Politik noch im Wahljahr den
Deutschen die Milliardenrech-
nung aufmacht. Der Ausstieg der
Briten mindert den EU-Haushalt
um rund zehn Prozent. Da die
Beiträge schwanken, kann die
Wirkung noch größer sein, warnt
das Jaques-Delors-Institut im Ja-
nuar. Wie hoch die Beiträge eines
Mitgliedslandes sind, ermittelt die
EU im Wesentlichen nach dessen
Wirtschaftsleistung. Grundlage ist
der Anteil am gemeinschaftlichen
Bruttosozialprodukt (Bruttonatio-
naleinkommen). Die Berechnung
ist ein kompliziertes und immer
wieder Streit erzeugendes Verfah-
ren, die Beiträge sind fließend,
die Formel lang – was ein Land
mehr zahlt, verringert die Last an-
derer. So kam der relativ hohe
britische Nettobeitrag 2015 nur
über Nachzahlungen zustande.
Die Brüsseler Kommission hatte
bis ins Jahr 1995 zurückgehende
Zahlungen des Inselstaates ge-
prüft. Demnach hatten die Briten
2,1 Milliarden Euro nachzuzah-
len, was ihren Beitrag ein Jahr vor
dem Brexit-Referendum mit rund
11,5 Milliarden Euro ungünstig
hoch ausfallen ließ. Die EU argu-
mentiert, die Briten hätten ohne
von ihnen ausgehandelte Rabatte
2015 noch einmal rund sechs
Milliarden Euro mehr bezahlen
müssen. Der reale Nettobeitrag
wäre also bei 17,5 Milliarden zu
veranschlagen gewesen.
Der volkswirtschaftliche Verlust

durch den britischen Abgang ist
für die EU also größer. Entspre-
chend rechnet das Jaques-Delors-
Institut mit Verlusten von fünf bis
17 Milliarden Euro jedes Jahr. Die
britische Wirtschaftsleistung ist
seit 2014 höher als die des nächst-
großen Nettozahlers Frankreich.
Deutschland zahlte 2015 netto
14,3 Milliarden Euro und damit
mit Abstand am meisten.
Politisch birgt das Beitragsver-

fahren ständigen Konfliktstoff.
Für die zinslose Stundung der
britischen Nachzahlungen 2014

auf 2015 musste faktisch Deutsch-
land aufkommen. Brisant sind so-
wohl die Berechnung der Beiträge
allgemein, als auch die Ausnah-
men für einzelne Staaten. Als
Grundlage ermittelt die EU die
operativen Haushaltssalden der
Mitgliedstaaten – eine, wie der
Bundestag 2016 in einer Drucksa-
che schrieb, „nicht erschöpfende,
buchtechnische Zurechnung“. Es
geht darum, den Anteil eines
Staates an den EU-Gesamtausga-
ben (ohne Verwaltung) ins Ver-
hältnis zu seinem nationalen Bei-
trag zu setzen.
Hinzu kommen brisante Eigen-

heiten und „Extrawürste“: Die
Niederlande zahlen dank großer
Seehäfen mehr über Zölle, die
Belgier erhalten Erstattungen für
die Beherbergung der EU. Die Bri-
ten setzen 1985 einen mehrfach
geänderten Rabatt durch. Auch
für Dänemark und Irland gibt es

Sonderregeln sowie eine pau-
schale Ermäßigung für Schweden
und eben die Niederlande. Die
genaue Formel ist selbst für Politi-
ker kaum auf Anhieb nachzuvoll-
ziehen. Mit Erklärungen zu den
Daten hält sich die EU bedeckt –

zu brisant ist das Thema. Exper-
ten schätzen, Deutschland habe
von 1991 bis 2011 gut 45 Prozent
aller Beiträge der Nettozahler ge-
leistet, mehr als der volkswirt-
schaftliche Anteil an der EU. In-
flationsbereinigt sind das rund
250 Milliarden Euro.
Durch verschiedene Bezugsgrö-

ßen lässt sich nun der britische

Beitrag kleinrechnen – pro Kopf
zahlt der Niederländer mehr.
Doch der Austritt des in absoluten
Zahlen zweitgrößten Nettozahlers
reißt ein EU-Haushaltsloch, eine
Umverteilungsdebatte unter den
verbliebenen Mitgliedern droht.

Auf Basis der aktuellen Zahlen
käme damit etwa auf Deutschland
ein zusätzlicher Beitrag zwischen
2,5 und drei Milliarden Euro jähr-
lich zu. Diese absehbare Zusatz-
belastung Deutschlands und an-
derer Nettozahler erklärt die ak-
tuelle Forderung Brüssels, die Bri-
ten mögen ihre finanziellen Ver-
pflichtungen an die EU erfüllen.

Alte Rechnungen werden aufge-
macht. Dem Bürger sagt Berlin,
Deutschland profitiere mehr von
der EU, als es zahle – eine Be-
hauptung, die angesichts der
komplexen Materie selbst Volks-
wirtschaftler weder belegen noch
auf die Schnelle widerlegen kön-
nen. Der seit Jahren steigende
deutsche Beitrag wird somit zur
Glaubensfrage.
Die Stichworte Umverteilungs-

und Transferunion erhalten zu-
dem ausgerechnet im Vorfeld der
Bundestagswahl neue Brisanz.
Konkret werden Zuschüsse für
die Landwirtschaft und für ärme-
re EU-Staaten unter Druck gera-
ten, denn beides sind die größten
zum Sparen geeigneten EU-Aus-
gabenbereiche. Die Chance zu ei-
ner grundlegenden Reform des
EU-Haushalts hat in Brüssel indes
noch keine Anhänger gefunden.

Sverre Gutschmidt

Zahlen wird vor allem Deutschland
Durch den Austritt Großbritanniens muss die EU die Lasten neu verteilen

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
2.006.614.730.105 €
Vorwoche: 2.006.569.245.594 €

Verschuldung pro Kopf:
24.417 €
Vorwoche: 24.417 €

(Dienstag, 18. April 2017, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WIRTSCHAFT

Die genaue Formel zur
Beitragsberechnung können selbst EU-Politiker

kaum auf Anhieb nachvollziehen

Name/Vorname:

Straße/Nr.:

PLZ/Ort:

Telefon:

Die Prämie wird nach Zahlungseingang versandt. Der Versand 
ist im Inland portofrei. Voraussetzung für die Prämie ist, dass im 
Haushalt des Neu-Abonnenten die PAZ im vergangenen halben 
Jahr nicht bezogen wurde. 
Die Prämie gilt auch für Geschenkabonnements; näheres dazu 
auf Anfrage oder unter www.preussische-allgemeine.de.

Lastschrift Rechnung

IBAN:

BIC:

Datum, Unterschrift:

Ja, ich abonniere mindestens für 1 Jahr die PAZ zum Preis 

von z. Zt. 132 Euro (inkl. Versand im Inland) und erhalte die 

Prämie         Nr. 1 oder Prämie         Nr. 2. 

Preußische Allgemeine Zeitung.
Die Wochenzeitung für Deutschland.

Kritisch, konstruktiv, 
Klartext für Deutschland.Klartext für Deutschland.

Preußische Allgemeine Zeitung.
Die Wochenzeitung für Deutschland.

Kritisch, konstruktiv,Kritisch, konstruktiv,
Klartext für Deutschland.Klartext für Deutschland.Klartext für Deutschland.Klartext für Deutschland.

 Prämie 2:  Renaissance-Globus und 

 Atlas der Weltgeschichte 

 Prämie 1: Leuchtglobus und 

 Meyers Neuer Weltatlas  

Die PAZ ist eine einzigartige Stimme in der deutschen Medienlandschaft. Lesen auch 

Sie die PAZ im Abonnement und sichern Sie sich damit die speziellen PAZ-Prämien!

 Prämie 2  

Renaissance-Leuchtglobus
Pergamentfarbene Ozeane, Länder mit typischem Randkolorit auf Pergament-
fond, Darstellungen von Fregatten, Seeschlangen und einer Windrose zeichnen 
diesen Globus aus. Beleuchtet sind die Entdeckerrouten von Christoph Kolumbus 
bis Magellan zu sehen. Das Kartenbild wurde nach Originalkarten aus dem 16. 
Jahrhundert gestaltet. 

Atlas der Weltgeschichte
Ein Atlas, der im Bereich Wissensvermittlung Maßstäbe setzt: Die ideale Verbin-
dung aus Karten- und Bildmaterial sowie fundierten Texten lässt die Entwicklung 
der Menschheit von ihren Anfängen bis heute lebendig werden. Mehr als 500 

 Prämie 1 

Leuchtglobus
Das physische Kartenbild zeigt detailliert die Landschaftsformen sowie die 
Gebirgszüge und Gebirgsregionen, die Tiefebenen, das Hochland, die Wüsten 
und in einer plastischen Deutlichkeit durch Farbabstufungen die Meerestiefen. 
Das politische Kartenbild dokumentiert alle Staaten und die verwalteten Gebiete 
unseres Planeten. Sichtbar sind Flug-, Schiffahrts- 
und Eisenbahnlinien.

Meyers Neuer Weltatlas
zeichnet in bewährter digitaler Präzision ein aktuelles Bild unserer Erde: Op-

Atlas. Jetzt mit erweitertem Themen- und Satellitenbildteil sowie mit Länderlexi-
kon!  Ein unverzicht-bares Nachschlagewerk für eine virtuelle Reise um die Welt.

Preußische Allgemeine Zeitung.Preußische Allgemeine Zeitung.Preußische Allgemeine Zeitung.Preußische Allgemeine Zeitung.Preußische Allgemeine Zeitung.

Bestellen Sie ganz einfach per Email 

vertrie
b@preussische-allgemeine.de

Das Ostpreußenblatt

vertrie
b@preussische-allgemeine.de

Gleich unter 

040-41 40 08 42 

oder per Fax 

040-41 40 08 51 

anfordern!

Kommt einer Zahlungsaufforderung an Berlin gleich: EU-Ratspräsident Donald Tusk mit der britischen Austrittserklärung
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Was die Soziale Marktwirt-
schaft, die einst unumstrit-
tene ökonomische Ord -

nung der Bonner Republik, vom Ka-
pita lismus ganz wesentlich unter-
scheidet, ist, dass sie als unverzicht-
baren Bestandteil über ein Regel-
werk verfügt, das den Wett bewerb zu
garantieren hat. Das ist hauptsäch-
lich die Kartellgesetzgebung, und für
ihre Wirksamkeit zu sorgen, ist Auf-
gabe des Staates. Der Kapitalismus
hingegen ist gekennzeichnet durch
eine ihm innewohnende Tendenz zu
Kartellen und Monopolen, und dem Staat
ist kein Mittel gegeben, noch überhaupt die
Auf gabe zuge teilt, dem Einhalt zu gebieten.
Allerdings ist es eine traurige Erfahrung,

dass Ordnungen degenerieren. Und wenn
heute, in der Berliner Republik, eine der
ganz wenigen Lebens-
mittelketten, die es auf
dem deutschen Markt
gibt, eine andere auf-
kaufen wollte, und
wenn auch die Kartell-
behörde eine ihrer sel-
tenen und zaghaften
Einwände erhöbe, so träte der Wirtschafts-
minister auf den Plan und erteilte kraft Am-
tes eine Genehmigung zur Fusion. Das stellt
ein Versagen der Politik dar, ein Versagen
auch des Kartellrechts und führt schließlich
zum Versagen des Marktes, der nicht mehr
wirken kann, wenn er abgeschafft wird.
Dies alles ist leider keine Theorie, son -

dern durchlittene Wirklichkeit. Was aber
bereits beim Beispiel der Lebensmittel -
industrie und des dazugehörigen Handels
eine überaus bedenkliche Erscheinung ist,
weil sie Symptom ist der allgemeinen ord-
nungspolitischen Zerrüttung, das wird voll-
ends fatal, wenn es sich bei der Spar te nicht
um Speisen und Getränke, son dern um
Nachrichten und Meinungen handelt.
Wirft man nämlich den genaueren Blick

auf die Struktur der Medienkonzerne in
Deutschland, so muss man feststellen, dass
eine Handvoll von Entscheidungs trä gern so
gut wie alles bestimmt, was an gedruckter

wie digitaler Information an ge boten wird.
Den harten Kern der Me dien-Mogule bil-
den vier große Häuser: Bertelsmann mit sei-
nen Sparten RTL-Group, Random House,
Gruner + Jahr, dem Musikverlag BMG, der
Printing Group und den Investments mit

über 100 Start up-
Unternehmen. Dem
breiten Publikum sind
namentlich bekannt
der Heyne-Verlag, der
„Spiegel“, „Geo“, „Bri-
gitte“, „Gala“, „auto
motor sport“, der

„Stern“, n-tv, RTL und Vox. Der Umsatz des
Konzerns liegt bei 17 Milliarden Euro. Der
zweite Mogul ist der Axel Springer-Kon-
zern. Hier findet man nicht nur „Welt“ und
„Bild“, sondern ebenso „Capital“, die „Ber -
liner Morgenpost“, Pro 7, SAT1, „Hör zu“
und andere mehr. Der Umsatz lag im ver-
gangenen Jahr bei vergleichsweise beschei-
denen 3,3 Milliarden Euro. Der Dritte in der
Runde ist Holtzbrinck, wo man die „Zeit“
findet, den „Tages spie gel“, das „Handels-
blatt“, die Verlage Fi scher und Rowohlt, die
zusammen mit anderen Produkten zu ei-
nem Umsatz von 1,4 Milliarden erwirtschaf-
ten. Schließlich kommt dazu die Burda-
Grup  pe mit einigen bekannten schil lern den
Blättern von der „Bunten“ bis zum „Play -
boy“, oder aber Xing, was zusammen einen
Umsatz von immerhin 2,2 Milli arden ergibt.
Was diese vier Häuser außer ihrem ge -

meinsamen Gewerbe verbindet, ist ihre Nä-
he zur Atlantik-Brücke. Diese Verei ni gung

gibt bereits dann einige ihrer Geheimnisse
preis, wenn man sich die beiden Männer
vor Augen führt, die sie einst gegründet ha-
ben. Das waren zum einen John McCloy,
Weltbank-Präsident, Hoher Kommissar in
Deutschland, Ma na ger der Rockefeller-
Bank Chase Man hattan und Mitglied im
Council on For eign Rela ti ons. Der zweite
war Eric M. Warburg, Bankhaus Rothschild,
War burg-Bank und ebenfalls Mitglied im
CFR. Man sieht allein schon am Beispiel
dieser bei den federführenden Männer: Es
dreht sich bei der Atlantik-Brücke um ein
Gebilde im Sinne der Hochfinanz der USA
und damit der Neuen Welt ordnung. Was die
Anbindung Deutschlands an diese Strategie
angeht, so geschieht sie durch eine vielfache
personelle Verflechtung. Unter den deut -
schen Mitgliedern der Atlantik-Brücke fin-
det man Vertreter der Politik, so Kanz lerin
Merkel oder Sigmar Gabriel, Män ner aus
der Groß industrie wie VW-Winterkorn oder
Friedrich Merz, der chemischen Industrie,
der Banken, so Andreas Dombret, Roth-
schild Bank oder Fitschen, Deutsche Bank,
und natürlich Journalisten wie Claus Kleber,
ZDF, Kai Diekmann, Ex-Chefredakteur der
„Bild“- Zeit ung, Tasso Enzweiler, der bei der
„Welt“ oder im „Handelsblatt“ veröffentlicht
und Stefan Kornelius von der „Süddeut-
schen Zeitung“. Soweit ein kleiner Aus-
schnitt aus der illustren Gilde der Atlantik-
Brücke, zu der nicht nur die Großen Vier,
sondern auch die öffentlich-rechtlichen
Medien gehören, die auf diese Weise in das-
selbe Lied einstimmen.

Wer nun meint, er könne der geballten
Medien-Macht der vier Titanen und der Öf-
fentlichen, gebün delt in der Atlantik-Brük-
ke, dadurch ent rinnen, dass er sich seinen
Einblick ins Weltgeschehen durch örtliche
Tageszeitungen verschafft, der geht fehl.
Denn auch hier hat längst eine Konzentra-
tion stattgefunden, die wenig Bewegungs-
freiheit erlaubt. Drei beliebig ausgesuchte
Beispiele verdeutlichen das. So kontrolliert
die Funke Mediengruppe zwölf Tageszei-
tungen, darunter die „West fälische Allge-
meine“, die allein 28 Lokalausgaben ver-
treibt. Insgesamt umfasst die Funke-Gruppe
rund 700 Titel. Etwas kleiner ist da die Süd-
westdeutsche Medi en Holding mit 16 Tages-
zeitungen und 166 weiteren Titeln, und
wenn auch die Gruppe
Ippen nur 14 Zeitun-
gen heraus gibt, so hat
sie doch gebietsweise
ein sicheres Regional-
Monopol inne.
Führt man sich diese

Struktur des deut -
schen Pressewesens vor Augen, so ist es mit
einem Mal nicht mehr verwun der lich, dass
es zu den entscheidenden, gro ßen politi-
schen Themen nur mehr je weils eine Mei-
nung gibt. Ob es sich ums Klima handelt,
um Russland und Putin, um die transatlan-
tische Bindung, um die Will kommenskultur,
um die EU und den Euro und die Sinnhaf-
tigkeit der in die sem Zusammenhang ste-
henden viel fachen Rettungs-Milliarden, zu
all dem gibt es eine gültige Meinung und

was davon als politisch korrekt und
geboten ausgegeben wird, ist jeg-
licher Kritik enthoben. Es findet kei-
ne Prüfung der Tatbestände mehr
statt und wer aus der Reihe tanzt,
wird als nicht ernstzuneh mend, als
Verschwörungstheoretiker oder als
Rechtspopulist gebrandmarkt und
abgetan.
Wer gegen eine solche Übermacht

stehen will, braucht mehrerlei. Zum
einen muss er mutig sein, zum ande-
ren darf er Spott und Verunglimp-
fung nicht scheuen. Ganz wichtig

aber ist: Wer gegen die große Mehrheit re-
det, der muss etwas wis sen, wer mit dem
Strom schwimmt, darf beliebig dumm und
ahnungslos sein. Argumente werden nur
vom Außenseiter verlangt, niemals von
dem, der sich in die allgemeine Informa-
tionspolitik fügt.
Und doch: Bei aller Dominanz der gro ßen

Informationsmonopole verschafft sich der
Markt sein Recht. Angesichts der zahlrei-
chen Verzerrun gen, einsei tigen Darstellun-
gen oder auch des Verschweigens von
Nachrichten wird die Nachfrage nach ehr-
licher Informa tion immer drängender und
die Zahl der in den elektronischen Medien
ange bo tenen unabhängigen Portale immer
größer. Das allerdings führt zur Beunru -

higung nicht nur des
etablierten, mittelbar
vom Staat oder von
den Monopolen be -
stallten Journalismus‘,
sondern auch der poli -
tischen Klasse. Erste
Überlegungen, Nach-

richtenportale, die nicht der etab lier ten
Kontrol le unterliegen, einzu schränken oder
gar abzuschaffen, sind bereits laut gewor-
den. Dazu dient vor züglich die Verwendung
des Mo dewortes von den „fake news“, das
geeignet ist, eine neue Gefahr für Staat und
Gesellschaft zu suggerieren.
Dabei geht es um ein altbekanntes Pro -

blem, nämlich die Meinungsfreiheit, die im
Grundgesetzt festgelegt und nicht einigen
Monopolisten vorbehalten ist.

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist
„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter

Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands
berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus
konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Der türkische Staatspräsi-
dent Recep Tayyip Er-
dogan baut auch in

Deutschland seine Herrschaft
aus. 1,4 Millionen Doppelpass-
Türken sind im „Wahlbezirk
Deutschland der Türkei“ wahl-
berechtigt und werden durch
die vom türkischen Staat ange-
stellten und gesteuerten 6000
Imame in allen Moscheen zu-
gunsten des Türkensultans mo-
bilisiert. 
Mit der ihnen geschenkten

deutschen Doppel-Staatsange-
hörigkeit dürfen die gleichen
Türken unter dem gleichen tür-
kischen Oberbefehl ihrer Ima-
me und ihres Sultans auch im
Herbst bei der Bundestagswahl
die den Türken willfährigste,
also die grüne, Partei wählen.
Mit 1,4 Millionen Stimmen
sind sie bereits ein innenpoliti-
scher Machtfaktor in Deutsch-
land. Das erklärt, warum gera-
de die Grünen ein kommunales
Wahlrecht für alle Ausländer in
Deutschland fordern – vor al-
lem auch für die Türken, die
noch nicht die Doppel-Staats-
angehörigkeit angenommen
haben. Damit würde der Tür-
kensultan nicht nur in den Tür-
kenghettos, sondern auch mit
Mehrheiten in manchen Stad-
träten Deutschlands durchre-
gieren können.
Was wäre, wenn der Türken-

sultan über seine Imame die
vier Millionen Türkischstäm-
migen in Deutschland und die
mehr als zwei Millionen musli-
mischen Zuwanderer zum
Widerstand gegen eine Politik
in Deutschland aufruft, die ihm
nicht passt – beispielsweise ge-
gen christliche Symbole oder
für eine islamische Kirchen-

steuer? Schon jetzt erzwingen
die türkischen Minderheiten
über die rot-grünen Parteien
den Bau von Moscheen in
christlichen Vierteln gegen den
Widerstand der dort wohnen-
den christlich-deutschen Be-
völkerung.
Und was wäre, wenn eine

deutsche Regierungschefin
dem Türkensultan nicht mehr
die Pantoffeln küssen, sondern
Widerstand leisten würde?
Würde der Türkensultan dage-
gen durch seine von ihm be-
zahlten Imame in jeder Mo-
schee zum Aufstand der Mos-
lems gegen die deutsche Regie-
rung aufrufen? Die Sicherheits-
organe könnten einer Rebellion
von vier Millionen Türken und
zwei Millionen moslemischen
Zuwanderern bei uns kaum
wirksamen Widerstand ent-
gegensetzen, wie die Beispiele
Domplatz in Köln oder die
moslemischen Terroranschläge
zeigen.
Der Türkensultan hat also

längst seinen starken Arm in
Deutschland, hat in jeder Mo-
schee durch die aus der Türkei
bezahlten Imame seine revolu-
tionären Strukturen und Spio-
nageorganisationen geschaffen.
Und seine Macht wächst mit je-
der Million moslemischer Zu-
wanderer und Mitglieder in
den Moscheen kontinuierlich
an.
Hierin liegt wohl auch der

Grund, weshalb sich Merkel
nicht mehr traut, der Machter-
greifung des Türkensultans
nicht nur in der Türkei, son-
dern auch in Deutschland etwa
durch Abschaffung der Dop-
pel-Staatsangehörigkeit Wider-
stand zu leisten.

Als Namensgeber ungeeignet
Von Jan Heitmann

Jetzt hängen die Schilder, und
vor allem die SPD-Bundestags-
abgeordneten freuen sich über

ihre neue Adresse: Otto-Wels-
Haus. Auf Anregung von Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert
(CDU) hatte der Ältestenrat des
Parlaments kürzlich beschlossen,
das für Abgeordnetenbüros ge-
nutzte Gebäude Unter den Linden
50 nach dem einstigen SPD-Vorsit-
zenden zu benennen. Nun ist Wels
jedoch weder ein ausgesproche-
ner „Wegbereiter der Demokratie“,
als der Lammert ihn sieht, noch
hat er persönlich die weiße Weste,
die ihn zu der Lichtgestalt der So-
zialdemokratie machen würde, als
die er heute in den Geschichtsbü-
chern hingestellt wird.
Wels, ein entschiedener Gegner

der Kommunisten und des linken
SPD-Parteiflügels, trug 1930 maß-
geblich zum Ende der letzten von
einer parlamentarischen Mehrheit

getragenen Reichsregierung unter
seinem Parteifreund Hermann
Müller bei. Dessen Nachfolger
Heinrich Brüning ließ er bei der
Regierungsbildung im Stich, er
untersagte jegliche Verhandlungen
der SPD mit der Regierung Kurt
von Schleicher und verhinderte
nach dem sogenannten Preußen-
schlag einen Generalstreik.
Mit alldem leistete er – mehr

noch als man es Hindenburg vor-
werfen könnte – dem Erstarken
des Nationalsozialismus Vorschub.
Wie sehr sich Wels von den sozial-
demokratischen Idealen der Frei-
heit und der internationalen pro-
letarischen Solidarität entfernt
hatte, erkennt man daran, dass er
keine Einwände gegen Hitlers Plä-
ne zur Aufrüstung und Autarkie
hatte. Seine berühmte Rede am
23. März 1933, in der er die Ab-
lehnung des „Ermächtigungsgeset-
zes“ durch die SPD begründete,

war zweifellos eine mutige Inter-
vention für die Demokratie und
eine Sternstunde des Parlamenta-
rismus, allerdings war sie nicht
geeignet, sein vorangegangenes
Versagen zu kompensieren.
Nicht weniger schwer als seine

politischen Fehler wiegen seine
persönlichen Defizite. Nachdem
Wels im Mai 1933 ins Exil gegan-
gen war, wurde über viele Jahre in
Parteikreisen kolportiert, er habe
sich zuvor die Parteikasse ange-
eignet.
Ein weiterer Beweis für seine

mangelnde persönliche Integrität
ist sein beschämendes Verhalten
im Fall eines durch ihn getöteten
Kindes. Dazu gibt es im Sperrbe-
stand des Landesarchivs Berlin ei-
ne Akte, die der Berliner Histori-
ker Michael Foedrowitz vor eini-
gen Jahren entdeckte. Danach kam
Wels am 21. Januar 1931 in Berlin
mit seinem Auto bei einem Über-

holmanöver auf vereister Fahr-
bahn wegen überhöhter Ge-
schwindigkeit ins Schleudern, ge-
riet an der Ecke Attilastraße/Schö-
nebergerstraße auf den Gehweg
und tötete dort die neunjährige
Ursula Riehl. In den polizeilichen
Vernehmungen zeigte sich Wels
vollkommen uneinsichtig. Obwohl
die Schuldfrage eindeutig war,
wies er jede Verantwortung von
sich und äußerte kein Wort des
Bedauerns. Für seine Tat wurde er
nie zur Rechenschaft gezogen.
Wohl dank seines politischen Ein-
flusses wurde die Sache nicht wei-
ter verfolgt, drang nichts davon an
die Öffentlichkeit und verschwand
die Akte im „Giftschrank“.
Unter den geschilderten Um-

ständen sind Zweifel daran, dass
Wels vorbildlich und ehrwürdig
genug ist, um einem Bundestags-
Gebäude seinen Namen zu geben,
mehr als angebracht.

Trägt jetzt
den Namen des
SPD-Politikers
Otto Wels:
Eines der
Bundestags-
Gebäude in
Berlin

Bild: ddp images

Gegenwind

Meinungsfreiheit
gehört uns allen

Von FLORIAN STUMFALL

FORUM

Des Türkensultans
starker Arm

Von Eberhard Hamer
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War Martin Luther Zeit seines
Lebens ein „Reformkatholik“?
Und in welchem Flächenstaat
etab lierte sich die erste lutheri-
sche Landeskirche? Was macht
Hessen zu einem Pionierland der
Reformation? Wer war eigentlich
Julius Pflug? Und wie kam das
Wort Gottes auf den Mond? Die
Antworten geben Ausstellungen
in Maria Laach, Berlin, Marburg,
Zeitz und Augsburg.

Neue Einblicke in ein spannen-
des Kapitel der europäischen Kul-
turgeschichte verspricht die im
Berliner Schloss Köpenick laufen-
de Ausstellung „Kreuzwege“ (sie -
he auch Seite 11). Die mit 160 ein-
zigartigen Dokumenten und wert-
vollen Objekten ausgestattete
Schau hebt die Hohenzollern als
eine der prägenden Dynastien der
Reformationszeit hervor. Eines
der Höhepunkte der Präsentation
ist das Messgewand des Kardinals
Al brecht von Brandenburg, der
einst einer der mächtigsten Kir-
chenfürsten des Heiligen Römi-
schen Reiches war. 
In der ersten Hälfte des 16. Jahr-

hunderts verlief die konfessionel-
le Differenz noch quer durch das
Herrscherhaus. Für eine konfes-
sionelle Neuorientierung sorgte
Kurfürst Jo hann Sigismund: Er
konvertierte 1613 zur reformierten
Form des Protestantismus, stellte
aber seinen Untertanen frei,
Lutheraner zu bleiben. „Da mit
wurden die Weichen in Branden-
burg-Preußen in Richtung einer
konfessionellen Pluralisierung
gestellt“, wie Ausstellungskurator
Mathis Leibetseder betont.
Hessen stieg unter Landgraf

Philipp dem Großmütigen zu
einem Pionierland der Reforma-
tion auf. Philipp kam auf dem
Marburger Landgrafenschloss zur
Welt. Hier wird ab 7. Mai die Aus-
stellung „Bildungsereignis Refor-
mation“ gezeigt. Zu den 100
Exponaten gehört ein sogenann-
ter „Denkzettel“ des Landgrafen:
„Item hi zu Marpurk eine univer-

sität uffzurichten.“ Das Grün-
dungsjahr 1527 weist sie als die
älteste evangelische Universität
der Welt aus. Im Jahr zuvor hatten
die von Philipp in die Homberger
Marienkirche eingeladenen Ver-
treter der Landstände den Über-
tritt Hessens zur Reformation
beschlossen. Die Schau unterrich-

tet auch über das von Philipp
1529 auf das Landgrafenschloss
einberufene Marburger Religions-
gespräch, zu dem sich neben
Luther und Zwingli fast alle be -
deutenden Reformatoren einfan-
den. Weltweit Schule machte
schließlich ein Punkt der 1539
verkündeten Ziegenhainer Kir-

chenzuchtordnung: Er legte fest,
dass die Kinder Glaubensunter-
richt erhalten und anschließend
konfirmiert werden.
Dem frühen Dialog der Konfes-

sionen widmet sich eine ab 5. Juni
in Zeitz laufende Ausstellung. Zu
ihren Schauplätzen gehört
Schloss Moritzburg, in dem einst

die Naumburger Bi -
schöfe residierten. Im
Mittelpunkt steht der
letzte Bischof: Ju lius
Pflug. Er setzte bei
seinen Bemühungen
um die Einheit der
Kirche auf Toleranz
und gegenseitigen
Re spekt. Die mit
bedeutenden Doku-
menten und wertvol-
len Kunstwerken be -
stückte Schau stellt
Pflug als einen von
Me lanchthon hoch
geschätzten Ge -
sprächspartner vor.
Pflug wurde 1541

vom Domkapitel zum
ka tholischen Bi schof
gewählt. Doch Kur-
fürst Johann Fried -
rich, Schutzherr des
Bistums, ernannte
einen evangelischen
„Gegenbischof“. Erst
nach dem Sieg Kaiser
Karls V. im Schmal-
kaldischen Krieg
konnte Pflug 1547
sein Bischofsamt an -

treten. Er erwies sich als toleran-
ter Katholik: Die Mehrheit der
evangelischen Prediger beließ er
im Amt. Ausstellungskurator Hol-
ger Kun de beurteilt ihn als einen
der wichtigsten katholischen Vor-
denker der nach Einigung aller
christlichen Konfessionen stre-
benden Ökumene.

Pater Augustinus
Sander, Novizenmei-
ster der Benediktin-
erabtei Maria Laach,
macht sich seit vielen
Jahren um die Öku-
mene- und Luther-
forschung verdient.
Er be wertet Luther
nicht etwa als „Kir-
chenspalter“, son-
dern als „Reformka-
tholiken“. Der 1505
ins Erfurter Augusti-
nereremitenkloster

eingetretene Luther habe eine fast
20 Jahre währende monastische
Prägung erfahren. Pater Augusti-
nus stellt den „Reformkatholiken“
Luther in einer 40 Schriften
umfassenden Ausstellung vor, die
er vom 25. Juni an in der histori-
schen Jesuitenbibliothek von
Maria Laach präsentiert. Zu den
bemerkenswerten Ausstellungs-
stücken gehören die „Korrektur-
bibeln“ von Hieronymus Emser
und Johannes Eck, die Luthers
deutscher Bibelübersetzung eine
katholische „Richtigstellung“ ent-
gegensetzten. Doch Pater Augusti-
nus weist darauf hin, dass Emser
und Eck tüchtig bei Luther abge-
schrieben haben, der so unbe-
merkt Einzug in die katholische
Kirche hielt.
Schauplätze der Augsburger

Bibel-Ausstellung „Unser Buch“
sind vom 7. April an das Rathaus,
die katholische Kirche St. Moritz
und die evangelische Kirche 
St. Anna, der früher das Eremi-
tenkloster angeschlossen war. In
ihm fand der von Kardinal Caje-
tan 1518 zum Verhör bestellte
Luther Unterkunft. Er weigerte
sich, seine 95 Thesen gegen den
Ab lasshandel zu wi derrufen, und
flüchtete aus der Stadt. Zu den
120 Ausstellungsstücken gehören
frühe Bibelhandschriften und so -
gar eine Heilige Schrift aus dem
Besitz von Elvis Presley, die der
„King“ des Rock ’n’ Roll mit Un -
terstreichungen und Notizen ver-
sehen hat. Elvis selbst stellte übri-
gens einmal richtig: „Für mich
gibt es nur einen ,King‘, und das
ist Christus.“ 
Sowohl die kleinste als auch die

größte gedruckte Bibel der Welt
gehören zum Aufgebot. Eine Reise
zum Mond und zurück hat eine
Bibel absolviert, die auf einen vier
mal vier Zentimeter großen Mi -
krofilm gebannt ist. Sie ist eines
von 100 Exemplaren, die der
Apollo-14-Astronaut Edgar Mit-
chell im Auftrag der Apollo-
Gebetsliga 1971 mit auf den
Mond nahm. Veit-Mario Thiede

Das Neue Testament auch für Kopten: Die 1616 gedruckte zweisprachige Fassung auf Bohairisch-Koptisch und
Arabisch wird im Rahmen der Ausstellung „Unser Buch“ präsentiert Bild: Irmgard Hoffmann

Beruf: Bildermacher
Museum Folkwang stellt Gerhard Richters sämtliche Editionen aus

Das Museum Folkwang prä-
sentiert erstmals sämtliche
Kunst-Editionen Gerhard

Richters in einer seiner umfang-
reichsten Einzelausstellungen
überhaupt. Die neue Edition
„Schädel“, die Richter anlässlich
der Ausstellung gefertigt hat, wird
in Essen zum ersten Mal öffent-
lich gezeigt.
Seit 1965 befasst sich der

Dresdner Künstler,
dessen Werke auf dem
internationalen Markt
Rekordpreise erzielen,
kontinuierlich mit Edi-
tionen. Die Auflagen-
werke – Drucke, Foto-
grafien, Objekte, Ge -
mälde, Künstlerbücher
und anderes mehr –
sind damit zu einer
wichtigen Gruppe im
vielschichtigen Schaf-
fen des Künstlers ge -
worden. Die Ausstel-
lung versammelt Rich-
ters insgesamt 173 Edi-
tionen erstmals voll-
ständig und bietet damit einen
einmaligen Überblick über sein
mehr als fünf Jahrzehnte umfas-
sendes künstlerisches Werk. 
Richter nutzt das Konzept der

Edition, um seine Bilderfindun-
gen neu zu interpretieren und
gleichzeitig zu verbreiten. Bereits
die ersten Editionen zeigen, dass
Richter Fragestellungen, die ihn in
der Malerei beschäftigen, auch in

der Druckgrafik formuliert, oft-
mals auf neue und überraschende
Weise: Fragen nach dem Verhält-
nis von Original und Reproduk-
tion, nach den Eigenschaften von
Malerei und Fotografie und nach
der Lesbarkeit der Motive. Der
Künstler lotet mit den Editionen
die Möglichkeiten unterschied-
licher Medien und Gattungen aus.
Immer wieder hinterfragt er dabei

auch sein Selbstverständnis als
Künstler: „Manchmal denke ich,
ich sollte mich nicht Maler nen-
nen, sondern Bildermacher. Ich
bin mehr an Bildern interessiert
als an Malerei.“
Im Oktober 1970 fand im

Museum Folkwang Richters erste
Ausstellung seiner Editionen statt.
Es war zugleich die erste museale
Einzelausstellung des Künstlers.

Die heutige Ausstellung „Gerhard
Richter. Die Editionen.“ stellt in
zwölf Sektionen mit unterschied-
lichen thematischen Schwer-
punkten Richters Sujets, Konzep-
te und künstlerische Strategien
vor. Aufgefächert wird der gesam-
te Werkkomplex von den frühen
Druck grafiken über die Land-
schaften und Porträts bis zu den
zahlreichen Spielarten von

Abstraktion (Farbfel-
der, Vermalungen,
Rakelbilder, übermalte
Fotografien) und den
digital produzierten
„Strips“ der 2010er
Jahre. Eigene Kabinette
sind den großformati-
gen Teppichen „Abdu“,
„Iblan“, „Musa“ und
„Yusuf“ (2009) sowie
den grafischen Folgen
„Elbe“ und „Novem-
ber“ (beide 2012)
gewidmet. Richter hat
schon immer Bildma-
terial für eine spätere
Verwendung gesam-

melt. So griff er zum Beispiel für
die Edition „Ella“ von 2014 auf
ein 2006 aufgenommenes Foto
seiner Tochter zurück. PAZ/tws

Die Ausstellung läuft bis 30. Juli,
geöffnet täglich außer montags
von 10 bis 18 Uhr, Donnerstag
und Freitag bis 20 Uhr, Eintritt:
8 Euro, Telefon (0201) 8845160,
www.museum-folkwang.de

Bis zum Riss des Eisernen Vor-
hangs war der Plattensee mit

seinen vielen Vulkankegeln am
Nordufer ein Touristenmagnet 
– für DDR-Bürger. Der Balaton, wie
er in Ungarn heißt, war so etwas
wie das Mallorca des Ostens. In
Keszthely mit seiner vom Jugend-
stil geprägten Badehaus-Architek-
tur oder auf der idyllischen Halb-
insel Tihany konnten die Touri-
sten, die zu Hause sonst wenig zu
feiern hatten, richtig Dampf ablas-
sen. Der 1980 entstandene DDR-
Film „Und nächstes Jahr am Bala-
ton“ über eine Gruppe junger
DDR-Tramper drückte diese Sehn-
süchte schon im Titel aus.
Jetzt geht es im Fernsehen per

Anhalter im Trabi wieder an den
Plattensee. Im Dreiteiler „Honig-
frauen“, den das ZDF an den
Sonntagen, 23. und 30. April so -

wie 7. Mai, jeweils um 20.15 Uhr,
zeigt, lebt DDR-Nostalgie noch
einmal voll auf. Es geht um die
Erfurter Schwestern Catrin und
Maja Streesemann, die sich im
Jahr 1986 voller Hoffnung auf ein
unbeschwertes Leben fernab der
heimischen DDR-Tristesse und
unbeobachtet von ihren Eltern auf
den Weg an den Plattensee ma -
chen. Dabei stehen sie dort unter
Beobachtung! Die Stasi betreibt
im Ferienparadies eine „Balaton-
Brigade“, welche die Touristen
ausspäht, damit nicht noch mehr
DDR-Bürger Ungarn als Sprung-
brett in den Westen nutzen.
Schwungvoll inszeniert lenkt der

Film den Blick auf eine Urlaubsre-
gion, die seit 1989 arg ge beutelt ist
und wo die Badestrände im Som-
mer wie leergefegt sind. Dann al so
dieses Jahr am Balaton? H. Tews

Reisende Schwestern: Catrin (Cornelia Gröschel, l.) und Maja
Streesemann (Sonja Gerhardt, r.) suchen eine Mitfahrgelegenheit

Meister der Bild-Editionen: Gerhard Richter 

Swing-Legende
Ella Fitzgerald 

Solange Ella Fitzgerald lebte,
solange lebte der Swing. Das

konnte man bei Auftritten in
Deutschland erleben. 1980 in
Hamburg zum Beispiel, als die da -
mals 62-jährige schwer Diabetes-
kranke und halbblinde Jazzsänge-
rin mit Count Basie sowie seinem
Orchester auftrat und im Blitz-
lichtgewitter der Fotografen ein
ergreifendes „Flashlights hurting
my eyes“ improvisierte. 
Überhaupt hat die vor 100 Jah-

ren, am 25. April 1917, geborene
und neben Billie Holiday sowie
Sarah Vaughan größte US-Sänge-
rin des Swing, immer gute Erfah-
rungen mit Deutschland gemacht.
1960 gab sie ein legendäres Kon-
zert in der Berliner Deutschland-
halle, bei dem sie den englischen
Text von Bertolt Brechts „Mackie
Messer“ vergaß und den größten
Teil lautmalerisch improvisierte.
Dieser sogenannte Scatgesang
(„Dab dab du bi du ...“), den Louis
Armstrong erfunden haben soll,
machte sie zu ihrem Markenzei-
chen. Ihre Stimme, die drei Okta-
ven bewältigte, setzte sie dabei wie
ein Jazzinstrument ein. Mit ihrem
Berliner Konzertmitschnitt „Ella in
Berlin: Mack the Knife“ gewann sie
nicht nur einen Grammy, sondern
gelangte posthum damit auch in
die „Grammy Hall of Fame“.
Die Pianistin Mary Lou Willi-

ams schwärmte von Ellas Stimme,
„die auf meinem Rücken Schauer
rauf- und runtergehen ließ“. Am
15. Juni 1996 verstummte diese
Stimme für immer. Harald Tews

KULTUR

Kreuzwege. Die
Hohenzollern
und die Konfessionen 1517–1540: bis 9. Juli im Schloss
Köpenick, Berlin. Internet: www.smb.museum/ausstellun-
gen/detail/kreuzwege-die-hohenzollern-und-die-konfes-
sionen-1517-1740.html. Bildungsereignis Reformation:
6. Mai bis 31. Oktober im Landgrafenschloss Marburg.
Internet: www.bildungsereignis-reformation.de und www.
rotkaeppchenland.de. Dialog der Konfessionen. Bischof
Julius Pflug und die Reformation: 5. Mai bis 1. No vember
im Dom, Schloss Moritzburg, in der Stiftsbibliothek und
Michaeliskirche in Zeitz, Internet: www.reformation-

zei tz2017.de ,
www. investie-

ren-in-sachsen-anhalt.de. Luther in Laach: 25. Juni bis 24.
August in der Abtei Maria Laach, Jesuitenbibliothek. Wei-
tere Station: 21. September bis 31. Ok tober im Landesbi-
bliothekszentrum/ Rheinische Landesbibliothek Koblenz.
Internet: www.maria-laach.de und www.gastlandschaf-
ten.de. Unser Buch: bis 13. Mai im Rathaus, in der Kirche
St. Mo ritz und Kirche St. Anna in Augsburg. Weitere Sta-
tion: 22. Mai bis 10. September in Wittenberg, Schlossstra-
ße 31, Internet: www.unser-buch-augsburg.de und
www.augsburg-tourismus.de V.-M. Thiede

Luther-Ausstellungen auf einen Blick
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Stasi am Plattensee
ZDF-Dreiteiler über das Mallorca des Ostens

Gottes Wort auf dem Mond
Im Frühjahr laufen sich die Museen zum Reformationsjubiläum warm – Kleine Übersicht empfehlenswerter Luther-Präsentationen
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Finale fatal in Stammheim
Häftlinge der »Rote Armee Fraktion« und deren Anwälte machten blutige Gewalt zur Farce

Mit jedem Auftritt im sogenannten
Stammheim-Prozess versuchten
die Angeklagten und deren An-
wälte, den Rechtsstaat lächerlich
zu machen. Der von ihnen als „Sy-
stem“ bezeichnete Staatsapparat
der Bundesrepublik und seiner
Länder ließ sich lange vorführen
von den Anführern der „Rote Ar-
mee Fraktion“ (RAF), von Andreas
Baader, Gudrun Ensslin, Ulrike
Meinhof und Jan-Carl Raspe, an-
geklagt des Mordes in vier Fällen,
des versuchten Mordes in 54 Fäl-
len. 

Über die Morde
und Mordversuche
hinaus lautete die
Anklage auf Bankein-
brüche, Raubdelikte
und Passfälschungen
sowie Sprengstoffan-
schläge auf das
Hauptquartier des
V. US-Korps, die Poli-
zeidirektion Augs-
burg, das Landeskri-
minalamt München,
den Bundesrichter
Wolfgang Budden-
berg in Karlsruhe,
das Springer-Verlags-
haus in Hamburg und
das Europa-Haupt-
quartier der US-Ar-
mee in Heidelberg. 
Der bedrückenden

Anklage zum Hohn
versuchten die Be-
schuldigten, das Ver-
fahren zur Farce zu
machen. Sie verspot-
teten das Gericht, be-
leidigten den Vorsit-
zenden Richter als
„ f a s c h i s t i s c h e s
Arschloch“, verwei-
gerten Angaben zur Person: „Ich
lass mich doch nicht zwingen, du
Arschloch“, provozierten ihren
Ausschluss: „Mach schon, alter Af-
fe“, beschimpften Pflichtverteidi-
ger: „Wenn diese Schweine noch
einmal die Schnauze aufma-
chen …“ und drohten dem Justiz-

personal: „Denken Sie an ihre
Frau und ihre Kinder.“
Der Prozess vor dem Oberlan-

desgericht Stuttgart geriet vom Be-
ginn an aus den Fugen, und er
blieb es. Dabei war er in jeder Hin-
sicht der aufwändigste und mit sei-
ner Dauer vom 21. Mai 1975 bis
28. April 1977 auch längste Pro-
zess, den die Bundesrepublik bis
dahin erlebt hatte. Eigens für das
Verfahren war für zwölf Millionen
D-Mark ein fensterloser Sicher-
heitsraum gebaut worden. Zu Be-

ginn des Prozesses wurde der Luft-
raum über der Mehrzweckhalle
gesperrt, Innenhof und Dach mit
einem Stahlnetz überspannt. Zu-
tritt gab es nur nach Leibesvisita-
tion. Alles wurde kontrolliert –
und geriet doch rasch außer Kon-
trolle. 

Nichts war normal und doch
sollte ein normales Verfahren ge-
führt werden. Dagegen stand be-
reits der Versuch der Angeklag-
ten und ihrer Verteidiger, aus
dem Strafverfahren einen politi-
schen Prozess zu machen. Der
Verteidiger von Gudrun Ensslin
und spätere Bundesinnenmini-
ster Otto Schily setzte sich nach-
drücklich dafür ein zu zeigen,
„was die politischen Ziele der Ro-
ten Armee Fraktion sind“. Die
Angeklagten behaupteten, sich

„im Krieg gegen den Staat“ zu be-
finden.
Die Wahlverteidiger Klaus Crois-

sant, Kurt Gronewold und Hans-
Christian Ströbele wurden zeit-
weise von der Verhandlung ausge-
schlossen. Der Vorwurf: Sie unter-
stützten die Taten ihrer Mandanten.

Wie sehr die Verteidiger sich auf ih-
re Mandanten einließen, zeigen Zi-
tate. Schily zum Vorsitzenden Rich-
ter Theodor Prinzing: „Ihre Robe
wird immer kür-
zer und das Kro-
kodil darunter im-
mer sichtbarer“;
Rupert von Plott-
nitz: „Heil, Dr.
Prinzing.“
Hungerstreiks erschwerten den

Prozess. Die Dauer der Verhand-
lungen wurde verkürzt. Die Vertei-

diger versuchten, durch ständige
Befangenheitsanträge ein geordne-
tes Verfahren unmöglich zu ma-
chen. Erst fünf Monate nach Eröff-
nung konnte mit der Beweisaufnah-
me begonnen werden. Die Verteidi-
ger konstruierten ein Widerstands-
recht gegen die USA wegen des

Vietnamkrieges. Es wurde gefor-
dert, den US-Präsidenten Richard
Nixon vorzuladen, den Oberbe-
fehlshaber der US-Streitkräfte, die

Bundeskanzler Ludwig Erhard,
Kurt Georg Kiesinger, Willy Brandt
und Helmut Schmidt, die Bundes-
präsidenten Gustav Heinemann

und Walter Scheel.
Vor blutigem Hinter-
grund wurde absurdes
Theater inszeniert. 
Zwischen Ulrike

Meinhof und den an-
deren Angeklagten
kam es zu Spannun-
gen. Am 9. Mai 1976
fanden Justizbeamte
Meinhof tot in ihrer
Zelle. Sie hatte sich an
einem Strick aus An-
staltstüchern erhängt.
Der Selbstmord wur-
de amtlich festgestellt.
Die Mitangeklagten
sowie deren Anwälte
und Sympathisanten
redeten fortan von
Mord.
Der 85. Befangen-

heitsantrag schlug
durch. Vorsitzender
Richter Prinzig hatte
Prozessunterlagen an
Bundesrichter Al-
brecht Mayer gesandt,
der für eine Revision
zuständig gewesen
wäre. Mayer hatte die-
se brisanten Papiere
dem Chefredakteur
der „Welt“ überlassen.

Richter Prinzing wurde durch den
Beisitzenden Foth ersetzt.
Der oberste Ankläger, General-

bundesanwalt Siegfried Buback,
wurde am 7. April 1977 erschossen.
Mit ihm starben sein Chauffeur und
der Chef der Fahrbereitschaft. Ein
„Kommando Ulrike Meinhof“ sand-

te ein Bekennerschreiben. Wer die
Todesschüsse abgab, ist nicht ge-
klärt.
Das Gericht in Stammheim ver-

urteilte die Ange-
klagten nach
192 Verhand-
lungstagen zu le-
benslangen Frei-
heitsstrafen. Am

5. September 1977 entführte die
RAF den Arbeitgeberpräsidenten
Hanns Martin Schleyer. Sie ver-
suchte, ihre Gesinnungsgenossen
freizupressen. Als die Bundesregie-
rung nicht nachgab, entführte am
13. Oktober ein Kommando der mit
der RAF verbündeten „Volksfront
zur Befreiung Palästinas“ das Luft-
hansa-Flugzeug „Landshut“. Der
Flugkapitän wurde erschossen.
Nach einem Irrflug stand die Ma-
schine auf dem Flugplatz von Mo-
gadischu. Die GSG 9 befreite am 18.
Oktober die entführten Passagiere. 
Um 0.40 Uhr hörte Häftling Ras -

pe im Radio von der Erstürmung
des Flugzeuges. Über eine heim-
lich gebaute Wechselsprechanlage
informierte er seine Mithäftlinge.
In der Todesnacht von Stammheim
erschossen sich am 18. Ok tober
1977 Andreas Baader und Jan-Carl
Ras pe mit Pistolen, Gudrun Enss-
lin erhängte sich. Die Waffen, ins-
gesamt drei Pistolen, hatte Rechts-
anwalt Arndt Müller ab 1976 in
den Hochsicherheitstrakt ge-
schmuggelt. Dazu hatte das spätere
RAF-Mitglied Volker Speitel als
„Kanzlei-Gehilfe“ Handakten der-
maßen präpariert, dass die Waffen
hineinpassten, ohne gesehen zu
werden. Die Handakten wurden im
Gerichtssaal übergeben und durf-
ten mit in die Zelle genommen
werden. Den gleichen Weg nahmen
eine Fotokamera, Kochplatten, ein
Transistorradio und 650 Gramm
Sprengstoff samt Zünder. Das wur-
de später in Mauernischen gefun-
den. Auch die elektronischen
Kleinteile, aus denen die Häftlinge
die Wechselsprechanlage gebaut
hatten, waren in den Handakten
versteckt gewesen. Klaus J. Groth

Während des Spanischen
Bürgerkrieges bombar-
dierten Flugzeuge der

deutschen Legion Condor gemein-
sam mit italienischen Maschinen
Verkehrseinrichtungen unweit der
baskischen Kleinstadt Guernica.
Bei diesem Einsatz am 26. April
1937 im Rahmen der taktischen
Unterstützung für Francisco Fran-
cos Truppen kam es zu Kollateral-
schäden, die seitdem immer wie-
der propagandistisch ausge-
schlachtet wurden.
Im Sommer 1937 schrieb der

britische Schriftsteller George Or-
well, seit der Gräuelpropaganda
zur Zeit des Ersten Weltkriegs ha-
be es wohl keine solche Flut von
Lügen mehr gegeben, wie nun im
Bürgerkrieg zwischen Nationali-
sten und Republikanern in Spa-
nien. Damit spielte er unter ande-
rem auch auf den
Fall Guernica an,
der von der da-
mals oft links-
orientierten Pres-
se in England ge-
nutzt wurde, um
gegen Deutsch-
land Stimmung zu machen. So ver-
breiteten die Blätter das bis heute
immer wieder aufgegriffene Ge-
rücht, die Legion Condor, eine
Luftwaffeneinheit der Wehrmacht,
die auf nationalspanischer Seite
kämpfte, habe Guernica absicht-
lich bombardiert, um die gegneri-
sche Zivilbevölkerung zu terrori-

sieren. Tatsächlich aber verfolgte
der Luftschlag einen ganz anderen
Zweck.
Um die Kontrolle über Nordspa-

nien zu erlangen, plante der Kom-
mandeur von Francos Armee im
Baskenland, Brigadegeneral Emilio
Mola Vidal, die Einnahme von Bil-
bao. In diesem Zusammenhang
setzte er alles daran zu verhindern,
dass sich die in der Defensive be-
findlichen rotspanischen Truppen
hinter die Befestigungen des soge-
nannten Eisernen Gürtels um die
Industrie- und Hafenstadt an der
Biscaya zurückzogen. Deshalb er-
suchte Mola V. die Legion Condor,
die 25 Meter lange Renteria-Brük-
ke über den Rio Oca sowie eine
Straßengabelung am östlichen
Rand von Guernica zu zerstören.
Zu diesem Zeitpunkt war die Front
nur noch sechs bis 15 Kilometer

entfernt – und die ersten flüchten-
den gegnerischen Einheiten hatten
die Ortschaft auch bereits passiert.
Der Angriff begann um 16.30 Uhr

nach der Freigabe durch Oberst Ju-
an Vigón in Francos Hauptquartier
in Burgos. An ihm beteiligten sich
27 zu Behelfsbombern umgerüstete
Junkers Ju 52/3m und eine Dornier

Do 17 sowie mehrere Staffeln Mes-
serschmidt Bf 109 und Heinkel
He 51, denen der Begleitschutz ob-
lag. Dazu kamen drei Bomber des
Typs Savoia-Marchetti SM.79
„Sparviero“ (Sperber) und einige
Fiat-CR.32-Jäger der Aviazione Le-
gionaria, also des italienischen Pen-
dants zur Legion Condor. Diese
Maschinen warfen rund 30 Tonnen
Spreng- und Brandbomben ab und
zerstörten hierdurch große Teile
der Stadt. Dabei bleibt offen, ob ei-
nige der Explosionen nicht viel-
leicht auch auf eingelagerte
Sprengstoffvorräte der Republika-
ner zurückgingen oder diese später
gar noch Gebäude in die Luft
sprengten, um dem Gegner bloß
verbrannte Erde zu hinterlassen.
Auf jeden Fall aber wurde die Brük-
ke über die Oca verfehlt. Das resul-
tierte aus dem Umstand, dass eine

der allerersten
Bomben die örtli-
che Olivenölfabrik
getroffen hatte,
woraufhin dichte
Rauchwolken auf-
stiegen, die den
anderen Flugzeu-

gen die Sicht nahmen.
Die Zahl der Opfer des Angriffs

wurde seinerzeit von der baski-
schen Regionalregierung mit 1654
angegeben, was jedoch viel zu
hoch gegriffen war. Schließlich li-
stete der amtliche Polizeibericht
nur 266 getötete Zivilisten auf. Das
hinderte manche Zeitungen später

allerdings nicht daran, von bis zu
11000 Toten zu fabulieren.
Noch umstrittener als die Frage,

wie viele Menschen in Guernica
starben, ist freilich, ob der Angriff
nun tatsächlich als Kriegsverbre-
chen beziehungsweise Völker-
rechtsbruch gelten kann. Für linke
Kreise steht das
außer Frage. Des-
halb versuchen
sie auch immer
wieder, das Ereig-
nis hochzuspie-
len. So beantrag-
ten die Grünen
im Dresdner Stadtrat 2012, eine
Straße in der Elbestadt nach Guer-
nica zu benennen, um die Zerstö-
rung Dresdens am 13. Februar
1945 „in den historischen Zu-
sammenhang“ zu stellen. Damit
scheiterten sie zwar knapp, aber
an der herrschenden Meinung
hierzulande änderte das nichts.
Immerhin hatte sich Bundespräsi-
dent Roman Herzog schon 1997
im Namen Deutschlands für den
Angriff entschuldigt. Und das, ob-
wohl die Aktion im Einklang mit
den damals allgemein anerkann-
ten Regeln für den Luftkrieg er-
folgte. 
Im Gegensatz zu dem, was die

Alliierten später im Zweiten Welt-
krieg mit ihrem „moral bombing“
(siehe PAZ Nr. 12), ihren Flächen-
bombardements deutscher Städte
praktizierten, war es nämlich
durchaus legitim, Punktziele von

militärischer Relevanz wie eben
die Brücke und den Verkehrskno-
tenpunkt bei Guernica zu bombar-
dieren, auch wenn hierbei Kollate -
ralschäden drohten. So stand es im
Artikel 24 des letztlich zwar nicht
formell in Kraft getretenen, aber
doch international als verbindlich

betrachteten „Haager Juristenent-
wurfs für Luftkriegsregeln“ von
1923. Ja, mehr noch: Die Abma-
chung erlaubte sogar Attacken ge-
gen „Städte, Dörfer, Wohnungen
und Gebäude … in unmittelbarer
Nähe der Landstreitkräfte“ des
Gegners. 
Die Art und Weise der Bomben-

abwürfe zeigt ganz eindeutig, dass
keine Absicht bestand, die baski-
sche Ortschaft dem Erdboden
gleichzumachen. Vielmehr stellte
eindeutig die Brücke das Ziel dar.
Alle deutschen und italienischen
Maschinen operierten in kleinen
Formationen von nur drei bis
sechs Flugzeugen und warfen ihre
Bomben in schmalen Streifen statt
großflächig ab. Wer eine Stadt zer-
stören will, geht definitiv anders
vor. Außerdem kreuzten sich die
beiden Anflugschneisen über der
Brücke und nicht über den Wohn-

gebieten, die dann aber unglückli-
cherweise bei Fehlwürfen getroffen
wurden oder in Brand gerieten, als
der Wind die Flammen vom öst-
lichen Vorort Renteria nach Westen
trug. 
Aus all diesen Gründen gelang-

ten zahlreiche renommierte Ex-
perten zu dem
Schluss, dass der
Angriff auf Guer-
nica keine Verlet-
zung des Kriegs-
rechts darstellte.
So kann man es
beispielsweise in

den quellenbasierten Publikatio-
nen von Hans-Henning Abend-
roth, Paul Crook, James Corum,
Noble Frankland, Hermann Hage-
na und Horst Boog, dem früheren
Leitenden Wissenschaftlichen Di-
rektor des Militärgeschichtlichen
Forschungsamtes der Bundeswehr,
nachlesen.
Dahingegen entbehren diesbe-

zügliche Vorwürfe von Historikern
wie Herbert Southworth und An-
tony Beevor jeder sachlichen
Grundlage. Den in ihren Büchern
konstruierten „Terrorangriff zur
Brechung des Widerstandswillens
der Basken“ hat es nie gegeben.
Wozu hätte Franco die Legion
Condor auch zu einem solchen
veranlassen sollen? Schließlich
wähnte der Nationalistenführer
die katholische Stadtbevölkerung
der Region auf seiner Seite.

Wolfgang Kaufmann

GESCHICHTE & PREUSSEN

Guernica war kein Kriegsverbrechen
Im Gegensatz zum »Moral Bombing« der Alliierten diente der Luftangriff auf die Stadt vor 80 Jahren einem militärisch relevanten Punktziel

Primäres Ziel war die Zerstörung einer Brücke,
um zu verhindern, dass sich der Gegner hinter
den sogenannten Eisernen Gürtel zurückzieht

Wer eine Stadt zerstören will, geht anders vor
als die Legion Condor 

und die Aviazione Legionaria über Guernica

Vor 40 Jahren, am 28. April 1977, wurden die
Urteile im Stammheim-Prozess gesprochen

Ein in jeder Hinsicht aufwendiger Prozess: Allein der eigens gebaute Gerichtssaal kostete zwölf Millionen D-Mark Bild: pa
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Sie vererbten nicht einfach ihre je-
weilige Konfession. Jede Hohen-
zollerngeneration ging für sich ei-
gene Wege, ihre „Kreuzwege“, so
der Obertitel einer soeben eröffne-
ten historiografischen Gemein-
schaftsausstellung des Geheimen
Staatsarchivs Preußischer Kultur-
besitz und des Kunstgewerbemu-
seums der Staatlichen Museen zu
Berlin im Schloss Köpenick. 

Die Dynastie übte zwar das lan-
desherrliche Kirchenregiment aus
und reklamierte – mit Ausnahme
des ungläubigen Friedrich II. – das
Gottesgnadentum für sich, gleich-
zeitig aber machte sie Branden-
burg-Preußen zum ersten europäi-
schen Staat von Toleranz und
Glaubensfreiheit. Ihre „Kreuzwe-
ge“ führten durch ein Beziehungs-
geflecht religionshistorischer und
machtpolitischer Einflüsse.
Der gewählte zeitliche Spagat

der Köpenicker Ausstellung von
Luthers Thesenanschlag 1517 bis
zum Regierungsantritt Friedrichs
des Großen 1740 umfasst zehn
brandenburgisch-preußische
Herrschergenerationen, darunter
anfangs traditionelle Katholiken,
aber auch gleichgültige Kirchen -
ver ächter, begeisterte Lutheraner
wie bibeltreue Reformierte. Für-
sten der Hohenzollerndynastie
herrschten nicht nur in Franken
und Brandenburg, sondern stellten
auch den Hochmeister des Deut-
schen Ordens und den Mainzer
Kurfürsten. Wie reagierten sie auf
die vor 500 Jahren von Martin Lu-
ther angestoßene konfessionelle
Pluralisierung Europas?
„Die Hohenzollern legten 1539

ein evangelisches Netzwerk über
die katholischen Landschaften“,
das sagte Hermann Parzinger, Prä-
sident der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz, anlässlich der Aus-
stellungseröffnung am 6. April. Tat-
sächlich wurden sie zwar die füh-
rende protestantische Dynastie im
Reich, auf kulturellem Gebiet wa-
ren sie aber weniger fortschritts-
freudig. Das verarmte Branden-
burg-Preußen musste sich durch
Kultur und Baukunst seinen Rang
unter den etablierten europäi-
schen Staaten erst erkämpfen:
„Seht her, wir können es auch.“
Dazu hätte gepasst, wenn die abso-
luten Hohenzollernherrscher auch

die Religionsausübung reglemen-
tiert hätten. Dem war aber nicht so:
Sie vermieden den in Europa ver-
breiteten Fehler, Andersgläubige
zu vertreiben, und sahen ein, dass
Konfessionsvorschriften in dem
künstlich zusammengefügten
Patchwork-Staat nicht durchsetz-
bar waren. Insofern führten die
„Kreuzwege“ der Hohenzollern
zielgerichtet zu konfessioneller
Vernunft und religiöser Toleranz.
Aber sie folgten auch Nützlich-
keitserwägungen, denn die Auf-
nahme von Glaubensflüchtlingen
wurde zusätzlich in den Dienst
von Struktur- und Wirtschaftspoli-
tik gestellt. Schon damals ging es
um „Risiken und Chancen von In-
tegration“, wie Parzinger im Vor-
wort des fast 500-seitigen Ausstel-
lungskataloges schreibt. 
Die aufstrebenden brandenbur-

gisch-preußischen Reichsfürsten
hatten es bei der evangelischen
Kirche mit der lutherischen Mehr-
heit und der reformierten Minder-
heit sowie mit der katholischen
Kirche und ihren volksreligiösen
Wurzeln zu tun. Es gab anfangs
keine lutherische Grundstimmung
in Brandenburg-Preußen. Selbst

die Fürstenfamilien waren manch-
mal konfessionell durcheinander-
gewürfelt und alles andere als
fromm-friedliche Familienidyllen.
Ehefrauen, Brüder oder Kinder wi-
chen schon mal vom Bekenntnis
des Familienoberhauptes ab.
Die Hohenzollern zwischen Re-

formation und friderizianischer
Aufklärung: Das waren zu Anfang
die Kurfürsten von Brandenburg,
wie der humanistische Katholik
Joachim I. (Nestor) (reg. 1499–
1535), der von 1517 an Luthers Re-
formation bekämpfte und 1530 auf
dem Wormser Reichstag die
Reichsacht gegen den widerspen-
stigen Mönch betrieb. Sein Nach-
folger Joachim II. (Hektor) wurde
1539 Lutheraner und blieb es
ebenso wie seine Nachfolger Jo-
hann Georg (reg. 1571–1598) und
Joachim Friedrich. 1613 jedoch
kam es zu einem unerhörten
Schritt: Johann Sigismund (reg.
1608–1619) wurde 1613 Refor-
mierter, und mit ihm alle nachfol-
genden Hohenzollern. Die von der
Dynastie bevorzugte calvinistische
Lehre erntete allerdings kein nen-
nenswertes Echo in der Bevölke-
rung, Stände und märkische Pfar-
rer wollten ihren lutherischen
Staat beibehalten. Johann Sigis-
mund überließ seinen Unterta-
nen klugerweise die Konfes-
sionswahl. 
Der ihm folgende Georg Wil-

helm hinterließ dem dann fol-
genden Großen Kurfürsten
Fried rich Wilhelm (reg. 1640–
1688) ein durch den Dreißigjäh-
rigen (Religions-)Krieg verwü-
stetes Brandenburg-Preußen.
Nachdem ab 1671 Juden ein-
wandern durften, ermöglichte
der Große Kurfürst 1685 mit
dem „Edikt von Potsdam“ den in
Frankreich verfolgten evangeli-
schen Hugenotten die Einwan-
derung. Ihm folgte Kurfürst
Fried rich III., ab 1701 König
Friedrich I. in Preußen, der das
weltliche Königtum akzentuier-
te, gleichzeitig die tolerante
Konfessionslinie fortsetzte. Das
„suum cuique“ (Jedem das Sei-
ne) auf dem von ihm gestifteten
Schwarzen Adlerorden stand
auch für konfessionelle Freizü-
gigkeit. 
Der streng religiöse, fast pieti-

stische Soldatenkönig Fried rich
Wilhelm I. (reg. 1713–1740) ver-
ordnete Preußen moderne
Staats- und Militärmacht, baute
fürsorglich Kirchen, Kranken-
häuser, Waisenhäuser und so
weiter und nahm an die 40000
protestantische Glaubensflücht-
linge auf. Fried rich der Große
(reg. 1740–1786), selbst ein gott-
loser Aufklärer, überließ mit
großer Toleranz dem Volk seine

Religionen. Es durfte jeder „nach
seiner Fasson selig werden“. 
Der interessierte Besucher, der

sich zum Schloss Köpenick im
Berliner Südosten auf den Weg
macht, stellt sich die Frage, wie die
Ausstellungskuratoren die ausge-
wählten zweieinviertel Jahrhun-
derte Religionsgeschichte begreif-
bar gemacht haben. Wo liegen die
theologischen Unterschiede zwi-
schen dem seit 1613 praktizierten
reformierten Glauben des Hauses
Hohenzollern und dem lutheri-
schen Glauben ihrer Untertanen?
Kann man die konfessionelle Ei-
genwilligkeit der Hohenzollernfür-
sten überhaupt durch Museums-
stücke in Bilder übersetzen? Was
hat der preußische Staat hinterlas-
sen? 
Ohne ganz besondere Ge-

schichtskenntnisse über die Zeit,
über Luthers Theologie und ihre
Folgen geht bei dieser Ausstellung
nichts. Jürgen Kloosterhuis, Direk-
tor des Geheimen Staatsarchivs
Preußischer Kulturbesitz, war von
vorn herein klar, dass sich die
„vorwiegend schriftlichen Quellen
… nicht ohne Weiteres vermitteln
lassen“. Jacob Thanners Leipziger
Thesendruck aus dem Jahre
1517/18 ist Ausgangspunkt und
gleichzeitig Höhepunkt der Aus-
stellung. Mit dem Kunstgewer-
bemuseum der Staatlichen Mu-
seen zu Berlin fand Kloosterhu-
is „einen kongenialen Begleiter“
für Museumsexpertise und Ver-
mittlung. Und der brachte neben
exzellenten Zeugnissen der an-
gewandten Kunst, der viel be-
wunderten Buch-, Goldschmie-
de- und Textilkunst, auch noch
den Ausstellungsort ein. 
Das Ausstellungsschloss ist

ebenso Kunst wie es Kunst ist,
eine Ausstellung zu präsentie-
ren. Seit der sogenannten Wen-
de ist Schloss Köpenick eine
Dependance des Berliner Kunst-
gewerbemuseums der Staat-
lichen Museen zu Berlin. Es
passt inhaltlich zur Ausstel-
lungsepoche, darüber können
sich die Organisatoren glücklich
schätzen. Der zum Luthertum
konvertierte Joachim II. hatte
das Köpenicker Vorgänger-
schloss bauen lassen. Er starb
1571 auch dort, übrigens im Bei-
sein von Luthers jüngstem Sohn.
Das heutige Schloss entwarf der
aus Holland herbeigeholte Ar-
chitekt Rutger van Langervelt
1677 bis 1681 für den Großen
Kurfürsten beziehungsweise für
dessen Sohn Kurfürst Fried -
rich III., ab 1701 König Fried -
rich I. in Preußen, in kühlem
nordeuropäischen Barock, ei-
nem Stil, der spröder, sparsamer
und protestantischer geprägt ist

als der glanzvolle südeuropäisch-
katholische Barockstil. Es ist das
älteste erhaltene Schloss im Berli-
ner Raum. 
Für diese Ausstellung wurde

dessen Erdgeschoss zur Verfügung
gestellt. Das erlaubt allerdings kei-
nen Rundgang. Zusammenfassen-
de Raumtexte orientieren, geben
durch Karten, Tabellen und Abbil-
dungen grafische Informationen,
leiten zu Themen, Personen oder
Orten und führen zu authenti-
schen Artefakten und Kostbarkei-
ten. Bei der inhaltlichen Sortie-
rung sind Musik, Kirchenordnung
und Astrologie ebenso bedacht
wie bebilderte Biografien der Ho-
henzollern und die Kirchenarchi-
tektur. Was die spannende Sakral-
topographie Berlins angeht: Um
1750 gab es in der damaligen
100000-Einwohner-Stadt sieben
lutherische, drei reformierte und
sechs Simultankirchen, dagegen
wurde erst 1747 bis 1773 mit
St. Hed wig die erste und einzige
katholische Kirche nach der Refor-
mation gebaut. Abbildungen und
Pläne von Sakralarchitektur aus
Preußen führen die konfessionelle
Pluralisierung greifbar vor Augen.

Räumliche Inszenierungen ma-
chen den Ausstellungsbesuch zu
einem Erlebnis von emotionaler
Kraft: Beispielsweise das tief-
schwarze Kabinett, in dem Satzfet-
zen das Geschehen des Dreißigjäh-
rigen Krieges zu Gehör bringen.
Emotional berührend sind zwei
besondere Ausstellungsräume:
Holzvertäfelte Renaissancezimmer
in fränkischem und schweizeri-
schem Stil. Und natürlich die
Stuck decken mit ihren Barockma-
lereien.
Die 1682 bis 1685 von Johann

Arnold Nering geschaffene
Schlosskirche, eine der ersten von
Beginn an evangelischen Kirchen
Berlins überhaupt, ist in ihrer kla-
ren Innendekoration ein Brücken-
schlag zum Ausstellungsinhalt. Die
für die Reformierte Schlossge-
meinde und ab 1688 auch für die
Französisch-Reformierte Gemein-
de geschaffene Kirche darf von den
Ausstellungsbesuchern besichtigt
werden.
Was ist das Besondere dieser

Ausstellung? Zwei „Gedächtnisin-
stitutionen“, wie Parzinger sie
nannte, haben archivalische, bi-
bliothekarische und museale Ob-
jekte aus ihren Einrichtungen zu-
sammengetragen. Eine sparten-
übergreifende gemeinsame Aktion
unter dem Dach der Stiftung Preu-
ßischer Kulturbesitz, wie es sie bis-
her im Schloss Köpenick erst ein-
mal gegeben hatte: 2011 mit der
Ausstellung „Kriegsgericht in Kö-
penick!“ Am selben Ort, an dem
der fromme, zeitweise pietistische
Soldatenkönig 1730 das Kriegsge-
richt tagen ließ, um Hans Her-
mann von Katte zum Tode zu ver-
urteilen. Diese Ausstellung setzt
die begonnene Zusammenarbeit
erfolgreich fort. Den Kuratoren
Mathis Leibetseder und Lothar
Lambacher ist zu danken. Welch
ein Verlust, man hätte diese Aus-
stellung in einem beliebigen Mu-
seumsgebäude aufgebaut. Der Fun-
ke spränge wohl kaum über.

Ingo Sommer

Die Ausstellung „Kreuzwege. Die
Hohenzollern und die Kon fes sio -
nen 1517–1740“ im Schloss
Köpenick, Schloßinsel 1, 12557
Berlin kann bis zum 9. Juli diens-
tags bis sonntags zwischen 11 und
18 Uhr besucht werden.

GESCHICHTE & PREUSSEN

Im Rahmen des
Eröffnungs -
rundgangs 
präsentierte der
Kurator Mathis
Leibetseder den
Ausgangspunkt
und Höhepunkt
der Ausstellung: 
Jacob Thanners
Leipziger 
Thesendruck 
aus dem Jahre
1517/18

Bild: Vinia Rutkowski /
GStA PK

Wurde eigens zur Ausstellung für Besucher geöffnet: Die refor-
mierte Schlosskirche Köpenick Bild: Ingo SommerErgänzung der Exponate: Stuckdecke mit Barockmalereien
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Jeder nach seiner Fasson
Gelungene Ausstellung in Köpenick: Wie sich die religiöse Toleranz der Hohenzollern über die Jahrhunderte entwickelt hat
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War da was? Tod? Terror?
Ein Allah-gläubiger Un-
mensch, der mit einem

Lkw zwölf Menschen auf einem
Berliner Weihnachtsmarkt aus
dem Leben riss? War das letztes
Jahr? Dieses Jahr? Oder vielleicht
sogar 2015? 
Man solle möglichst schnell

wieder zur Normalität überge-
hen, fordern die deutschen Politi-
ker nach jedem Anschlag. Die
Terroristen hätten schon gewon-
nen, wenn es nicht so wäre. „Wei-
ter so wie bisher“, lautet die Paro-
le. Man kennt sie zur Genüge,
schließlich gab es schon so
schrecklich viele Anschläge.
Eilig, unwillig und unbeteiligt

wirken denn auch die Gedenk-
veranstaltungen, die sich der Po-
litikbetrieb für die ermordeten
Menschen abringt. Wie anders,
wie aufwendig, wie warmherzig
trauert man dagegen in England,
Frankreich oder jüngst in Schwe-
den, wenn dort fanatisierte Mus-
lime morden. In Deutschland
fand erst auf Druck der Öffent-
lichkeit eine Gedenkveranstal-
tung im Bundestag für die Toten
und Verletzten des Weihnachts-
markt-Anschlages auf dem Berli-
ner Breitscheidplatz statt. Vier
Wochen dauerte es, bis man sich
dazu durchringen konnte, 15 Se-
kunden dauerte die Schweigemi-
nute. Bundespräsident Norbert

Lammert klärte in seiner vorher-
gehenden Rede über das Verhält-
nis von Sicherheitsanspruch und
Freiheitsversprechen auf. Außer-
dem lobte er die bemerkenswerte
Besonnenheit der Bevölkerung
auf den Terror. Hat er sonst noch
etwas gesagt? Ach ja, die tiefe
Trauer der Angehörigen teile man
natürlich auch, war irgendwann
zu hören.

Das klingt eher nach Verdrän-
gungskult statt nach Trauerkul-
tur. Der Verdacht liegt nahe, dass
die Verantwortlichen es mög-
lichst vermeiden, die blutigen
Folgen ihrer Regierungsent-
scheidungen etwa in der Ein-
wanderungspolitik öffentlich zu
zelebrieren. „Den Deutschen
geht es gut wie nie zuvor, und
Multi-Kulti ist prima“, heißt die
allein seligmachende Botschaft.
Mit Trauerflor lässt sie sich nicht
predigen.
Die regierungstreue Presse

feierte den Akt im Bundestag
trotzdem. Eine Redakteurin der
„FAZ“ mokierte sich gar über
Pomp und Pathos der Trauerzere-
monien anderer Länder. Der rein-
ste „Schlamassel“ wäre es hierzu-

lande, eine „Art Standard des Ge-
denkens zu etablieren“. Diskre-
tion sei wichtig. Deutschland sol-
le stolz darauf sein, dass es gelun-
gen sei, die Opfer der Angehöri-
gen so gut vor der Öffentlichkeit
abzuschirmen.  
Das ist richtig und falsch zu-

gleich. Terroranschläge sind
„man-made disaster“, erklärt die
Psychologin Jutta Helmerichs.
Wer mit Mord und Totschlag kon-
frontiert werde, trage ein wesent-
lich höheres Risiko, langfristige
psychische Störungen zurückzu-
behalten als die Betroffenen einer
Naturkatastrophe. Linderung der
traumatischen Folgen verschafft
das Wissen um eine konsequente
Aufklärung der Tat. Übergroße
mediale Aufmerksamkeit, rück-
sichtlose Journalisten, denen es
um die Story und nicht um die
Menschen geht, bewirken das
Gegenteil. Ganz anders aber ver-
hält es sich mit der öffentlichen
Würdigung durch staatliche In-
stanzen. Als Signal des Zu-
sammenhalts und Beistands sei
dies für die Betroffenen, so Hel-
merichs, von zentraler Bedeu-
tung. 
Die Psychologin wäre eine aus-

gezeichnete Ratgeberin für die
deutschen Politiker. Sie leitet das
Referat Psychosoziales Krisenma-
nagement im Bundesamt für Be-
völkerungsschutz und Katastro-

So geht’s: Manchmal werden aus
dicken Freunden die schlimmsten
Feinde. Zwischen Türken und
Deutschen kriselt es gerade ge-
waltig. Erdogans jüngster Abstim-
mungserfolg in Sachen Verfas-
sungsänderung scheint die Grä-
ben zwischen beiden Nationen
noch zu vertiefen. Das war nicht
immer so, weiß PAZ-Autor Ingo
von Münch. Er blickt auf die
spannende Beziehungshistorie
der beiden Länder zurück. Deut-
lich wird dabei auch, wer tatsäch-
lich die Schuld am heutigen Zer-
würfnis trägt.

„Die Türken vor Wien“ war im
Jahr 1683 eine panische Angst.
Spricht heute jemand über „die
Türken in Berlin“, ist es nicht
mehr als eine alltägliche Situa-
tionsbeschreibung. Trotzdem be-
finden sich die türkisch-deut-
schen Beziehungen zurzeit auf ei-
nem Tiefpunkt.
Das war nicht immer so – im

Gegenteil: Im 18. Jahrhundert
pflegte man in Europa die „Tur-
querie“, ein intensives europäi-
sches Interesse an der Kunst und
Kultur des Morgenlandes. Das
führte zu freundschaftlichen Be-
ziehungen vor allem mit Preußen.
Die Karriere des Christian Fried-
rich Aly zeigt, wie aufgeschlossen
man damals dem Orient und sei-
nen Menschen gegenüberstand.
Aly war ein in Kriegsgefangen-
schaft geratener osmanischer Sol-
dat. Sein ursprünglicher Name ist
unbekannt. 1711 brachte es der
strebsame Immigrant unter Fried-
rich I. bis zum „Stadthauptmann“
in Charlottenburg (PAZ 47/2016,
Seite 11). 
Friedrich der Große, auf den

die Glaubens- und Gewissensfrei-
heit des Preußischen Allgemei-
nen Landrechts von 1794 zurück-
geht, etablierte ein Kavallerieregi-
ment aus muslimischen Tataren.
Die Hansestädte schlossen 1839
einen „Freundschafts-, Handels-
und Schifffahrtsvertrag“ mit dem
Osmanischen Reich. Neben dem
Handel entwickelten sich intensi-
ve Beziehungen auf militärischem

Gebiet: Auf Bitten von Sultan Ab-
dülhamid II. entsandte Bismarck
1883 Colmar Freiherr von der
Goltz als Fachmann für das Mili-
tärbildungswesen an den Bospo-
rus mit dem Auftrag, die Kadet-
tenschulen und Kriegsakademien
grundlegend zu modernisieren.
Der Erste Weltkrieg sah die Tür-

kei als einen der Verbündeten des
Deutschen Reiches. Vom türki-
schen Kriegsgeschehen in Erinne-
rung geblieben sind insbesondere
die Schlacht von Gallipoli mit
dem deutsch-türkischen Oberbe-
fehlshaber Otto Liman von San-
ders und die Kampfeinsätze der
zwei deutschen – der türkischen
Marine unterstellten – Kriegs-
schiffe „Goeben“ und „Breslau“
im Schwarzen Meer. Auf dem
Kleinen Kreuzer „Breslau“ hat der
spätere Oberbefehlshaber der
Kriegsmarine Karl Dönitz als
Wachoffizier gedient und später
die Fahrten beschrieben.
Im Zweiten Weltkrieg blieb die

Türkei neutral und bot zahlrei-
chen während der NS-Zeit ver-
folgten deutschen Wissenschaft-
lern Zuflucht und Beschäftigung,
zum Beispiel dem späteren
Regierenden Bürgermeister
von Berlin Ernst Reuter und
dem späteren Rektor der
Freien Universität Berlin
Ernst E. Hirsch. Der Beitrag
der deutschen Exilwissen-
schaftler zur türkischen
Kultur, insbesondere auch
zur Rechtskultur, kann nicht
überschätzt werden. Erwäh-
nenswert auch: 1945 schlug
sich die Türkei im Gegen-
satz zu vielen anderen Län-
dern nicht auf die Seite der
Siegermächte, um sich
wohlfeil an deutschen Repa-
rationsleistungen zu bedie-
nen.
16 Jahre später, am 

30. Oktober 1961, unter-
zeichneten Vertreter beider
Staaten dann Vereinbarung
über die Vermittlung türki-
scher Arbeitnehmer in die
Bundesrepublik. Türkische
Gastarbeiter strömten nach

Deutschland. Beendet wurde der
Zuzug erst durch den sogenann-
ten Anwerbestopp von 1973.
Beendet scheint zurzeit auch

die traditionelle Freundschaft. Die
früheren wechselseitigen Bekun-
dungen dieser innigen Beziehung
lesen sich heute wie Sprüche in
einem vergilbten
Po e s i e a l b um .
Anlässlich von
deutsch-türki-
schen Kredit-
verhandlungen
schrieb der da-
malige türkische
Staatspräsident General Camal
Gürsel 1961 an Bundeskanzler
Konrad Adenauer: „Ich hebe auch
gern die Tatsache hervor, dass die
zwischen der türkischen Regie-
rung und der Bundesregierung
bestehenden engen freundschaft-
lichen Beziehungen auf den Ge-
fühlen der Sympathie, der Brü-
derlichkeit und der gegenseitigen
Wertschätzung beruhen.“ Die so
gepriesene Freundschaft hielt lan-
ge. Mesut Yilmaz, Ministerpräsi-
dent der Türkischen Republik re-
sümierte 1997: „Es gibt kein Land,

mit dem die Türkei intensivere,
vielfältigere, umfangreichere und
komplexere Beziehungen hat als
mit Deutschland.“
„Die schönen Tage in Aranjuez

sind nun zu Ende“ heißt es in
Schillers „Don Carlos“, und so
könnte wohl auch das gegenwär-

tige Verhältnis
der Staatsspitzen
in unseren bei-
den Ländern zu-
einander be-
schrieben wer-
den Die tiefgrei-
fende Krise

schwelt bereits seit einigen Jah-
ren. Gezündelt hatte Erdogan
schon in seiner umstrittenen
Kölner Rede vor 16000 Türken
und türkischstämmigen Deut-
schen im Februar 2008. Darin
warnte er seine Zuhörer, „sich ei-
ner Assimilation zu unterwer-
fen“. Sie wäre „ein Verbrechen
gegen die Menschlichkeit.“
Von deutscher Seite wurde Öl

ins Feuer gegossen mit den offi-
ziellen Stellungnahmen zum 100.
Jahrestag des Beginns des Massa-
kers an den Armeniern 1915.

Nachdem Bundespräsident Gauck
in einer Rede im Berliner Dom
das Massaker als „Völkermord“
scharf kritisiert hatte, entgegnete
das türkische Außenministerium,
der Bundespräsident habe „kein
Recht, die türkische Nation eines
Verbrechens zu beschuldigen, das
sie nicht begangen hat“. Das tür-
kische Volk werde Gaucks Äuße-
rungen „nicht vergessen und
nicht vergeben“. 
Weitere Streitanlässe sind hin-

zugekommen: Zu nennen sind
das unselige Böhmermann-Ge-
dicht sowie die Verhaftung des
Journalisten Deniz Yücel (PAZ
9/2017, Seite 1). Hinzu kommen
die fortdauernden Meinungsver-
schiedenheiten hinsichtlich ei-
nes Beitritts der Türkei zur Eu-
ropäischen Union, die Kontro-
versen um öffentliche Wahl-
kampfauftritte türkischer Politi-
ker in Deutschland, der Vorwurf
geheimdienstlicher Tätigkeit bei
der Bespitzelung türkischer Op-
positioneller hierzulande und
die Androhung der Kündigung
des mit der EU geschlossenen
Flüchtlingspaktes. Die von Erdo-

gan angestellten Verglei-
che deutschen Handelns
mit Nazi-Methoden sor-
gen für zusätzliche
Schärfe.
Kein Zweifel: Die Staats-

spitzen – nicht die Völker
– der Türkei und Deutsch-
lands liegen miteinander
im Streit. Was ist zu tun?
Das Völkerrecht kennt ei-
nen ganzen Katalog von
Mitteln zu friedlicher
Streitbeilegung, ohne dass
die Angelegenheit vor ei-
nem Gericht ausgetragen
wird. Es gibt Verhandlun-
gen, Gute Dienste, Ver-
mittlung, Untersuchung
und Vergleich.
Die Verhandlungen kön-

nen schriftlich, durch soge-
nannte Noten, oder münd-
lich erfolgen. Als Gute
Dienste bezeichnet man
das Anerbieten eines Drit-
ten am Streit nicht Beteilig-

ten, die Streitparteien zur Aufnah-
me von Verhandlungen zu be-
wegen und ihnen dabei technische
Hilfe zu gewähren, zum Beispiel
indem ein Konferenzort bereitge-
stellt wird. 
Bei der Vermittlung unterbreitet

ein wiederum am Streit nicht
selbst Beteiligter einen Lösungs-
vorschlag. Eine Untersuchungs-
kommission stellt aufgrund einer
Beweiserhebung die dem Streitfall
zugrundeliegenden Tatsachen fest,
ohne daran rechtliche oder politi-
sche Folgerungen zu knüpfen.
Beim Vergleich stellt eine Kom-
mission, der Mitglieder der Streit-
parteien selbst angehören, zu-
nächst die Tatsachen des Streitfal-
les fest und unterbreitet sodann
den Steitparteien einen – sie nicht
bindenden – Vergleichsvorschlag.
Der Überblick zeigt allerdings,

dass alle diese Instrumente –
übrigens ebenso wie eine richter-
liche Streitbeilegung – nicht ge-
eignet sind, das türkisch-deutsche
Verhältnis zu normalisieren; denn
es geht hier nicht um den üb-
lichen völkerrechtlichen Streitfall
eines Gebietsanspruches oder ei-
ner finanziellen Forderung son-
dern um Atmosphäre und um
Vertrauen. Beides ist nicht justizi-
abel. Auch die „Einbestellung“ des
Botschafters hilft erfahrungsge-
mäß nicht. So bleibt wohl nur: Ru-
he bewahren und auf die Heil-
kraft von Zeitablauf hoffen. 

Der Autor: Als Jurist, Publizist
und Politiker (FDP) ist Ingo von
Münch (84) bekannt. Der emeri-
tierte Professor für Verfassungs-
und Völkerrecht hat sich unter
anderem als Kommentator des
Grundgesetzes einen Namen ge-
macht hat. Vom 2. September
1987 bis zum 26. Juni 1991 war er
Senator für Wissenschaft und
Kultur sowie Zweiter Bürgermei-
ster der Freien und Hansestadt
Hamburg. Sein Buch „Frau,
komm! Die Massenvergewalti-
gungen deutscher Frauen und
Mädchen 1944/45“ brach erst-
mals das Schweigen zu einem
deutschen Tabu-Thema. 

„Gefühle der Sympathie, der Brüderlichkeit und der Wertschätzung“: Der da-
malige Kanzler Gerhard Schröder mit Recep Tayyip Erdogan bei einem Tür-
keibesuch im Jahr 2005 Bild: action press 

Ziemlich beste Feinde
Die Türkei und Deutschland – Dutzende Streitpunkte trennen derzeit beide Länder – Das war nicht immer so 

Ob auf der Agrar-Messe
(oben), beim Staatsbesuch

auf Ministerebene oder im Um-
gang mit verstorbenen Vierbei-
nern: Deutschlands Rindviecher
erhalten höchste Aufmerksam-
keit. Landwirtschaftsminister
Christian Schmidt handelte am
vergangene Wochenende beim
Iran-Besuch ein millionenschwe-
res Geschäft über Rindersperma
aus. Der Qualitätssamen made in
Germany soll sozusagen im wort-
wörtlichen Sinne die persische
Rinderrzucht befruchten. Euter-
gesundheit, hohe Wirtschaftlich-
keit, Fitness und Schönheit
zeichnen die Nachkommen der
deutschen Bullen aus, heißt es

bei den hiesigen
Züchtern.
Einer, der mit

unerschöpflicher
Bullenkraft –
500 Portionen
Samen pro
Sprung – am
Zuchterfolg mit-
gewirkt hat, ist
allerdings gerade abgetreten:
Waldbrand (kl. Foto) lebt nicht
mehr. Das Dahinscheiden des elf-
jährigen „Kultbullen“ regt die
Branche jetzt zu hymnischen
Nachrufen an. „Eine Fleck-vieh-
Ära geht zu Ende“, heißt es beim
Besitzer, der Besamungsstation
„Bayern Genetik“ in Grub. „Le-

gendär“ sei sein Auftritt beim
letzten Zentrallandwirtschafts-
fest in München gewesen, seufzt
ein trauerndes Branchenmaga-
zin, und der „Münchner Merkur“
lässt ehrfurchgebietende Zahlen
sprechen: „Der erfolgreiche Bay-
er hinterlässt 63 Söhne und rund
150000 Töchter.“ FH

Der Moment
der Woche

Multi-Kulti mit Trauerflor
Deutschlands Gedenkveranstaltungen für Terroropfer sind erbärmlich 

Deutsche prägten im
20. Jahrhundert

die türkische Kultur
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Zuviel Pomp und
Pathos in Frankreich?



MELDUNGEN

Memeler 
Schlossträume

Memel – Auch in Memel wird
darüber beraten, das Schloss der
Stadt, die einstige Mümmelburg,
wieder zu errichten. Einstweilen
denkt man freilich angesichts
knapper Kassen lediglich an eine
optisch rekonstruierende Fassa-
denplane, die ähnlich wie beim
inzwischen bereits im Wiederauf-
bau befindlichen Berliner Schloss
Werbung für das Schlossprojekt
machen soll. Wenn das alte Stadt-
bild ankommt, will man Gelder
für einen echten Wiederaufbau
einwerben. Nach aktuellen Schät-
zungen sollen sich 85 Prozent der
Architektur des Schlosses anhand
der vorhandenen Unterlagen ent-
sprechend dem Vorkriegszustand
wiederherstellen lassen. T.W.W.

Anfang April 2017 fand die
Verleihung des Elbinger
Kulturpreises für das Jahr

2016 im Altstadtrathaus statt. Ihr
Zweck ist die Auszeichnung und
die Unterstützung von Elbinger
Künstlern, die außergewöhnliche
Leistungen für das kulturelle Le-
ben der Stadt erbracht haben. 

Im Rahmen der Elbinger Kultur-
preise wurden Stipendien, der
Preis des Präsidenten von Elbing,
der Preis für das „Event des Jah-
res“ und der Preis eines „Kultur-
schöpfers“ vergeben. Für die ein-
zelnen Auszeichnungen durften
sich sowohl Privatpersonen als
auch Institutionen bewerben.

Ein Stipendium erhielten in die-
sem Jahr 20 künstlerisch talentier-
te Personen. Die meisten waren
Schüler der Staatlichen Musik-
schule von Elbing. Unter den
Empfängern eines Stipendiums
war Kamil Zimnicki. Er ist Mitor-
ganisator der Initiative „ziElbing“
und des Zyklus „Ich bin kulturell“.
Er initiiert und koordiniert viele
Projekte im Bereich des Tou-
rismus und der Geschichte von El-
bing. Ebenso ist er Regisseur und
Drehbuchautor des Films „Die El-
binger Fasanerie“ (2014). Er ist mit
der Polnischen Touristischen Lan-
deskundlichen Gesellschaft in El-
bing professionell verbunden. Das
Stipendium in Höhe von 1000 Eu-

ro wird für einen Kurzfilm mit Be-
teiligung der Bewohner von El-
bing eingesetzt. Der Film wird sich
mit Fragen über die lokale Iden-
tität beschäftigen. Es sollen unter
anderem Aufnahmen mit Eigentü-
mern und Mitarbeitern von Unter-
nehmen durchgeführt werden, die
auf dem lokalen Markt tätig sind
und zur Förderung der Stadt El-
bing beitragen. Neben dem Film
wird es eine fotografische Doku-
mentation geben. Die Fotos wer-

den während der Dreharbeiten
aufgenommen. Von den interes-
santesten Bildern soll anschlie-
ßend eine Fotoausstellung mit ins-
gesamt 50 Aufnahmen gezeigt
werden. 

Carolina Kardas erhielt die Aus-
zeichnung des Präsidenten von El-
bing. Sie ist Absolventin der Fa-
kultät für Malerei an der Akade-
mie der Bildenden Künste in Dan-
zig und Doktorandin des Promo-
tionsstudiums an der Akademie
der Schönen Künste in Krakau.
Sie malt, erschafft Objekte, Kurz-
filme und sogenannte site-specific

Installationen. Ihr Abenteuer mit
der Kunst begann im Jugendkul-
turhaus im Studio von Catherine
Smeja-Skulimowski. Kardas’ Ar-
beiten können bereits am 12. Mai
in der Galerie EL während des El-
binger Salons bewundert werden.

Den Preis des „Kulturschöpfers“
erhielt Wojtek Minkiewicz, Grün-
der des Musikklubs „Mjazzga“.
Der Klub ist eine der angesagte-
sten Institutionen des privaten
Sektors. Sein Ziel ist es, das kultu-
relle Angebot in Elbing zu erwei-
tern. In „Mjazzga“ treten Künstler
auf, deren Stil als außergewöhn-
lich gilt und die schon mit polni-
schen Kulturpreisen ausgezeich-
net wurden. 2016 zählte der Klub
im Stadtführer von Filip Springer
zu den empfohlenen Orten El-
bings. Minkiewicz hat bereits im
Jahr 2011 den Preis des Präsiden-
ten von Elbing für seine Kulturpo-
litik erhalten.

Im Rahmen der Elbinger Kultur-
preise wurde auch der Lorbeer-
kranz in der Kategorie „Event des
Jahres“ vergeben. Er ging an die
Elbinger Bibliothek, die im ver-
gangenen Jahr eine Reihe von
Treffen für Senioren unter dem Ti-
tel „Grünsommer in der Biblio-
thek“ organisiert hatte. Die Veran-
staltungen galten Kräutern und ih-
rer Verwendung in der Küche.

Leszek Chaburski

Es ist wenig bekannt und doch ei-
nes der sieben Königsberger Stadt-
tore, das Kriegsbeschädigungen
und Verfallserscheinungen über-
stand: Das Eisenbahntor auf dem
Deutschordenring. Ein neuer Inve-
stor will dort ein Planetarium
unterbringen.

Ganz in der Nähe des Mahn-
mals für die 1200 Gardisten am
Deutschordenring [Gwardejskij
Prospekt] gibt es eine Sehenswür-
digkeit, die bis vor Kurzem den
meisten heutigen Königsbergern
unbekannt war. Viele hatten bis-
lang dem Eisenbahntor keine Be-
achtung geschenkt oder wussten
einfach nichts von seiner Existenz.
Während die anderen Stadttore
wie das Friedländer, das Königs-
oder das Sackheimer Tor allen
Städtern und Touristen wohl be-
kannt sind, fristete das Eisenbahn-
tor ein eher tristes Dasein.

Das auch Eisenbahntor genann-
te Bauwerk ist eines der sieben er-
haltenen Tore von Königsberg. Auf
dem Tor ist eine Inschrift erhalten
geblieben mit dem Baudatum
1866 bis 1869. Konzipiert hatte es
der Architekt Ludwig von Aster.
Es hat zwei Durchfahrten, gekrönt
von Bögen, und die Portale der To-
re sind mit Kunstziegeln verziert.
Eine Besonderheit des Tores ist
das Vorhandensein von Reliefs.
Die Festung verfügte über einen
Mechanismus, bei dem feste Bal-
ken wie eine Gardine im Falle ei-
ner Verteidigung in Mauernischen
hineingelegt werden konnten, die
ein Eindringen von außen verhin-
derten.

Über das Eisenbahntor führte
einst die Bahnlinie nach Pillau,
doch als die Festungen im Stadt-
zentrum abgebaut wurden, ver-
legte man über den ehemaligen
Wall die Straße Deutschorden-
ring. Da ein neuer Eisenbahn-
zweig nach Pillau gebaut worden
war, wurde nach dem Zweiten
Weltkrieg die Strecke über das Ei-

senbahntor nicht mehr benötigt.
Allerdings wurden die Schienen
zunächst nicht abgebaut, sondern
blieben an Ort und Stelle.  Mit
den Jahren waren sie von Gras
und Gestrüpp überwuchert. Die
Eisenbahnschienen wurden erst
entfernt, als der Park mit dem
Denkmal der 1200 Gardisten an-
gelegt wurde. Zu dieser Zeit wi-

chen die Schienen einem Geh-
weg.

Im Frühjahr 2007 wurde das Tor
der einstigen Stadtbefestigung
dem Gebietsmuseum für Ge-
schichte und Kunst übergeben.
Seit dieser Zeit wurde das Eisen-
bahntor restauriert und mit einer
Beleuchtung versehen. Im Park
wurden Laternen und Toiletten-

häuschen aufge-
stellt. Letztere sind
jedoch die meiste
Zeit geschlossen
und ähneln eher
Schaustücken als
funktionierenden
Einrichtungen für
den Gebrauch.

Vor Kurzem fand
endlich eine Aus-
schreibung für die
Unterbringung von
Kulturobjekten auf
dem Gelände des
Tores statt. Vier
Kandidaten hatten
ihre Bewerbung
eingereicht. Am
Ende blieb aller-
dings nur ein einzi-
ger übrig, der als
konkurrenzloser
Teilnehmer dann
auch den Zuschlag
bekam. Es war der
Privatunternehmer
Konstantin Gu-
skow, der sich im
Bereich von Film-
vorführungen betä-
tigt. Er erhielt ei-
nen Pachtvertrag
für das Eisenbahn-

tor als Objekt des kulturellen Er-
bes von regionaler Bedeutung. Das
Gebäude hat eine Größe von über
170 Quadratmetern. Guskow kann
es für eine Pacht in Höhe von um-
gerechnet knapp 36000 Euro fünf
Jahre lang nutzen. Dem neuen
Pächter schwebt vor, ein Planeta-
rium in der Festungsanlage einzu-
richten. Jurij Tschernyschew

Planetarium im Eisenbahntor?
Nach erneuter Ausschreibung: Investor pachtet die Königberger Befestigungsanlage für fünf Jahre

Wenig beachtet, aber kein hoffnungsloser Fall: Bald könnten Touristen den Weg zum Eisenbahntor finden

Zu viele 
Elche

Allenstein – Die Population der
Elche im südlichen Ostpreußen
hat sich im Laufe von zehn Jahren
verfünffacht. Zurzeit leben in die-
ser Region ungefähr 3000 dieser
Tiere. Die Landwirte bemühen
sich darum, das Moratorium aus
dem Jahre 2001, wonach es verbo-
ten ist, die Tiere zu schießen, auf-
zuheben. Im Laufe der letzten
zehn Jahre sind die durch die El-
che verursachten Schäden um das
Sechsfache gestiegen. Jährlich be-
trägt im südlichen Ostpreußen die
Entschädigung, die der Staat aus-
zahlen muss, 600000 Zloty (rund
141000 Euro). In Allenstein findet
zurzeit die Hauptversammlung
der ermländisch-masurischen
Landwirtschaftskammer statt. Die
Landwirte möchten eine Begren-
zung der Population der Wildtiere,
darunter auch die der Elche, so-
wie einen größeren Einfluss auf
die Anfertigung der Jagd-Pläne.
Das Aufstellen von Jagd-Plänen ist
Aufgabe der Kammer. PAZ

Protest wegen
Schweinestall

Treuburg – Die Treuburger Stadt-
verordneten nahmen einstimmig
eine Resolution an, mit der sie ge-
gen den Bau eines großen
Schweinestalles nur zwei Kilome-
ter von der Stadt entfernt prote-
stieren. Ein privater Investor will
im nahegelegenen Imionken
24000 Schweine züchten. Die
Stadtverordneten befürchten,
dass durch eine solche Investition
Treuburg viel von seiner Attrakti-
vität verlieren wird. Mit der Reso-
lution wenden sie sich daher an
die Woiwodschaftsbehörden, da-
mit ihr Protest bei der Umwelt-
entscheidung berücksichtigt wird.
Bürgermeister Waclaw Olszewski
meint, dass die Touristen um die
Stadt einen Boden machen wür-
den, wenn sich in ihrer Nähe ein
großer stinkender Schweinestall
befindet. Zunächst muss nun die
regionale Umwelt-Direktion
gegenüber dem Investor eine Um-
weltentscheidung treffen. Erst da-
nach sind die Behörden der Stadt
Treuburg zuständig. PAZ

Zu den Preisträgern
gehörte auch 

die Stadtbibliothek

Nr. 16 – 21. April 2017 

B
ild
: J
.T
.

Machtkampf-Opfer 
Königsberger Domorganist entlassen

Elbing verleiht Kulturpreise
Vor allem junge Förderer der Stadt erhielten Auszeichnungen

Der bisherige
Direktor des

K ö n i g s b e r g e r
Doms, Arkadij
Feldmann, ist von
seinem Posten
zurückgetreten.
Zu seiner Nach-
folgerin bestellte
Gouverneur An-
ton Alichanow
Vera Tariwerdije-
wa, die Witwe
des bekannten
armenisch-geor-
gischen Film-
komponisten der Sowjetära, Mi-
kael Tariwerdijew. Die Musikwis-
senschaftlerin hat bereits ange-
kündigt, wegen ihrer Verpflich-
tungen als Vorsitzende der Tari-
werdijew-Stiftung und Künstleri-
sche Leiterin des Tariwerdijew-
Wettbewerbs für Organisten nur
zehn Tage im Monat in Königs-
berg verbringen zu können. Ihr
Gehalt spendet sie dem Dom-Mu-
seum.

Mit Feldmans Rücktritt verlor
auch der bisherige langjährige
Domorganist Artjom Chatschatu-
row, der schon zu Zeiten des frü-
heren Domdirektors Igor Odin-
zow fest angestellt war, bereits mit
Wirkung zum 31. Dezember 2016
seine Stelle. Vorausgegangen war
offenbar ein Machtkampf zwi-

schen Odinzow und seinen Nach-
folgern, denen Chatschaturow
zum Opfer fiel. Vermutlich war es
seine Loyalität gegenüber seinem
früheren Chef Odinzow, die ihn
bei dessen Nachfolgern unbeliebt
machte. 

Als nun die neue Domdirekto-
rin Tariwerdijewa Anfang März
einen Wettbewerb für zwei neue
Domorganisten ausschrieb, wur-
de Chatschaturow als Bewerber
ausgeschlossen. Mit der Stelle
verlor der Ex-Domorganist auch
seine Zwei-Zimmer-Wohnung, die
ihm der damalige Domherr ver-
schafft hatte. Im Königsberger Ge-
biet findet Chatschaturow keine
Anstellung als Organist mehr und
muss sich mit Gelegenheitsjobs
über Wasser halten. T.W.W./PAZ

Vielen Ostpreußen von Besuchen im Königs-
berger Dom bekannt: Artjom Chatschaturow
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da hatte ich richtig vermutet,
als ich in Folge 14 meinte: Da
wird Herr Höhne wohl sehr
überrascht sein, wenn er die
schnelle und ausführliche Be-
antwortung seiner vielen Such-
fragen liest. Manfred Höhne
hatte sich als „letzte Instanz“ an
uns gewandt, weil er auf seiner
Suche nach Angaben über
mehrere Gutshäuser im nörd-
lichen Ostpreußen mit Schwer-
punkt Remontezucht nicht wei-
ter kam. Wir hatten diese präzi-
se gestellten Fragen in Folge 12
veröffentlicht und ebenso prä-
zise kamen die Antworten –
aus der Schweiz, wo unser
Landsmann Walter Betschart
lebt, der seine fundierten
Kenntnisse über dieses Thema
an den Suchenden weitergeben
konnte. Er hatte uns auch seine
Ausführungen zugesandt, und
so konnten wir bereits kurz
nach der Veröffentlichung den
Erfolg in unserer Kolumne ver-
melden. Wenig später kam
dann die E-Mail von Herr Höh-
ne, in der er sich für die hilfrei-
che Unterstützung bedankt, die
eine unerwartete Reaktion er-
bracht hätte: „Ein kenntnisrei-
cher Ostpreuße hat mir mehre-
re ausführliche Berichte ge-
schickt, die mich in die Lage
versetzten, wesentlich kompe-
tenter die Geschichte des Ortes
dazustellen. Darüber habe ich
mich sehr gefreut und möchte
Sie gerne als Urheber an dieser
Freude teilhaben lassen. Noch-
mals vielen Dank.“ Und wir
wünschen Manfred Höhne
weiterhin Erfolg für seine
selbstgewählte Aufgabe, auf
seiner Website
„ostpreussen.net“ das alte Ost-
preußen bis in die kleinsten
Dörfer hinein zu erfassen.

Und irgendwie hatte ich auch
vermutet, dass sich unser „Kö-
nigsberger Wanderer“ melden
würde, wenn er die Abbildung
der Orang-Utan-Skulptur des
Bildhauers Arthur Steiner in
Folge 12 entdeckt. Denn wenn
diese erhalten geblieben und
noch heute in Königberg
irgendwo zu sehen ist, hätte sie
Joern Pekrull längst abgelich-
tet. Hat er auch, denn das
Kunstwerk existiert tatsächlich
und dazu an einem dafür prä-
destinierten Platz. Aber das
soll Joern Pekrull selber erzäh-
len: „Die Ausführungen von

Herrn Johannes Fellner zu den
Besuchen des Bildhauers Ar-
thur Steiner im Hause seines
Großvaters und den Eindruck
dieser Besuche auf seine Mut-
ter haben mir sehr gefallen.
Dank für Frau Renate Fellner
für die Mitteilung ihrer Erinne-
rungen. Es sind Details wie die-
se, welche die heute noch in
Königsberg vorhandenen
Zeugnisse wie die Skulptur
„Kind mit Katze“ sprechen las-
sen. Sie tragen uns zurück in
das Seelenleben der Stadt, las-
sen es weiter leben und bestäti-
gen einmal mehr, wie bedeut-
sam es ist, auch kleinste Er-
innerungen zu bewahren. Die
Ausführungen enden mit der
Frage nach dem Verbleib eines
von Arthur Steiner modellier-
ten Affen. Dazu haben Sie ein
schönes altes Foto gestellt, das
den Orang-Utan zeigt, der vor

dem Haus des Künstlers in der
Krausallee stand. Vielleicht
interessiert es Sie und die Le-
serinnen und Leser zu wissen,
dass dieses Kunstwerk nun im
Königsberger Tiergarten einen
Platz gefunden hat. Es steht in-
mitten eines schön angelegten
Blumenbeetes vor dem Affen-
haus, also nicht weit entfernt
von seinen lebenden Artgenos-
sen. Ich traf ihn auf einer Wan-
derung, und er war sogleich
damit einverstanden, für die
Ostpreußische Familie Positur
einzunehmen.“ Das hat er dann
auch getan, vielmehr hat Joern
Pekrull ihn in das rechte Licht
gerückt und übersendet uns
nun zwei Aufnahmen, auf de-
nen die Skulptur an ihrem jet-
zigen Platz zu sehen ist. Leider
können wir nicht so kurz
hintereinander Bilder mit dem

gleichen Motiv bringen – die
Physiognomie des Affen hat
sich ja nicht geändert – so
müssen also die Aufnahmen
noch etwas warten, und da es
sich um schöne Sommerbilder
handelt, sparen wir sie uns für
die Reisezeit auf mit einem
kleinen Hinweis für Königs-
bergfahrer, bei einem Besuch
im Königsberger Tiergarten auf
dieses Werk des Königsberger
Bildhauers besonders zu ach-
ten. Frau Feller aber wird nun
beruhigt sein, denn sie hat jetzt
die Gewissheit, dass diese mo-
numentale Skulptur des Freun-
des ihres Großvaters noch im-
mer vorhanden ist und ihren
adäquaten Platz gefunden hat.
Ein herzliches Dankeschön an
den „Königsberger Wanderer“:

Auch Frau Karin Matray geht
regelmäßig auf Wanderschaft –
aber sie hat einen langen Weg

bis zu den Wäldern ihrer Kind-
heit, denn die liegen in Masu-
ren, und Frau Karin lebt in
Frankreich. Trotzdem zieht es
sie seit 30 Jahren immer wie-
der dorthin, wo ihr Vater För-
ster war: nach Gortzen, 12 Ki-
lometer von Arys entfernt.
Über alle Grenzen hinweg hat
sich eine Freundschaft ange-
bahnt, die gar nicht so selbst-
verständlich ist, denn sie ver-
bindet die alten und neuen Be-
wohner der Försterei nicht nur
in der Liebe zu der masuri-
schen Landschaft, sondern
auch in der gemeinsamen Auf-
arbeitung der Vergangenheit:
Karin Matray und die polni-
sche Försterfrau Milka Jung be-
treiben gemeinsam Heimat-
kunde. Das Försterkind Karin,
1940 geboren, kann sich natür-
lich kaum noch an die Kinder-

zeit in den masurischen Wäl-
dern besinnen, aber ihre Fami-
lie hat die Erinnerung wach ge-
halten und sie an die Tochter
weiter gegeben, die sie nun an
Milka Jung übermittelt. So hat
sie auch die geretteten Aufnah-
men vom „Wolfsnest“, dem al-
ten Forsthaus von Gortzen und
Wolfsheide, bereits der polni-
schen Förstersfrau überlassen.
Aber die beiden Frauen be-
schränken sich nicht nur auf
die Försterei, sondern ziehen
auch das weitere Gebiet mit
ein. „Wir machen zusammen
Ortskunde von Dörfern, die es
nicht mehr gibt“, schreibt Karin
Matray aus dem französichen
Pouilly, und da ihr zu einer be-
stimmten Angelegenheit noch
Angaben fehlen, die sie von ih-
rem jetzigen Wohnort aus nicht
bearbeiten kann, wendet sie
sich an unsere Ostpreußische
Familie. Ihre Hoffnung stützte
sich auf Erfahrungen, die sie
und Frau Milka auf ihrer ge-
meinsamen Spurensuche be-
reits gewonnen haben. So be-
kamen sie Fotos und Berichte
über einige Familien, die bis
zur Flucht dort gelebt hatten,
sogar aus England.

Und nun erhielt Frau Matray
ein Foto, das eine Gruppe Män-
ner aus Gortzen zeigt, die ver-
mutlich vor dem Gasthaus
Schlimm stehen. Es wurde
wohl Anfang der 30er Jahre
aufgenommen und die darauf
Abgebildeten sind Männer „im
besten Alter“, die wohl gerade
von einer Gemeindesitzung
kommen. Sie selber werden als
Zeitzeugen nicht mehr zu Ver-
fügung stehen, ihre Nachkom-
men sind nun angesprochen,
obgleich es für die Enkel auch
nicht leicht sein wird, den Opa
auf dem alten Foto zu erken-
nen. Da helfen vielleicht die
Namen weiter, von denen eini-
ge vermerkt sind und den ab-
gebildeten Personen zugeord-
net werden können. Dazu ge-
hören: Pogorzelski (1),  Franz
Reisenauer (3), Hans Roste-
jus(4), Leopold Posegga(5),
Fritz Kulinna (6), Gastwirt
Schlimm (8), Hermann Reise-
nauer (9), Leopold Rostejus
(10), Johann Hoffmann (11). Die
Namen der mit den Nummern
2, 7 und 12 gekennzeichneten
Männer sind unbekannt. „Es
würde für mich eine große
Freude sein, die fehlenden Na-
men zu erfahren“, schreibt Ka-
rin Matray, die über diese spe-
zielle Frage hinaus die Leserin-
nen und Leser aus ihrem alten
Heimatkreis bittet, ihr alles

mitzuteilen, was sie noch über
Gortzen wissen, wobei sie sich
über die Schilderung von be-
sonderen Ereignissen be-
sonders freuen würde. Viel-
leicht leben noch Angehörige
der Familien Kirsch und Sala-
mon – zwei Namen, die ihre
Mutter immer genannt hatte.
Ich hoffe, dass unsere Ostpreu-
ßische Familie die selbstge-
wählte Heimatkunde der bei-
den Frauen mit so unterschied-
licher Herkunft und Lebens-
weise unterstützen kann. (Ka-
rin Matray, 390 Chemin de la
Plaine, 69400 Pouilly le Moni-
al, France.)

In Folge 14 hatten wir kurz
über die Königsberg-Ausstel-
lung berichtet, die das Heimat-
museum in Krokow im ehema-

ligen Westpreußen zurzeit ver-
anstaltet. Dieser Hinweis war
aber nicht der alleinige Grund
gewesen, dass sich die Kusto-
din des Museums, Grazyna Pa-
tryn, an mich wandte. Sie
möchte die Ausstellung noch
mit Material über den Reichs-
sender Königsberg erweitern
und lud mich ein, als eine der
Letzten aus dem alten Mitar-
beiterstamm über die Arbeit
am Sender zu referieren. Das
musste ich ja leider aus ver-
ständlichen Gründen ableh-
nen, aber ich übersandte ihr
entsprechendes Material, dar-
unter meinen im Jahr 2001 im
Ostpreußenblatt erschienenen
Bericht über ein damals im
Ostheim stattgefundenes Semi-
nar über den Reichssender Kö-
nigsberg. Die Kustodin war

sehr angetan und bat um weite-
res Material, das sich für eine
Ausstellung eignen würde. Da
kann ich ihr helfen, denn ich
besitze zum Glück mehrere
Kassetten mit Vorträgen und
Arbeitsproben von ehemaligen
Mitarbeitern, die das Pro-
gramm damals gestalteten. Es
gab übrigens zwei Seminare,
das erste fand 1998 statt und
weil es so erfolgreich war, kon-
zipierten wir ein zweites für
2001. Auszüge aus beiden Se-
minaren finden sich auf den
Kassetten, die mir Frau Friede-
rike Preuß, Wetzlar, aus dem
Nachlass ihres Ehemannes
Hans-Jürgen Preuß, dem ver-
sierten Referenten vieler Semi-
nare, überließ. Nun kann ich
Frau Grazyna Patryn einige

Kassetten für die Ausstellung
überlassen, und ein „reitender
Bote“ hat sich auch schon ein-
gefunden: Unser alter Ostpreu-
ßenblatt-Kollege Horst Zander,
der jetzt auf dem „Lindenhof“
in Schimmerwitz-Wald in
Hinterpommern lebt, wird sie
Frau Patryn persönlich über-
bringen. Das ist eben unser
„Netzwerk Ostpreußische Fa-
milie“.

Eure

Ruth Geede

OSTPREUSS ISCHE FAMIL IE

Alle in der »Ostpreußischen Familie« abgedruckten Namen und Daten werden auch ins

Internet gestellt. Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

Männergruppe aus dem masurischen Gortzen Bild: Geede

Lewe Landslied, 
liebe Familienfreunde,

Wer weiß etwas? Wer kennt die-
sen lieben Menschen? Wer kann
weiter helfen?
Das schwere Schicksal der

Vertriebenen hat bei den Betrof-
fenen und ihren Nachkommen
unendlich viele Fragen aufge-
worfen. Ruth Geede sucht in ih-
rer Rubrik „Die ostpreußische
Familie“ nach den Antworten.
Die Schriftstellerin und Journali-
stin wurde 1916 in Königsberg
geboren. Seit 1979 ist sie die
„Mutter“ der Ostpreußischen Fa-
milie. Ihre Kenntnis und ihre Le-
benserfahrung halfen bereits
vielen hundert Suchenden und
Wissbegierigen weiter. Es geht

um das Auffinden verschollener
Familienmitglieder und Freunde,
um Ahnenforschung oder wich-
tige Fragen zur ostpreußischen
Heimat.
Anfragen an: Redaktion Preu-

ßische Allgemeine Zeitung,
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,
r e d a k t i o n@ p r e u s s i  s c h e -
allgemeine.de
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Die historische Hauptstadt
Oberschlesiens, Oppeln,
ist heute Woiwodschafts-

hauptstadt und feiert dieses Jahr
ihren 800. Geburtstag. Informatio-
nen zu dem Ereignis findet man
auf der extra dafür eingerichteten
Internetseite opole800.pl – übri-
gens auch in deutscher, wenn
auch etwas holpriger Sprache:
„Die Feierlichkeiten, die mit dem
800. Jubiläum der Stadt Oppeln
verbunden sind, stellen eine aus-
gezeichnete Gelegenheit zur Vor-
stellung einer der ältesten polni-
schen Städten, ihrer reicher Ge-
schichte, Kulturvielfalt, darunter
der polnischen, tschechischen,
österreichischen, deutschen, jüdi-
schen Kultur“ dar“, so der Einfüh-
rungstext zum Gedenkjahr.

Wenn man jedoch die deutsche
Kultur an vorletzter Stelle er-
wähnt, die böhmische Zeit als
tschechische ausklammert, kann
man ahnen, dass das Deutsche

auch einen ebenso dürftigen Stel-
lenwert im Veranstaltungspro-
gramm einnimmt.

Zwei Leuchttürme der Kultur-
landschaft werden besonders her-
vorgehoben. Der Piastenturm, das
Wahrzeichen der piastischen, und
damit „urpolnisch“ gedeuteten
Stadt und das „Festival des Polni-
schen Liedes“, das seit 50 Jahren
im Oppelner Amphitheater daran
erinnern soll, dass das „Oppelner
Schlesien“ ewig polnisch bleibt.
Übrigens wurde das „1000. Jah-
restag-Amphitheater“, wie es auf
opole800.pl auf Deutsch wörtlich
übersetzt wird, 2015 durch Hei-
nos Auftritt und das Erklingen des
Schlesierliedes „Kehr ich einst zu
Heimat wieder“ aus polnischer
Sicht quasi entweiht. Aber wer
hat das in der polnischen Mehr-
heitsbevölkerung schon mitbe-
kommen?

Der einseitigen Darstellung sei-
tens der Stadtverwaltung will die

Organisation der Deutschen in
der Woiwodschaft entgegenwir-
ken. „Viele herausragende Persön-
lichkeiten lebten und wirkten in
Oppeln, als die Stadt deutsch war.
Bis heute finden wir hier viele
Spuren deutscher Kultur und Ar-
chitektur, viele
Denkmäler“, so
Rafal Bartek, Chef
der Sozial-Kultu-
rellen Gesell-
schaft der Deut-
schen in der Wo-
iwodschaft Op-
peln. Die Jahressfeier sei eine gu-
te Gelegenheit, diese Persönlich-
keiten zu ehren und Kulturdenk-
mäler, die überdauerten, zu sanie-
ren und mit Informationstafeln zu
versehen.

Bartek schlägt vor, das Mahn-
mal für Soldatenopfer des Ersten
Weltkrieges, das der bedeutende
Beuthner Bildhauer Thomas Myr-
tek schuf, zu renovieren. Des Wei-

teren wünscht sich Bartek eine
Informationstafel an Felix Kupsch‘
Mahnmal für die Gefallenen der
Oberpostdirektion und eine wei-
tere am Eingangstor zur Oppelner
Kathedrale, die von ehemaligen
Gemeindemitgliedern gestiftet

wurde. Ein aus-
g e w i e s e n e r
Stadtrundgang,
der an Wohn-
und Geburtshäu-
sern bekannter
Persönlichkeiten
vorbeiführt, ist

ein weiterer Vorschlag der Deut-
schen in Oppeln.

Die deutsche Oberschlesierin
Joanna Rostropowicz, Herausge-
berin zahlreicher kulturgeschicht-
licher Publikationen über das
deutsche Kulturerbe der Region,
sieht im stetigen Verschwinden
deutscher Spuren aus der Öffent-
lichkeit eine gezielte Politik. „Wir
Oberschlesier hatten unsere

Landschaft. Die Steine, Bäume,
Gebäude – das alles bildete unse-
re Heimat. Und nun verschwindet
ständig irgendetwas aus dieser
Landschaft. Wir müssten doch ei-
nen Einfluss darauf haben, was
bewahrt wird und was nicht“, so
die Dozentin für antike Geschich-
te an der Universität Oppeln. Als
Beispiel eines verschwindenden
Kulturerbes nennt sie die ehema-
ligen Militärspeicher an Stadt-
rand. Von vier dieser Meister -
stücke der Baugeschichte blieben
zwei übrig, doch ihr Zustand ist
katastrophal.

Seit Jahren versucht die resolu-
te Professorin, im Stadtamt Ver-
bündete zu finden, um die Spei-
cher zu retten. Vergebens. „Wenn
jemand mit diesem Land und sei-
ner Geschichte und Kultur emo-
tional nicht verbunden ist, dann
stellt es für ihn keinen Wert dar.
Deshalb fällt es diesen Menschen
so leicht zuzulassen, dass Gebäu-

de oder Denkmäler verfallen oder
gar vernichtet werden. Ich nenne
es Vernichtung unserer Kultur“,
betont Rostropowicz.

Es bleibt abzuwarten, ob das
überlieferte Erscheinungsbild des
800-jährigen Oppelns noch eine
Chance hat. Schließlich wolle
man einige Vorschläge der Deut-
schen umsetzen, versichert Katar-
zyna Oborska-Marciniak, Presse-
sprecherin der Stadt. Hoffentlich
bleib es nicht bei der Informa-
tionstafel am gespendeten Ein-
gangstor zur Kathedrale, wo doch
die Stadt Heimat von Koryphäen
wie dem Koran-Übersetzer Edu-
ard Schnitzer (Emin Pascha) oder
Theodor Kaluza hervorgebracht
hat, der mit mehrdimensionalen
Rechenkünsten als Wegbereiter
der String-Theorie gilt. Die Stadt
hat nun eben die Chance, eine
deutsche Nebensächlichkeit als
Alibi abzuarbeiten.

Chris W. Wagner

Nicht mehr als ein Alibi-Gedenken
800. Gründungsjubiläum der Stadt Oppeln ohne deutsche Akzente

ÖSTL ICH VON ODER UND NEISSE

Bis heute finden
sich viele Spuren
deutscher Kultur



29. April, 14.30 Uhr, Hotel-Re-
staurant  Eynck, Petronilla-Platz 9,
48157 Münster: Kirchspieltreffen
Braunwalde. Informationen: Julius
Wermter, Ginsterweg 48, 45149
Essen,  Telefon 0177/5515972.

22. April, Würselen: Nachbar-
schaftsgespräch der Elchniede-
rung, Tilsit und Tilsit-Ragnit (nur
Vorstandsmitglieder).

1. bis 8. Mai, Hotel Augustin,
Schwabthal 3, 96231 Bad Staffel-
stein: 48. Eydtkuhner Treffen. An-

meldung und Informationen bei
Wolfgang und Gisela Raeder, Tele-
fon (2302) 800931.

22. April, 17 Uhr, Bürgerbe-
gegnungsstätte, Rathausmarkt 2,
24340 Eckernförde: „Traumati-
sche Erlebnisse auf Grund von
Krieg und Vertreibung“ – ein
Mediziner und ein Historiker
berichten. Ansprechpartner: Er-
ika Kruse, Telefon (04346)
6011463.

6. Mai, Hotel Gorch Fock (Tele-
fon 04503/8990), Strandallee 152,
23669 Timmendorfer Strand: 24.
Ortstreffen Neukuhren. Informa-
tionen: Dieter Weiß, Telefon/Fax
(04763) 7275. 

28. April bis 2. Mai, DRK-Lan-
desschule, Jägerweg 1, Bad Pyr-
mont: Stadttreffen Gerdauen.
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28. bis 30. April: Kulturseminar in Helmstedt
8. bis 10. Mai: Arbeitstagung der Landesfrauen in Helmstedt
13. Mai: Das große Jahrestreffen der Ostpreussen
17. Juni: Sommerfest des VdGEM in Osterode
22. bis 24. September: Geschichtsseminar in Helmstedt
21. bis 23. Oktober: 11. Kommunalpolitischer Kongress in Allen-
stein (geschlossener Teilnehmerkreis)

5. bis 8. November: Kulturhistorisches Seminar für Frauen in
Helmstedt

13. bis 19. November: Werkwoche in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, Internet: 
www.ostpreussen.de

TERMINE DER LO

ZUM 97. GEBURTSTAG

Kowalzik, Erwin, aus Mosch-
nen, Kreis Treuburg, am 
24. April

Schneider, Ingeborg, geb. Soer-
gel, aus Lyck, am 27. April

ZUM 96. GEBURTSTAG

Rohde, Carla, geb. Schween, aus
Wehlau, am 26. April

ZUM 95. GEBURTSTAG

Martzian, Edith, geb. Urban, aus
Neumalken, Kreis Lyck, am 
27. April

Zachau, Marianne, geb. Ver-
brüggen, aus Wehlau, am 
27. April

Ziemen, Walter, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 21. April

ZUM 94. GEBURTSTAG

Biallowons, Erika, geb. Tanski,
aus Lindenort, Kreis Ortels-
burg, am 26. April

Fritz, Erna, geb. Krafzig, aus Bo-
bern, Kreis Lyck, am 26. April

Fröhlich, Edith, geb. Baltrusch,
aus Rauterskirch, Kreis Elch-
niederung, am 23. April

Gadge, Erna, geb. Kopiczenski,
aus Lyck, v. Mackensen-Straße
2, am 25. April

Kelch, Gerda, geb. Wollgramm,
aus Lisken, Kreis Lyck, am 
25. April

Kürten, Liesbeth, geb. Bombor,
aus Saiden, Kreis Treuburg,
am 21. April

Montro, Hildegard, geb. Slem-
bek, aus Magdalenz, Kreis
Neidenburg, am 26. April

Siese, Margarete, geb. Nowot-
zin, aus Kobulten, Kreis Or-
telsburg, am 24. April

Trappe, Gerhard, aus Klein Rau-
schen, Kreis Lyck, am 
24. April

ZUM 93. GEBURTSTAG

Armstrong, Gerda, geb. Mah-
renholz, aus Selsen, Kreis
Elchniederung, am 21. April

Babst, Erna, geb. Pentzek, aus
Plöwken, Kreis Treuburg, am
22. April

Bald, Irmgard, geb. Bartzik, aus
Kielen, Kreis Lyck, am 
25. April

Eybe, Egon, aus Uderhöhe,
Kreis Wehlau, am 27. April

Gorray, Johanna, geb. Chmie-
lewski, aus Kutzburg, Kreis
Ortelsburg, am 22. April

Kantereit, Herbert, aus Ragen,
Kreis Angerapp, am 26. April

Kasimir, Ursula, aus Eydtkau,
Kreis Ebenrode, am 24. April

Peter, Anneliese, aus Dankfelde,
Kreis Lötzen, am 22. April

Sondermann, Else, geb. Lusga,
aus Reuß, Kreis Treuburg, am
27. April

Weber, Hildegard, aus Talken,
Kreis Lyck, am 24. April

ZUM 92. GEBURTSTAG

Benner, Eva-Maria, geb. Desens,
aus Försterei-Damerau, Kreis
Ortelsburg, am 23. April

Bork, Waltraud, geb. Pudellek,
aus Albrechtsfelde, Kreis
Treuburg, am 27. April

Friedrich, Anruth, aus Lyck, am
23. April

Herrmann, Albert, aus Satti-
cken, Kreis Treuburg, am 
25. April

Koslowski, Ernst, aus Reuß,
Kreis Treuburg, am 26. April

Salamon, Hildegard, aus Lyck,
am 24. April

Trier, Erika Emmy, geb. Mall-
witz, aus Heinrichswalde,
Kreis Elchniederung, am 
25. April

ZUM 91. GEBURTSTAG

Brey, Hedwig, geb. Czichowski,
aus Grenzdamm, Kreis Nei-
denburg, am 26. April

Brzezinski, Kurt, aus Prostken,
Kreis Lyck, am 26. April

Czychy, Georg, aus Widminnen,
Kreis Lötzen, am 24. April

Herrmann, Ruth, geb. Metzdorf,
aus Moneten, Kreis Treuburg,
am 26. April

Hühn, Jutta, geb. Kroehnert, aus
Köllmisch Linkuhnen, Kreis
Elchniederung, am 22. April

Kammholz, Ursula, geb. Preuß,
aus Soldau, Kreis Neidenburg,
am 24. April

Müller, Waltraud, geb. Goetzie,
aus Tawellenbruch, Kreis
Elchniederung, am 27. April

Neumann, Gertrud, aus Langen-
dorf, Kreis Wehlau, am 
27. April

Nowotsch, Franz, aus Klaussen,
Kreis Lyck, am 25. April

Pottkämper, Elfriede, geb. Bode-
mann, aus Lindenort, Kreis
Ortelsburg, am 27. April

Richter, Maria, geb. Hill, aus
Rostken, Kreis Lötzen, am 
26. April

Riedel, Emma, geb. Gusek, aus
Lehmanen, Kreis Ortelsburg,
am 23. April

Schneider, Dorothea, aus Roh-
ren, Kreis Ebenrode, am 
21. April

Woller, Erika, geb. Presszenk,
aus Madalenz, Kreis Neiden-
burg, am 25. April

ZUM 90. GEBURTSTAG

Baltruschat, Hanni, geb. Bloch,
aus Wilhelmshof, Kreis Or-
telsburg, am 26. April

Berger, Dorothea, geb. Engel-
hardt, aus Ebenrode, am 
23. April

Bialluch, Oskar, aus Preußen-
wall, Kreis Ebenrode, am 
21. April

Bradke, Herta, geb. Hoffmann,
aus Barnen, Kreis Treuburg,
am 21. April

Bratsch, Ursula, geb. Pauloweit,
aus Petersdorf, Kreis Wehlau,
am 23. April

Damitz, Werner, aus Barten-
stein, am 26. April

Dorka, Helmut, aus Rohmanen,
Kreis Ortelsburg, am 23. April

Dworrak, Heinz, aus Kleschen,
Kreis Treuburg, am 27. April

Gräper, Gertrud, geb. Topeit,
aus Grünwiese, Kreis Elchnie-
derung, am 22. April

Kupfer, Erna, geb. Schwarzlos,
aus Absteinen, Kreis Ebenro-
de, am 27. April

Laupichler, Willi, aus Taplacken,
Kreis Wehlau, am 27. April

Müller, Renate, geb. Loch, aus
Wacholderau, Kreis Ortels-
burg, am 21. April

Nemetz, Helmut, aus Karlshöhe,
Kreis Neidenburg, am 
22. April

Obermüller, Eva, geb. Wolff, aus
Wehlau, am 27. April

Puhlmann, Ursula, geb. Holl-
witz, aus Wehlau, am 26. April

Schmidtmann, Friedhelm, aus
Ortelsburg, am 27. April

Strick, Lotti, aus Groß Jauer,
Kreis Lötzen, am 26. April

Sulewski, Bruno, aus Hellmah-
nen, Kreis Lyck, am 26. April

Volkmann, Sieglinde, aus Treu-
burg, am 27. April

Wohlgemuth, Gertrud, geb.
Ijewski, aus Ulrichsee, Kreis
Ortelsburg, am 27. April

ZUM 85. GEBURTSTAG

Barzik, Reimund, aus Finster-
walde, Kreis Lyck, am 
22. April

Bossy, Horst, aus Garbassen,
Kreis Treuburg, am 21. April

Brakemeier, Irmgard, geb.
Schmiegel, aus Dreimühlen,
Kreis Lyck, am 23. April

Brüllinger, Renate, geb. Hun-
drieser, aus Burgkampen,
Kreis Ebenrode, am 22. April

Cott, Erika, aus Bolken, Kreis
Treuburg, am 25. April

Edenhofer, Waltraud, geb. Pete-
reit, aus Elbings Kolonie,
Kreis Elchniederung, am 
21. April

Felsch, Eleonore, geb. Stanke-
witz, aus Blumental, Kreis
Lyck, am 25. April

Gratz, Elisabeth, geb. Veit, aus
Buchholz, Kreis Preußisch Ey-
lau, am 25. April

Jarchow, Irmgard, geb. Kowal-
zik, aus Nußdorf, Kreis Treu-
burg, am 26. April

Kloss, Irmgard, geb. Demski, aus
Bergenau, Kreis Treuburg, am
21. April

Lischensky, Charlotte, geb.
Mertsch, aus Sanditten, Kreis
Wehlau, am 22. April

Noetzel, Bruno, aus Raging,
Kreis Elchniederung, am 
23. April

Ott, Eva, geb. Mittag, aus Nei-
denburg, am 25. April

Peters, Edith, geb. Stephan, aus
Pohlau, Kreis Ebenrode, am
27. April

Pfeffer, Christa, geb. Lüpke, aus
Pregelswalde, Kreis Wehlau,
am 27. April

Rudnik, Helga, geb. Hundrieser,
aus Burgkampen, Kreis Eben-
rode, am 22. April

Schachtschneider, Gertud, aus
Gardienen, Kreis Neidenburg,
am 24. April

Schäfer, Christel, geb. Feuersen-
ger, aus Lyck, Kaiser-Wilhelm-
Straße 70, am 26. April

Schichel, Waltraud, geb. Skwar-
ra, aus Nußberg, Kreis Lyck,
am 24. April

Schmitz, Marie, geb. Liss, aus
Steinkendorf, Kreis Lyck, am
24. April

Schubert, Elsbeth, geb. Rieth-
müller, aus Grünhayn, Kreis

Wehlau, am 24. April
Schulz, Otto, aus Tranatenberg,
Kreis Elchniederung, am 
24. April

Suchowitz, Adeltraut, geb. Tur-
ner, aus Rosenheide, Kreis
Lyck, am 21. April

Woydak, Frieda, geb. Paul, aus
Markau, Kreis Treuburg, am
26. April

Zilz, Ursula, geb. Rasokat, aus
Lyck, Kaiser-Wilhelm-Straße
103, am 23. April

ZUM 80. GEBURTSTAG

Bellmann, Elfriede, geb. Wessel,
aus Wehlau, am 24. April

Bertram, Adelheid, geb. Mrot-
zek, aus Treuburg, am 
21. April

Bessel, Anita, geb. Falk, aus
Zohpen, Kreis Wehlau, am 
27. April

Bürgel, Waltraud, geb. Prygod-
da, aus Wallen, Kreis Ortels-
burg, am 24. April

Czeczinski, Irene, aus Nickels-
horst, Kreis Sensburg, am 
26. April

Czinczel, Reinhard, aus Löffkes-
hof, Kreis Tilsit-Ragnit, am 
27. April

Dempke, Helmut, aus Allen-
burg, Kreis Wehlau, am 
25. April

Dorowski, Edith, geb. Friedrich,
aus Sonnau, Kreis Lyck, am 
27. April

Gerlach, Horst-Werner, aus
Lyck, am 26. April

Harder, Gerhard, Kreisgemein-
schaft Lyck, am 21. April

Hösel, Gerda, geb. Franz, aus Jä-
gersdorf, Kreis Wehlau, am 
22. April

Jendrysiak, Renate, aus Nieden,
Kreis Johannisburg, am 

23. April
Kuhr, Klaus, aus Königsberg, am
26. April

Lange, Helene, geb. Auringer,

aus Neuendorf, Kreis Elchnie-
derung, am 23. April

Leitner, Margarete, aus Lyck, am
21. April

Minne, Vera, geb. Krause, aus
Canditten, Kreis Preußisch
Eylau, am 24. April

Oprotkowitz, Reinhold, aus
Krupinnen, Kreis Treuburg,
am 22. April

Packheiser, Regina, geb. Otto,
aus Wehlau, am 26. April

Palluck, Ulrich, aus Sieden,
Kreis Lyck, am 27. April

Pentzek, Ingrid, geb. Dannows-
ki, aus Kölmersdorf, Kreis
Lyck, am 24. April

Ponelis, Elly, geb. Piotrowski,
aus Klein Lasken, Kreis Lyck,
am 27. April

Pries, Erna, geb. Bernecker, aus
Wilkendorf, Kreis Wehlau, am
21. April

Ruhs, Doris, geb. Wenk, Kreis-
gemeinschaft Elchniederung,
am 21. April

Schmitz, Gertrud, geb. Salews-
ky, aus Neidenburg, am 
24. April

Selz, Rita, geb. Anischewski, aus
Dunkeiken, Kreis Treuburg,
am 26. April

Synowzik, Gerhard, aus Wehlau,
am 27. April

ZUM 75. GEBURTSTAG

Baumgart, Egon, aus Canditten,
Kreis Preußisch Eylau, am 
21. April

Ihde, Elfriede, geb. Kaulitzki,
aus Hohenberge, Kreis Elch-
niederung, am 25. April

Kött, Renate, geb. Carl, aus See-
dranken, Kreis Treuburg, am
23. April

Kraska, Brigitte, geb. Kleebaum,
aus Farienen, Kreis Ortels-
burg, am 27. April

Przygodda, Ingrid, geb. Lei-
mann, aus Bärenbruch, Kreis
Ortelsburg, am 25. April 

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

AUS DEN HEIMATKREISEN
Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Hans-Peter Bla-
sche, Lankerstraße 40, 40545
Düsseldorf, Telefon (0211)
17181290; Geschäftsstelle: Ge-
meindeverwaltung Hagen, Post-
fach 1209, 49170 Hagen, Telefon
(05401) 9770. Internet:
www.allenstein-landkreis.de

ALLENSTEIN
LAND

Kirchspieltreffen

Kreisvertreter: Manfred Romeike,
52146 Würselen, Telefon/Fax
(02405) 73810. Geschäftsstelle:
Barbara Dawideit, Telefon
(034203) 33567, 04442 Zwenkau.

ELCH-
NIEDERUNG

Kreisvertreter: Dr. Gerhard 
Kuebart, Schiefe Breite 12a,
632657 Lemgo, Telefon (05261) 8
81 39, E-Mail: gerhard.kuebart@
googlemail.com.

EBENRODE
(STALLUPÖNEN)

Nachbarschafts-
Gespräche

Eydtkuhnen

Kreisvertreter: Klaus A. Lunau,
Bahnhofstraße 14, 30853 Lan-
genhagen. Geschäftsstelle:
Fahltskamp 30, 25421 Pinne-
berg, täglich erreichbar unter Te-
lefon (04101) 22037, Postfach 17
32, 25407 Pinneberg, E-Mail: 
Geschaeftsstelle@kreis-fischhau-
sen.de. Besichtigung nach
Wunsch.

FISCHHAUSEN

Pillauer 
Heimatfreunde

Heimatkreisgemeinschaften
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Neukuhren

Kreisvertreter: Walter Mogk, Am
Eichengrund 1f, , 39629 Bismark
(Altmark), Telefon (0151) 12 30 53
77,  Gst.: Doris Biewald, Blümner-
straße 32, 04229 Leipzig, Telefon
(0341) 9600987, E-Mail: ge-
schaeftsstelle@kreis-gerdauen.de.

GERDAUEN

Stadttreffen



Immer wieder hören wir von
Landsleuten, die nach Ostpreu-
ßen gereist sind: „Es war alles gut,
aber wir waren zu kurz in Gum-
binnen!“
Nun planen wir im Vorstand

der Kreisgemeinschaft vom 10.
bis 18. August eine achttägige
Busreise in die Heimat, die eine
intensive Begegnung von Stadt
und Kreis ermöglicht und die
auch Gumbinner Nachkommen
interessieren könnte, weil Zeit für
eine intensive Begegnung mit
Stadt und Land eingeplant ist. Wir
möchten Zeit haben zum Verwei-
len, zum Plachandern, zum Sehen
und zum Erinnern. Wir wollen
auch die noch vorhandenen
Kirchspieldörfer aufsuchen, um
Altes zu suchen und zu finden,
aber auch um Neues zu entdek-
ken. Geleitet wird die Reise von
Zeitzeugen, die sich besonders
gut auskennen! 
Die Organisation, die Fahrt und

die Durchführung des Aufenthal-
tes sowie die Beschaffung des Vi-
sums liegen in den bewährten
Händen des Reiseunternehmens
Partner-Reisen – Grund-Touristik
in Lehrte. Die Fahrt im modernen
Reisebus beginnt und endet in
Hannover. Geplant ist eine
Zwischenübernachtung in Thorn
inklusive Stadtführung. Es gibt
sechs Übernachtungen mit Halb-
pension im Gumbinner Hotel Kai-
serhof (Es ist renoviert, leider gibt
es immer noch keinen Fahrstuhl!).
Zum Programm zählen Busfahr-
ten in die Stadt und in die Umge-
bung. Individuelle Taxifahrten
werden organisiert. Auf der Rück-
reise wird in Schneidemühl über-
nachtet. Dort besteht die Möglich-
keit einer Fahrt auf dem Oberlän-
dischen Kanal. Hier weitere De-
tails zum Programm:
In Gumbinnen: Stadtbesichti-

gung, Besuch des Museums mit
den „Deutschen Räumen“, der
Salzburger Kirche und der Diako-
nie, Treffen mit der evangelischen
Kirchengemeinde, Besuch in der
Fried richsschule mit dem großen
Fresko, Besichtigung der neuen
russisch-orthodoxen Kathedrale
(auf dem Platz der ehemaligen
Altstädter Kirche), Erkunden des
Friedhofsgeländes mit dem heuti-
gen Sportkomplex, Schlendern
durch die renovierten Straßen
und entlang der Pissa, Besuch des
neuen Industriegebiets und des
neuen Stadtteils mit dem Erinne-
rungspark. Auch den neuen
Stadtpark Fichtenwalde wollen
wir uns anschauen.
Im Kreis: Zu den Kirchspieldör-

fern fahren, und schauen was
noch da ist, eine evangelische
Landgemeinde besuchen, ebenso
das Altenheim Carl-Blum-Haus,
das von der Kirchengemeinde
Gusev betreut wird, das gewaltige
Rinderprojekt im Südkreis be-
sichtigen, die romantischen Flüs-
se Angerapp und Rominte erle-
ben, nach Wunsch halten.
Zusätzlich: eine Visite bei den

Helfern der Kriegsgräberfürsorge,
die im Gumbinner Raum tätig
sind, ein Besuch des Gottesdien-
stes in der Salzburger Kirche, eine
Reise in die Rominter Heide mit
Besichtigung des neuen Waldmu-
seums, das vom bewährten Reise-
führer Sergej Pogudin betreut
wird, ein zünftiges russisches Es-
sen im Forsthaus Warnen, eine
Fahrt zum ehemaligen Gestüt Zit-

zewitz in Weedern oder zum
Deutschen Museum von Juri
Userzow in Breitenstein. Kulturel-
le Veranstaltungen wie Konzerte
oder Folkloreaufführungen wer-
den eingeplant. Fahrten nach Kö-
nigsberg oder Tilsit sind möglich.
Weitere Auskunft bei Walter

Fenselau, Telefon (05136) 2854, E-
Mail: walter.fenselau@kreis-gum-
binnen.de.

21. bis 23. April, Pension „Quel-
lenhof“, An der Schwefelquelle
18, 38707 Altenau/Harz: Sonder-
treffen Kirchspiel Zinten-Land.
Leitung: Irmgard Lenz, geborene
Wengel.

Heimatgruppe Teutonen, Os-
nabrück: Frühjahrstreffen am 22.
April, 14 Uhr. Ort; Gaststätte
,,Bürgerbräu“, Blumenhaller Weg
43. Informationen: Renate Berger,
Telefon (05471) 4926.
Heimatgruppe Köln: Treffen am

Mittwoch, 26. April. Informatio-
nen: Carola Maschke, Telefon
(0221) 796942, E-Mail: C.Masch-
ke@netcologne.de.
Heimatgruppe Hamburg: Mo-

natstreffen mit buntem Programm
am 3. Mai. Beginn ist um 12 Uhr.
Ort: Veranstaltungsraum Empore,
Hotel Zeppelin, Frohmestraße
123-125, 22459 Hamburg, Infor-
mationen: Manfred Samel, Tele-
fon (040) 587585, E-Mail: Man-
fred-Samel@Hamburg.de.
Heimatgruppe Kiel: Frühjahrs-

veranstaltung im Mai/Juni (Einla-
dung erfolgt schriftlich), Veran-
staltungsort: Matthias-Claudius-
Kirche, Alte Dorfstraße 53, Kiel-
Suchsdorf. Im September oder
Oktober Neuauflage des „Ost-
preußischen Nachmittags”. Weite-
re Monatstreffen finden bei Be-
darf nach Ankündigung in der
Kieler Presse statt. Nähere Infor-
mationen: Hellmut Jucknat, Tele-
fon (0431) 311972.
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Kreisvertreterin: Karin Banse,
Wiesengrund 9, 29559 Wrestedt,
OT Wieren, Telefon (05825) 642,
E-Mail: karin.banse@t-online.de,
Internet: www.kreis-gumbin-
nen.de. 

GUMBINNEN

Gumbinner zeigen
Gumbinnen

1. Mai, 11.15 Uhr (Einlass), Gast-
hof Goldener Ring, Burgplatz 21,
Düsseldorf: Kreistreffen. Anmel-
dung bei Paul Sobotta, An der
Wardtpumpe 22, 46562 Voerde,
Telefon (0281) 45657.

Sonnabend, 22. April, Lötzener
Heimatmuseum in der Patenstadt
Neumünster, Sudetenlandstr. 18 H
(Böcklersiedlung): Ab 10 Uhr ist
Gelegenheit, die Sonderausstellung
„Versunkene Welt Ostpreußens –
Erinnerungsbilder von Eduard Bi-
schoff“ zu besuchen. Um 15.30 Uhr
beginnt der Vortrag von Klaus Pa-
pies, Bremen, über „Siegfried Lenz
– ein Lebensbild“. Klaus Papies
veröffentlichte im Herbst 2016 nach
langen Jahren des Sammelns und
Forschens sein „Ostpreußisches
Wortschatzkästchen“ – mit einem
Lob von Siegfried Lenz. Auch die-
ses Buch wird vorgestellt, angebo-
ten und auf Wunsch vom Autor sig-
niert. Der Eintritt in den Ausstel-
lungsraum und zur Veranstaltung
ist wie immer frei. 

Sonntag, 23. April, 11 Uhr (Ein-
lass 10.30 Uhr), Restaurant Zum
Tucher (Telefon 0451/33517,
www.burgfeldrestaurant.de), Am
Burgfeld 1, 23568 Lübeck: Regio-
naltreffen Nord. Eine vorherige
Anmeldung ist nicht erforderlich

23. April, Kulturzentrum, Her-
ne: Heimattreffen der Amtsbezir-
ke Altkirchen, Klein Jerutten, Wil-
denau, Deutschheide, Wilhelms-

Kreisvertreterin: Elke Ruhnke, Im
Bökel 76, 42369 Wuppertal, Tel.:
(0202) 46 16  13. E-Mail: ruhn-
ke@kreis-gemeinschaft-heiligen-
beil.de. Stellvertreter: Christian
Perbandt, Im Stegfeld 1, 31275
Lehrte, Tel.: (05132) 57052. 
E-Mail: perbandt@kreisge -
meinschaft-heiligenbeil.de. 2.
stellvertretender Kreisvertreter:
Bernd Schmidt, Heideweg 24,
25578 Dägeling, Telefon (04821) 8
42 24.  E-Mail: Schmidt.ploes-
sen@gmx.de. Schriftleiterin:
Brunhilde Schulz, Zum Rothen-
stein 22, 58540 Meinerzhagen,
Tel.: (02354) 4408, E-Mail:
brschulz@dokom.net. Internet:
www. kreisgemeinschaft-heili-
genbeil.de 

HEILIGENBEIL

Zinten-Land

Vorsitzender Stadt & Land: Reiner
Buslaps, Am Berg 4, 35510 Butz-
bach-Kirch-Göns, Tel.: (06033)
66228, Fax (03222) 3721953, E-
Mail: R.Buslaps@t-online.de.
Kreisgemeinschaft Insterburg
Stadt & Land e. V.,  Geschäftsstelle,
Am Marktplatz 10, 47829 Krefeld,
Postfach 111 208, 47813 Krefeld,
Tel.: (02151) 48991, Fax (02151)
491141, E-Mail: info@insterbur-
ger.de, Internet: www.insterbur-
ger.de, Bürozeiten: Montag – Frei-
tag von 8 bis 12 Uhr. 

INSTERBURG −
STADT UND LAND

Treffen der
Heimatgruppen

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 

Kreisvertreter: Dr. Manfred So-
lenski, Fichtenstraße 14, 26316
Varel, Telefon (04451) 4581, Fax
(04451) 9189298, E-Mail: solens-
ki@kreisgemeinschaft-johannis-
burg.de. Internet: www.kreisge-
meinschaft-johannisburg.de

JOHANNISBURG

Kreistreffen

Kreisvertreter: Dieter Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg. Ge-
schäftsstelle: Ute Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg,
Telefon (040) 6083003,  E-Mail:
KGL.Archiv@gmx.de

LÖTZEN

Vortrag über
Siegfried Lenz

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 898313.
Stellvertr. Kreisvertreter: Dieter
Czudnochowski, Lärchenweg 23,
37079 Göttingen, Telefon (0551)
61665.  

LYCK

Regionaltreffen Nord

Kreisvertreter: Dieter Chilla, Bus-
sardweg 11, 48565 Steinfurt,
Telefon (02552) 3895, E-Mail:
kontakt@kreisgemeinschaft-or-
telsburg.de. Stellvertretender Vor-
sitzender: Marc Plessa, Hochstra-
ße 1, 56357 Hainau. Geschäfts-
führerin: Karola Kalinski, Mei-
senstraße 13, 45698 Gladbeck.
Internet: www.kreis-ortelsburg.de

ORTELSBURG

Treffen der
Amtsbezirke

thal, Rheinswein, Farienen, Frie-
drichshof, Fürstenwalde, Linden-
ort und Liebenberg.
6. Mai, Kulturzentrum, Herne:

Heimattreffen der Amtsbezirke
Kobulten, Steinhöhe, Mensguth
und Willenberg.

6. Mai, 18 Uhr, Itzehoe: Das
Haus der Heimat nimmt Teil an
der 15. Itzehoer Kulturnacht.,

Alle Bilder, Fotos und Doku-
mente, die in Verden in unserem
Archiv bereits archiviert sind, ha-
ben wir dem Bildarchiv Ostpreu-
ßen zur Verfügung gestellt. Die
Unterlagen wurden dort gescannt

und soweit dieses möglich war,
online gestellt.
So ist es möglich, dass alle unse-

re Landsleute, die Nachfolge-Ge-
nerationen, Freunde und andere
Interessierte an unserer Heimat
diese Bilder unter www.bildar-
chiv-ostpreussen.de im Internet
ansehen und kommentieren kön-
nen.
Diese Art der Archivierung ist

sehr sinnvoll, da solche Dokumen-
te dann für alle Personen zugäng-
lich und einsehbar sind und nicht
in irgendwelchen Archiven verges-
sen werden – auch wenn diese
haltbar in säurefreien Kisten ver-
packt sind.
Wir sind Dr. Schwarz und sei-

nen ehrenamtlich arbeitenden
Mitarbeitern sehr dankbar, dass
Sie diese Arbeit für unsere Kreis-
gemeinschaft übernommen und
inzwischen abgeschlossen  haben.
Alle Bilder und Dokumente befin-
den sich inzwischen wieder in
unserem Archiv in Verden, wo sie
auch während unseres Kreistref-
fens am 30. September in unserer
Heimatstube in Verden eingese-
hen werden können.

Evelyn v. Borries

22. April, 10 Uhr, Gaststätte
„Zum Türmchen“, Oststraße 41,
45891 Gelsenkirchen-Erle: Treffen

der Kirchspiele Peitschendorf
und Aweyden. 
29. April, 8.30 Uhr, Hotel „Haus

Rasche-Neugebauer“, Wilhelm-
straße 1, 59505 Bad Sassendorf:
22. Kirchspieltreffen Sorquitten.

13. Mai, 10 bis 17 Uhr, Stadt-
halle Neuss: Treffen der Kreisge-
meinschaft im Rahmen des Jah-
restreffens der Landsmann-
schaft. Wer bereits am Freitag an-
reisen möchte, dem sei das Do-
rint-Hotel n unmittelbarer Nähe
zur Stadthalle empfohlen. Die
Adresse: Selikumer Straße 25,
41460 Neuss, Telefon (02131)
2620. Am Vorabend der Veran-
staltung, am 12. Mai, treffen wir
uns im Restaurant Essenz, Müh-
lenstraße 27 in Neuss.

Kreisvertreter: Bernd Hinz. Ge-
schäftsstelle: Gudrun Collmann,
Telefon (04823) 8571, Allee 16,
25554 Wilster.

PREUSSISCH
HOLLAND

PREUSSISCH
EYLAU

Kreisvertreterin: Evelyn v. Bor-
ries, Tucherweg 80, 40724 Hil-
den, Telefon (02103) 64759, E-
Mail: evborries@gmx.net. Kartei,
Buchversand und Preußisch Ey-
lauer-Heimatmuseum im Kreis-
haus Verden/Aller, Lindhooper
Straße 67, 27283 Verden/Aller,  
E-Mail: preussisch-eylau@land-
kreis-verden.de, Internet:
www.preussisch-eylau.de. Unser
Büro in Verden ist nur noch unre-
gelmäßig besetzt. Bitte wenden
Sie sich direkt an die Kreisvertre-
terin Evelyn v. Borries.  

Kulturnacht

Bilder, Fotos,
Dokumente

Kreisvertreterin: Gudrun Froe-
mer, In der Dellen 8a, 51399 Bur-
scheid, Telefon (02174) 768799.
Post an: Geschäftsstelle Kreisge-
meinschaft Sensburg e.V., Stadt-
verwaltung Remscheid, 42849
Remscheid, Telefon (02191)
163718, E-Mail: info@kreisge-
meinschaftsensburg.de, www.
kreisgemeinschaftsensburg.de

SENSBURG

Ortstreffen und 
Kirchspieltreffen

Stadtvertreter: Hans Dzieran,
Stadtgemeinschaft Tilsit, Post-
fach 241, 09002 Chemnitz.
Geschäftsführer: Manfred
Urbschat, E-Mail: info@tilsit-
stadt.de. 

TILSIT–STADT

Kreistreffen

Landesgruppe – Zusammen mit
der ADM bietet die Landesgruppe
zwei Reisen an.

– Reise I –
Vom 26. Juli bis 8. August eine

kombinierte Bus- und Schiffsreise
ins Memelland. 26. Juli Abfahrt ab
Mannheim mit Zusteigemöglich-
keiten in Frankfurt, Kassel, Han-
nover und Hamburg nach Kiel.
Dort geht es auf die Fähre zur
Überfahrt nach Memel. Die
Unterbringung erfolgt in Zwei-
Bett-Außenkabinen mit zwei un-
teren Betten. Am 27. Juli gegen
16.30 Uhr Ankunft in Memel und
Fahrt mit dem Bus zum Hotel
„Amberton“ (früher Hotel „Klai-
peda“), in dem die Reisegruppe
bis zur Abreise am 7. August in
den neu renovierten Zimmern
untergebracht ist. Am 28. Juli
Schifffahrt auf die Ostsee zur tra-
ditionellen Blumenübergabe in
die Ostsee zum Gedenken aller
Todesopfer aus Anlass des jähr-
lichen Meeresfestes. Vom 28. bis
30. Juli findet das Meeresfest statt.
Diese Tage stehen zur freien Ver-
fügung. Am 1. August wird der
765. Geburtstag der Stadt Memel
gefeiert. Vom 31. Juli bis 4. August
diverse Busfahrten durch das Me-
melland, wie Polangen, Plicken,

Dawillen, Prökuls, Heydekrug,
Russ, Pogegen, Willkischken,
Schmalleningken, Kinten und
Minge sowie auf die Kurische
Nehrung nach Schwarzort und
Nidden. Außerdem steht eine
Schiffahrt von Nidden über das
Kurische Haff in das Memeldelta
und eine Tagesfahrt nach Königs-
berg auf dem Programm. Für Kö-
nigsberg wird ein Reisepass benö-
tigt. Das Visum wird kurzfristig in
Memel ausgestellt. Am 5. oder 6.
August ist ein Treffen aller Me-
melländer in Heydekrug oder
Memel geplant. Am 7. August geht
es gegen Abend wieder auf die
Fähre zur Rückfahrt nach Kiel, wo
wir am 8. August gegen 16 Uhr
ankommen, anschließend Rük-
kfahrt nach Mannheim. Der Rei-
sepreis für Busfahrt, Fähre, elf
Übernachtungen mit Frühstück
und alle Rundfahrten beträgt pro
Person im Doppelzimmer 1280
Euro (EZ-Zuschlag 330 Euro). An-
meldungen bitte schnellstens bei
Uwe Jurgsties, Telefon (06203)
43229 oder per E-Mail: memel-
land@admheddesheim.de Es sind
nur noch wenige Plätze für die
Reise frei.

– Reise II –
Vom 19. bis 24. September Bus-

reise nach Schwerin zum Landes-
treffen der Ostpreußen in Meck-
lenburg-Vorpommern. An der
Veranstaltung werden Gesangs-
gruppen aus dem südlichen Ost-
preußen, wie auch die Chöre aus
Heydekrug und Memel mit dem
Chor des Hermann-Sudermann-
Gymnasiums teilnehmen. Abfahrt
am 19. September ab Göppingen
über Stuttgart, Mannheim, Frank-
furt nach Wismar, wo wir im Stei-
genberger Hotel „Stadt Hamburg“

untergebracht sind. Vom 20. bis
22. September Ausflüge unter an-
derem nach Schwerin, an den
Müritzsee, Rostock und Warne-
münde. Am Samstag, 23. Septem-
ber Teilnahme am Ostpreußen-
Treffen in Schwerin. Der Preis für
die Fahrt inclusive Aller Rund-
fahrten und fünf Übernachtung
mit Frühstücksbuffet beträgt im
Doppelzimmer 490 Euro im Ein-
zelzimmer 680 Euro. Anmeldun-
gen bitte schnellstens bei Uwe
Jurgsties, Kirschblütenstraße 13,
68542 Heddesheim, Telefon
(06203) 43229 oder bei Uta Lüt-
tich, Feuerbacher Weg 108, 70192
Stuttgart, Telefon (0711) 854093.  

Altmühlfranken – Freitag, 28.
April, 19 Uhr. Saal, Gasthof Kro-
ne, Gunzenhausen: Heimatliches
Essen anschließend ein Vortrag
von Edith Richter und Dr. Jürgen
Danowski zum Thema „Die Refor-
mation in Preußen und Pommern
– Luther, Bugenhagen, Osiander“.
Ansbach – Sonnabend, 22.

April, 15 Uhr, Orangerie: Vortrag
zum Thema „Berühmte Persön-
lichkeiten aus Pommern“.

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 17

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN



auch schon die Masuren zurück
und bauten fleißig wieder auf,
auch mit Hilfe des preußischen
Staates. 1915 war das meiste Ak-
kerland wieder bebaut, und 1916
gab es eine reiche Ernte. 1920,
nach dem Krieg, stimmten die
meisten Masuren für einen Ver-
bleib bei Deutschland. 
Hans- Joachim Naujoks erhielt

für seinen Vortrag viel Beifall. Der
Nachmittag endete mit dem ge-
meinsam gesungenen Ostpreu-
ßenlied.  Ingrid Nowakiewitsch,

Schriftführerin 
Wiesbaden – Sonnabend, 22.

April, 15 Uhr, Großer Saal, Haus
der Heimat Friedrichstraße 35:
Jahreshauptversammlung mit 1.
Abstimmung über die Tagesord-
nung, 2. Feststellen der Anwesen-
heit und des Stimmrechts, 3. Ge-
schäftsbericht des Vorstandes, 4.
Bericht des Schatzmeisters, 5. Be-
richt der Kassenprüfer, 6. Aus-
sprache zu den Tagesordnungs-
punkten drei und vier, 7. Entla-
stung des Vorstandes und 8. Ver-
schiedenes. Vor dem offiziellen
Teil ist Zeit zur Unterhaltung bei
Kaffee und Raderkuchen. –
Dienstag, 2. Mai, 8.30 Uhr, Bus-
bahnsteig 1 Hauptbahnhof:  Die
Frauengruppe ist „Mit dem Omni-
bus unterwegs“. An der Fahrt ins
Ahrtal mit Besichtigung einer
„Straußenfarm“ können auch Mit-
glieder und Freunde der Lands-
mannschaft teilnehmen. Zu Mit-
tag gegessen wird in Ahrweiler,
Dort steht auch ein kurzer Stadt-
rundgang auf dem Programm. Die
Fahrt kostet 20 Euro. Information
und Anmeldung bei Helga Kuk-
wa, Telefon, (0611) 373521.

– Neue Mitglieder – 
Die Kreisgruppe begrüßt Hagen

Paluschtzik aus Wiesbaden und
Heinrich Georg Becker aus Meck-
lar in ihren Reihen,

Braunschweig-Stadt – Mitt-
woch, 26. April, 15 Uhr: Treffen
im Stadtpark. Zur Information:
Bei der Generalversammlung im
März wurden der Vorsitzende
Fritz Folger, der stellvertretende
Vorsitzende Hagen Mörig und die
Schriftführerin Monika Bötticher
wieder gewählt.
Osnabrück – Freitag, 21. April,

15 Uhr, Gaststätte Bürgerbräu,
Blumenhaller Weg 43: Treffen der
Frauengruppe. – Dienstag, 2. Mai,
16.30 Uhr, Hotel Ibis, Blumenhal-
ler Weg 152: Kegeln.

Düsseldorf – Jeden Mittwoch,
18.30 Uhr, Eichendorffsaal, Ger-
hart-Hauptmann-Haus (GHH),
Bismarckstraße 90: Probe der

Düsseldorfer Chorgemeinschaft
Ostpreußen-Westpreußen-Sude-
tenland unter der Leitung von Ra-
dostina Hristova. –  Dienstag, 25.
April, 15 Uhr, GHH: „Weißt Du
noch“ – Geschichten und Anek-
doten aus 60 Jahren „Stiftung
Gerhart-Hauptmann-Haus“. Mitt-
woch, 26. April, 15 Uhr, GHH:
„Reisender durch ein Jahrhun-
dert“ – Vortrag über den im ost-
preußischen Johannisburg gebo-
renen Dirigenten Kurt Sanderling.
– Freitag, 28. April, 18 Uhr, Nean-
derkirche, Bolkestraße: Ökumeni-
scher Gottesdienst zur Feier des
60-jährigen Jubiläums des GHH. –
Sonnabend, 29. April, 10.45 Uhr,
GHH: Festakt „60 Jahre Stiftung
Gerhart-Hauptmann-Haus“. –
Mittwoch, 3. Mai, 15 Uhr, Raum
311, GHH: Ostdeutsche Stickerei
mit Helga Lehmann und Christel
Knackstädt. – Donnerstag, 4. Mai,
8.30 Uhr, Busbahnhof Worringer
Straße: Tagesfahrt zum ehemali-
gen Kloster Dahlheim in Lichte-
nau. – Sonnabend, 6. Mai, 11 Uhr,
Infostand, Hauptbahnhof Düssel-
dorf: Wandertreff.. 
Neuss – Sonntag, 30. April, 15

Uhr (Beginn 14 Uhr), Marienhaus,
Kapitelstraße 36: Frühlingsfest
mit Tanz und Vorträgen. – Jeder
zweite Mittwoch im Monat, 15 bis
18 Uhr, Heimatstube, Oberstraße
17: Treffen der Frauengruppe.
Witten – Montag, 24. April, 15

Uhr, Versammlungsraum, Evange-
lisch-Lutherische Kirchengemein-
de, Lutherstraße 6–10: Vortrag über
„Martin Luther und sein Wirken“,
danach „Thüringen von oben“

Landesgruppe – Sonntag, 23.
April, St. Matthäus Kirche, Zin-
zendorferstraße 14, 09116 Chem-
nitz: Kirchentag der evangelichen
Ostpreußen mit der Landesgrup-
pe Sachsen. Mit einem gemeinsa-
men Gottesdienst um 9:30 Uhr
soll das Treffen beginnen. „Die
Auswirkung der Reformation auf
Ostpreußen“ sollen das Thema
des Tages sein. Wir wollen an die-
sem Tag Martin Luthers gedenken
und laden  alle Interessierten
recht herzlich ein. Im Anschluss
des Gottesdienstes werden wir an
unserem Gedenkstein der Toten
gedenken. Nach der Mittagspause
wird der Pfarrer im Ruhestand
Klaus Plorin sprechen. Bei Kaffee
und Kuchen wird der Kindergar-
ten „Kirchenmäuse“ das Treffen
mit einem kleinen Rahmenpro-
gramm abschließen.

– Bericht – 
Der Landesvorsitzende Alexan-

der Schulz feierte seinen 60. Ge-
burtstag. Viele Freunde und Ver-
wandte hatten sich bei herrlich-
stem Wetter zur Feier eingefunden.
Der Gemeindesaal der Matthäus-
kirche war bis auf den letzten Platz
gefüllt. Alexander Schulz begrüßte
alle recht herzlich. Viele interes-
sante Gespräche über die alte Hei-
mat Ostpreußen folgten. 
Der Sohn von Alexander Schulz

hatte mit viel Liebe einen Filmbei-
trag über das Leben des Jubilars
von Geburt bis zu seinem Ehrentag
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Dr. Ilse Lommel
* 12. 7. 1923 Königsberg        † 27. 3. 2017 Kiel

Der Tod ist da.
Das ist es also.

Ich bin es und dennoch bin ich es nicht mehr.
Der Tod.

Das war es.
Rémy Zaugg

In Liebe
ihre fünf Kinder und Angehörige

Anzeige

Hof – Sonnabend, 13. Mai, 15
Uhr, Altdeutsche Bierstube: Mut-
tertag.
Landshut – Dienstag, 2. Mai:

Mai-Ausflug.
München – Freitag, 12. Mai, 14

Uhr, Haus des Deutschen Ostens:
Zusammenkunft der Frauengruppe.
Weiden – Zum Heimatnachmit-

tag konnte der Erste Vorsitzende
Norbert Uschald zahlreiche Mit-
glieder und Gäste im Cafe Mitte
willkommen heißen. Nach den
Heimatliedern „Land der dunklen
Wälder“ und „Westpreußen mein
lieb Heimatland“ gratulierte die
Kassiererin Ingrid Uschald den
Geburtstagskindern des Monats
April. Danach berichtete der Vor-
sitzende über die Landeskulturta-
gung im Kulturzentrum Ostpreu-
ßen im ehemaligen Schloss des
Deutschen Ordens in Ellingen.
Interessante Themen waren ein

Vortrag über die gesellschaftliche
Situation in Königsberg um 1900,
die Eröffnung einer Ausstellung
über die Stadt Tilsit, ein Vortrag
über den ostpreußischen Dichter
Johannes Bobrowski, eine virtuel-
le Rekonstruktion der ostpreußi-
schen Schlösser Friedrichstein
und Schlodien, sowie das Zeitzeu-
genprojekt „Neue Nachbarn“, wel-
ches die schwierige Situation und
Unterdrückung der heimatverblie-
benen Deutschen nach dem Zwei-
ten Weltkrieg beleuchtet.
Im Anschluss daran lud der

Vorsitzende zum traditionellen
Maibaumaufbau am 1. Mai um 14
Uhr vor dem Alten Eichamt ein.
Auch in diesem Jahr beteiligt sich
die Kreisgruppe am Maibaumfest-
zug. Die Moderation übernimmt
wieder Norbert Uschald. Zum
Thema Ostern trugen Ingrid
Uschald und Andreas Uschald
Gedichte vor. Anita und Norbert
Uschald stimmten mit Flöte und
Melodika bekannte Frühlingslie-
der an und sorgten so für die ent-
sprechende Frühlingsstimmung.
Norbert Uschald erinnerte noch
an einige Osterbräuche, zum Bei-
spiel an das Schmücken von
Osterbrunnen. Danach wurden
die Landsleute und Gäste mit ei-
nem Ostergeschenk überrascht
Mit dem Lied „Kein schöner

Land“ verabschiedete man sich bis
zur Muttertagsfeier am Sonntag, 7.
Mai, um 14.30 Uhr im Cafe Mitte.

Gumbin-
nen, Jo-
hann i s -
burg, Löt-
z e n ,

Sensburg – Dienstag,
25. April, 13 Uhr. Re-
staurant Muna, Al-
brechtstraße 52,
12167 Berlin: Früh-
lingsfest. Anfragen
Gumbinnen: Joseph
Lirche, Telefon (030)
4032681, Johannis-
burg und Sensburg:

Andreas Maziul, Telefon (030) 54
29 917, Lötzen Gabriele Reiß: Tele-
fon (030) 75635633.  

Bartenstein – Anfra-
gen für gemeinsa-
mes Treffen bei Elfi
Fortange, Telefon
(030) 4944404.

Landesgruppe – Ein österliches
Haus der Heimat lud am 8. April
in Hamburg-Neustadt, Teilfeld 8,
zum traditionellen Ostermarkt
ein. Blauer Himmel und strahlen-
der Sonnenschein bewogen viele
Besucher dazu, sich auf den Weg
zu machen. Den fast 300 Besu-
cherb bot sich ein buntes Bild mit
Leckereien und Spezialität aus
Schlesien, Ostpreußen und vielen
anderen Regionen der deutschen
Vertreibungsgebiete. 
Nach der Eröffnungsrede von

Hamburgs BdV-Vorsitzenden Wil-
libald Piesch begeisterte Christel
Neumann in Ostpreußentracht
mit Gedichten und ließ die Besu-
cher an vergangene Ostermärkte
in Hamburg zurückdenken.
Manch älterer Besucher  erinner-
te sich auch gerne an die Oster-
märkte in Königsberg, Breslau,
Stettin, Danzig und anderen hei-
matlichen Orten im Osten
Deutschland. Zu einer Ostersing-
runde bat dann der Westpreuße
Dietmar Neumann. Seine Einla-
dung  wurde begeistert und stim-
menstark angenommen. 
Zum Ausklang trug M. Wein-

hold in „Hirschberger Tracht“ das
Mundartgedicht „Der Weg nach
Poppelwitz“ in Würdigung des
unvergeßlichen Ernst Schenke
vor und erntete wahre Beifallstür-
me. Mit „Kein schöner Land...“
klang dann  der Ostermarkt aus...

KREISGRUPPEN
Insterburg, Sensburg
– Die Heimatkreis-
gruppe trifft sich je-
den ersten Mittwoch
im Monat um 12 Uhr
im Hotel Zum Zep-
pelin, Frohmestraße
123-125. Ein kultu-
relles Programm mit
Bildvorträgen, Ge-

dichten und gemeinsamem Sin-
gen erwartet Sie. Gäste sind herz-
lich willkommen. Kontakt: Man-
fred Samel, Friedrich-Ebert-Stra-
ße 69b, 22459 Hamburg, Telefon
(040) 587585, Fax: (040)
52678519, E-Mail: manfred-sa-
mel@hamburg.de.

Dillenburg – Mittwoch, 26.
April, 15 Uhr, Cafe Eckstein, Kö-
nigsberger Straße; Monatsver-
sammlung. Der Kreisvorsitzende
und Pfarrer im Ruhestand Diet-
mar Balschun wird zu Bildern
von Lovis Corinth und zu Werken
aus der Rembrandt-Bibel fragen
„Wie sah ich Ostern?“  

– Bericht – 
Bei der letzten Monatsversamm-

lung sprach Hans-Joachim Nau-
joks über das „Alte Masuren“. Da-
zu las er aus dem Buch des För-
stersohns Fritz Skowronnek „Le-
bensgeschichte eines Ostpreus-
sen“, erschienen 1925, vor. Sko-
wronnek lebte von 1858 bis 1939.
Seine Heimat Masuren lag in sei-
ner Jugend mehr als 100 Jahre hin-
ter der wirtschaftlichen Entwick-
lung im übrigen Deutschland zu-
rück. Es gab nur eine einzige Ei-
senbahn in Ostpreussen, die über
Dirschau und Königsberg bis Eydt-
kuhnen führte. Das war 20 Meilen
von Masuren entfernt. Es gab kei-
ne befestigten Straßen. Die russi-
sche Grenze im Süden wirkte wie
eine Chinesische Mauer. Es gab
keinen nachbarschaftlichen „Klei-
nen Grenzverkehr“ wie in anderen
Grenzregionen. Die Leute waren
insgesamt sehr arm. Aus dem Ge-
treide, das in Masuren wuchs –
Hafer, Gerste und Buchweizen –
wurde auf jedem Bauernhof Grüt-
ze hergestellt, die täglich auf den
Tisch kam. 
Wenn im Winter mit dem Schlit-

ten zum Markt in die Stadt gefah-
ren wurde, nahm der Bauer außer
Grütze noch Butter, Eier und
Speck mit, um es zu verkaufen.
Auf dem Rückweg brachte er dann
für den nächstgelegenen Kauf-
mann Dinge mit, die es in Masuren
nicht gab. Die beste Einnahme-
quelle war Leinwand. Es wurde
Flachs angebaut, den die Frauen
ernteten, spannen und webten.
Später wurde die Leinwand auf
dem Markt in Heiligelinde ver-
kauft, und die Händler zahlten gut.
So kam etwas Bargeld ins Haus,
das man für die Steuer brauchte.
Handwerker konnten in Masuren
nichts verdienen. Das meiste
machte man selber, wenn etwas zu
reparieren war. Schuster und
Schneider kamen ins Haus und

wurden mit Kost und Naturalien
bezahlt.  
Außerordentlich fleißig waren

die Masuren: Die Arbeit begann
im Morgengrauen und dauerte bis
in den Abend. Das Getreide wur-
de noch mit der Sichel geschnit-
ten. Zur Mittagszeit wurde das Es-
sen aufs Feld gebracht. Das Ende
der Ernte wurde dann mit einem
großen Fest gefeiert. Hauptfest des
Jahres war der Plon, nach dem
Einbringen des Roggens. Von den
letzten Ähren wurde eine Ernte-
krone gefloch ten, die unter Ab-
singen eines langen Liedes dem
Bauern überreicht wurde. Am
Abend wurden dann die Schnitter
und ihre Familien mit Fladen,
Fleisch und vor allem Branntwein
reichlich bewirtet, bevor der Tanz
losging, der bis in die Morgen-
stunden dauerte. In jedem Dorf
gab es Musikanten, die mit Geige,
Bass, Ziehharmonika und Klari-
nette zum Tanz aufspielten. 
Die evangelischen Masuren wa-

ren fleißige Kirchgänger, glaubten
aber trotzdem an Geister, Gespen-
ster und Kobolde. Jede Krankheit
war „angehext“, deshalb wurde fast
nie ein Arzt geholt oder erst, wenn
dem Kranken nicht mehr zu helfen
war. Fritz Skowronnek schreibt,
dass er das alles bis zu seinem 13.
Jahr bewusst erlebt hat und sich an
alles gut erinnere. 
Erst mit dem Krieg 1870/71 ge-

gen Frankreich änderte sich man-
ches. Die masurischen Landwehr-
leute erlebten zum ersten Male
die Eisenbahn, mit der sie bis ins
Feindesland fuhren. Sie sahen die
großen Städte Köln, Berlin, viel-
leicht sogar Paris, und fanden den
Unterschied zwischen ihrer so
armseligen Heimat und anderen
Gegenden heraus. Bis dahin hat-
ten sie in ihrer Heimat nur masu-
risch gesprochen, vermischt mit
polnischen und deutschen Wör-
tern. Jetzt bemühten sie sich, nur
noch deutsch zu reden, und sie
brachten es auch ihren Kindern
bei, wobei sie von der Schule
unterstützt wurden. 
Innerhalb von drei Jahrzehnten

änderte sich vieles, auch mit den
Errungenschaften der Neuzeit in
der Landwirtschaft. Es wurden
feste Straßen angelegt, Eisenbah-
nen gebaut, und wohlhabende
Bauern ließen ihre Söhne studie-
ren oder die landwirtschaftliche
Hochschule besuchen. Die Mäd-
chen wurden in die Stadtschule
und später in die Stadt „in Dienst“
geschickt. Dann kam der erste
Weltkrieg und mit ihm der Rus-
seneinfall, wobei in Masuren fast
alles zerstört wurde. Aber kaum
hatte Hindenburg die Russen aus
Ostpreußen verjagt, da kamen

Zur „Sudetendeutschen Ferienwoche gemein-
sam mit den Ostpreußen“ geht es auch 2017 wie-
der für eine Woche nach Seeboden am Millstät-
ter See. Der Luftkurort an der Westbucht des
zweitgrößten Gewässers in Kärnten wird diesmal
vom 25, Juni bis 1. Juli  das Urlaubsziel sein. Auf
dem Programm stehen unter anderem eine Seen-

rundfahrt, ein Treffen mit dem Bürgermeister, ein
Besuch des Gedenksteins, eine Hüttenfahrt, ein
Heimatabend und vor allem das Zusammensein
in heimatlicher Verbundenheit. Weitere Informa-
tionen: Susanne Kuttin, Hauptplatz 1, 9871 See-
boden am M. S., Telefon 0043 (4762) 8125512, E-
Mail: susanne.kuttin@ktn.gde.at

Mit den Sudetendeutschen nach Kärnten

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 17

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 16

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815. 2. Vorsitzender:
Manfred Samel, Friedrich-Ebert-
Straße 69 b, 22459 Hamburg, Te-
lefon/Fax (040) 587585, E-Mail:
manfred-samel@hamburg.de.

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Gerhard Schulz, Bahnhofstraße
30b, 31275 Lehrte, Telefon
(05132) 4920.   

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Jürgen Zauner, Ge-
schäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Vorsitzender: Alexander
Schulz, Willy-Reinl-Straße 2,
09116 Chemnitz, E-Mail: ale-
x a nd e r. s ch u l z - a g e n t u r@
gmx.de, Telefon (0371) 301616.

SACHSEN
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schwe-
discher
Filmstar
(Greta)

scherz-
haft:
altes
Auto

eine
Zahl

Fach-
medi-
ziner
(HNO)

unbe-
rührte
Land-
schaft

glänzend,
hervor-
ragend

aus-
geruht,
ent-
spannt

Ansamm-
lung klei-
ner runder
Steine

senk-
rechter
Dachab-
schluss

Bewohner
e. österr.
Bundes-
landes

Begeis-
terung,
Schwung

Nach-
lass-
emp-
fänger

unter-
stützende
Experten-
runde

täu-
schen,
irre-
führen

Miss-
trauen,
Verdacht

unver-
heiratet

Medizi-
nerin

Rätsel-
freund Dotter

Gebirge
zwischen
Europa
u. Asien

bayer.
Benedik-
tiner-
abtei

antike
Stadt in
Klein-
asien

Klei-
dungs-
stück

Dieb

Pfl anze
mit öl-
haltigen
Samen

Lobrede
mehr-
mals,
wieder-
holt

Zauber-
gewalt
über
Personen

mutig,
furcht-
los

Vergel-
tung für
Unrecht

Vermerk,
kurze
Aufzeich-
nung

Sing-
stimme

Fluss
durch
München

männ-
licher
Nach-
komme

das
Paradies

Klavier-
teil;
Druck-
hebel

Maschine
für Erd-
arbeiten

schnell
davon-
laufen

Söller,
balkon-
artiger
Vorbau

Abk. für
Bild-
unter-
schrift

Vorder-
asiat,
Perser

eine der
Kana-
rischen
Inseln

Kloster-
frau

Dumm-
kopf
(ugs.)

Betrieb,
Unter-
nehmen

regionale
Stunden-
angabe

Riemen-
werk der
Reit- und
Zugtiere

Stoff-
färbe-
verfah-
ren

Kfz-
Zeichen
Neuss

Gebühr;
Schätz-
wert

konzen-
trierte
Lösung

Impfstoff Alters-
ruhegeld

Brauch-
barkeit,
Befähi-
gung

student.
Organi-
sation
(Abk.)

Fleiß,
Befl is-
senheit

Anhäng-
lichkeit,
Loyalität

Freiheits-
entzug,
Haft

spani-
sche
Insel-
gruppe

Auto-
bahn-
gast-
stätte

Wasch-
fass

lat.:
innen,
inwen-
dig

Ost-
slawe

Lake,
Salz-
lösung

Herstel-
ler,
Fabri-
kant

Schau-
kelreck;
geometr.
Figur

Drama
Frank
Wede-
kinds

Wind-
schatten-
seite e.
Schiffs

Bruder
Jakobs
im A. T.

eng-
lisch:
eins

Farb-
ton

Grund-
muster,
Konzept

hoffen,
warten
auf

Baby-
speise

alkohol-
freies
Misch-
getränk

sich auf-
recht auf
d. Füßen
halten

Hunnen-
könig
Attila (dt.
Name)

Teil der
mecha-
nischen
Uhr

Wohl-
wollen

Säuge-
tier-
ordnung

deut-
sche
Ostsee-
insel

Fisch-
fang-
gerät

geneigte
Stelle bevor Schwur

Kurz-
wort für
Jugend-
liche(r)

früherer
Lanzen-
reiter

eine 
Euro-
päerin

chem.
Zeichen
für Ger-
manium

lobende
Beurtei-
lung, Emp-
fehlung

schwie-
rig, ge-
fährlich

ruhelos,
rastlos

Tages-
abschnitt

schot-
tisch:
See,
Fjord

Fecht-
hieb

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Krabben,  
2. Garagen, 3. Schlacht, 4. Schlauch,  
5. Laternen, 6. Platten, 7. Bretter –  
Ballett 

Magisch: 1. Krapfen, 2. Apparat,  
3. Keramik

  G   Z  O   B   K   K  E  S  
  A R G W O H N  L E D I G  A E R Z T I N
 T R O J A  R A T E R  E I G E L B  A  A
  B S  N I E T E N H O S E  R A E U B E R
 N O T I Z  N U  D O   B A N N  R  T R
   L  I S A R  E L O G E  T  T A S T E
  B A G G E R  E N T E I L E N  A L T A N
 Z A U M  S Z  N D  F   D E P P  R L 
  S B  B A T I K   T E N E R I F F A  O
  S E R U M  R E N T E  O N   E I F E R
       B A L E A R E N   A R R E S T
        N   X  I N T U S  M  S S
        E R Z E U G E R  T R A P E Z
       G R A U   N  E S A U  O N E
         S B  L U L U   S P E Z I
        S T E H E N  E B  S  K  T
       S C H R A E G E  R U E G E N 
        H O  R   T E E N  U L A N
       R E F E R E N Z  I R I N  G E
        M  H E I K E L  U N S T E T
        A B E N D  L O C H  T E R Z

So ist’s  
richtig:

          
          
          
          
          

CEHHL
MSTUZ CRUX AEHMT DEIT AENOZ BEER AEIL EIMN

EEGIR ABI

AEEM
NX

ADEI
NS

EER

Schüttelrätsel:

   T   O    
 S C H U T Z H E L M
  R E G I E  B A I
  U M  D A S E I N
 E X A M E N  R E E

PAZ17_16

1 HUMMER SALAT

2 HOCH TOR

3 KISSEN PLAN

4 WASSER BOOT

5 GAS UMZUG

6 HERD SEE

7 HOLZ ZAUN

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösungswort eine 
Art von Tanzveranstaltung.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 gebackenes Hefeteiggebäck

2 technisches Gerät

3 Ton-, Töpferware

Nach dem verlorenen Zwei-
ten Krieg sind in Ostpreu-
ßen noch 20000 Frauen,

Alte und Kinder zurück geblie-
ben. Sie litten unbeschreiblichen
Hunger. Jeder Zweite starb an den
Folgen der Mangelernährung. Auf
dieses Schicksal hat der Bremer
Historiker Christopher Spatz bei
einem Vortrag im Kloster Alten-
berg im hessischen  Wetzlar hin-
gewiesen. An der Veranstaltung
nahmen auch etliche Mitglieder
der Kreisgruppe Wetzlar der
Landsmannschaft der Ost- und
Westpreußen teil.

Diakonie-Vorstand Pfarrer Jörn
Contag von der Königsberger Dia-
konie erinnerte daran, dass seine
Einrichtung ein Flüchtlings-Mut-
terhaus auf dem Altenberg gewe-
sen ist. Von 1953 bis 1955 bauten
die aus Ostpreußen geflüchteten
Diakonissen die ausgebrannten
Gebäude auf dem Altenberg wie-
der auf und haben von hier aus
ihre Arbeit in Deutschland koor-
diniert. Unter ihnen waren auch
Diakonissen, die in den Nach-

kriegsjahren ihre einstige Heimat
auf Drängen der russischen Besat-
zungsmacht verlassen mussten.
Zu dem Vortrag hatten die Kö-
nigsberger Diakonie und ihr
Freundeskreis eingeladen. 

Spatz, der sich in seiner Promo-
tionsarbeit mit Menschen unter-
halten hat, die als Kinder schlim-
men Hunger litten, las aus seinem
Buch „Nur der Himmel blieb der-
selbe – Ostpreußens Hungerkin-
der erzählen vom Überleben“.
Darin schildert er das Schicksal
von 50 ostpreußischen Kindern,
die nach dem Krieg zu Waisen
wurden oder bereits vorher in
Heimen lebten. Sie hätten sich
von Kartoffelschalen, Abfällen,
Kadaver, Katzen, Hunden, Vögeln,
Igeln und anderen essbaren Din-
gen ernährt, um zu überleben.

Oftmals hätten Kinder entschei-
den müssen, wer zu schwach war
und sie dem Sterben überlassen.
Die Kälte, Seuchen und der Hun-
ger hätten im zweiten Nachkriegs-
winter zu Hunderttausenden von
Toten geführt, so Spatz. Menschen
hätten in der ehemaligen Korn-
kammer Deutschlands nichts
mehr zu essen gefunden. „Der
Hunger kam heimlicher und stil-
ler als die Gewalt im Krieg“, resü-
mierte Spatz. Pflege- und Adop-
tivkinder seien von ihren Fami-
lien weggejagt worden, weil sie
nicht genug zu essen hatten. Der
Arzt Schubert vom Krankenhaus
der Barmherzigkeit, dem einsti-
gen Mutterhaus der Königsberger
Diakonie, notierte damals, dass er
ganze Herden von Kindern um
das Krankenhaus sah. „Onkel, gib
uns doch ein bisschen Brot“, hat-
ten sie ihn angebettelt. 

Vor 70 Jahren, im Frühjahr
1947, tat sich für die Hungernden
von unerwarteter Seite eine Tür
auf: Litauens Bauern nahmen die

Kinder auf und gaben ihnen zu
essen. Dafür arbeiteten die Mäd-
chen und Jungen auf deren Hö-
fen und Feldern. Schätzungen
gehen davon aus, dass sich 1948
rund 5000 deutsche Kinder und

Jugendliche in Litauen aufhiel-
ten. Für sie schienen die Überle-
benschancen dort größer zu
sein. Diese Kinder wurden
Wolfskinder genannt, in Anleh-
nung an Romulus und Remus
oder Caspar Hauser, die von der
Natur aufgezogen wurden.

Von 1947 bis Ende der 90er Jah-
re kehrten etliche dieser nach Li-
tauen geflüchteten Menschen in
die deutsche Gesellschaft zurück.
Einige leben noch heute in Litau-
en, wo sie sich in der Gruppe
Edelweiss organisiert haben.
Räumlich, kulturell und sozial

seien sie entwurzelt. Meist ver-
fügten sie nicht über Schulbil-
dung und kennen keine Heimat.
Mit der politischen Wende seien
auch für sie neue Möglichkeiten
aufgebrochen. Viele Jahrzehnte
hätten sie nicht über das Schreck-
liche gesprochen, das ihnen
widerfahren ist. Spatz begab sich
auch auf politisches Terrain, denn
er bedauerte, dass ihr Schicksal
bislang in Form von Entschädi-
gungen durch die Bundesrepublik
unberücksichtigt geblieben sei.

Der Referent hatte auch eine
Ausstellung zu den Hungerkin-
dern auf 14 Informationstafeln
mitgebracht. Darauf ist die Ge-
schichte der Kinder dargestellt
und einzelne Hungerkinder kom-
men als betagte Zeitzeugen zu
Wort. Contag kündigte an, dass die
Königsberger Diakonie angesichts
der Tatsache, dass es immer weni-
ger Zeitzeugen aus Flucht und Ver-
treibung gebe, die Historie in einer
eigenen Ausstellung aufarbeiten
wolle. Lothar Rühl

Vom Überleben der Hungerkinder
In Wetzlar stellte ein junger Historiker seine Arbeit über ostpreußische Kriegswaisen vor

Historiker Spatz und Pfarrer Jörn Contag, Vorstand der Königsberger Diakonie. Im Hintergrund:
Bilder der Ausstellung, die Spatz mitgebracht hatte Bild: Rühl

Mit 50 ehemaligen
Wolfskindern geredet

Weitere Ausstellung
ist in Planung
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vorbereitet. Dabei kam auch die Ar-
beit für die Ostpreußen nicht zu
kurz. Die kleinen Enkelkinder führ-
ten ein buntes Programm für ihren
Opa auf. Kinderlieder von damals
und heute wurden vorgetragen.
Viele nutzten die Gelegenheit, um
fröhlich einzustimmen. Den musi-
kalischen Teil der Feier rundete ein
Opernsänger ab. Begleitet von einer
Klavierspielerin rührten seine ge-
fühlvollen Lieder manchen zu Trä-
nen. Zum Abschluss versprach
Schulz auch weiterhin und trotz
beruflicher Verpflichtungen seine
ganze Kraft für die Belange der
Ostpreußen einzusetzen.

Hannelore Kedzierski

Gardelegen – Freitag, 28. April,
14 Uhr, Begegnungsstätte der VS
Gardelegen: Liedernachmittag zur
Frühlingszeit.
Magdeburg – Dienstag, 25.

April, 13 Uhr, Immermannstraße:
Treffen der Stickerchen. – Freitag,
12. Mai, 16 Uhr, TuS Fortschritt,
Zielitzer Straße: Singekreis

Malente – Dienstag, 9. Mai, 15
Uhr, Pflanzencenter Buchwald,
Rövkampallee 39: Gemeinsames
Treffen mit Besichtigung des
Pflanzencenters. Anmeldung bis
Mittwoch, 3. Mai, im Blumenhaus
Franck, Bahnhofstraße 26.
Mölln – Mittwoch, 26. April, 15

Uhr: Mitgliederversammlung mit
gemeinsamen Frühlingssingen.
Günther Marschke wird die Stük-
ke mit seinem Musikinstrument
begleiten. Auch Gedichte und Ge-
schichten sollen vorgelesen wer-
den. Eingeladen sind alle Lands-
leute aus Pommern, Danzig,
Schlesien, alle Möllner, Freunde
und Bekannte.
Schönwalde am Bungsberg –

Freitag, 21. April. 19 Uhr. Café Eh-
lers, Oldenburger Straße 8, Kas-
seedorf: Jahreshauptversammlung. 
Uetersen – Freitag, 12. Mai, 15

uhr, Haus Ueterst End, Kirchen-
straße 7: Treffen unter dem Mot-
to Frühling und Muttertag mit
gemeinsamem Singen. Sabine
Mennerich begleitet am Flügel.
Dazwischen lesen Teilnehmer
passende Texte. 

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 17

Sachsen: Auch die Enkel gratulierten dem Landesvorsitzenden
Alexander Schulz zum 60. Bild: privat

Vors.: Michael Gründling, Große
Bauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN
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Die Zahl ist beeindruckend:
Mehr als 500 Heimat-
sammlungen aus zwanzig

ehemals ostdeutschen Regionen
ergänzen derzeit das in großen
Landesmuseen oder landsmann-
schaftlich geführten Institutionen
in den Jahren nach dem Zweiten
Weltkrieg zusammengetragene
Kulturgut. Die zunächst als sozia-
le Stuben, Archive und Paten-
schaftsräume bezeichneten Ein-
richtungen gelten als Schaufen-
ster der jeweiligen Herkunftsre-
gion und informieren über deren
historische und aktuelle Bedeu-
tung in Europa.
Die Heimatsammlungen fortzu-

führen wird allerdings immer
schwieriger – sei es aus Kosten-
gründen oder Raummangel, vor al-
lem jedoch vor dem Hintergrund
der älter werdenden, meist ehren-
amtlich tätigen Betreuerinnen und
Betreuer. Das Schicksal des ost-
deutschen Kulturgutes stand jüngst
gleich zweimal im Fokus von Ta-
gungen im Haus Schlesien, einem
Kulturzentrum im nordrhein-west-
fälischen Königswinter. Die Kultur-
stiftung der deutschen Vertriebe-
nen mit Sitz in Bonn unterstützte
beide Veranstaltungen. Die PAZ be-
richtet bereits über die erste Tagung
(PAZ 49/16, Seite 20). 
An der Fortsetzung des Projek-

tes unter dem Motto „Erhaltung
von ostdeutschem Kulturgut und
Unterstützung der ostdeutschen
Heimatsammlungen“ beteiligten
sich aus ganz Deutschland ange-
reiste Betreuerinnen und Betreu-
er von Sammlungen. Es hat sich
auch bei diesem Treffen einmal
mehr gezeigt, dass nach wie vor
großer Informations- und Bera-
tungsbedarf besteht und der Dia-
log mit Experten und Gleichge-
sinnten gerne angenommen wird.
Auch wenn einige Teilnehmer
über die Perspektive ihrer Samm-
lungen besorgt waren, gab es mit-
unter Vertreter von gut funktio-
nierenden Häusern, die mit ihren
Berichten für eine optimistische
Stimmung sorgten. Wichtig war
allen, mit ihren Sammlungen zur
Bewahrung der Identität der je-
weiligen Volksgruppe beizutragen
sowie das gesammelte ostdeut-
sche Kulturerbe den nachkom-
menden Generationen fachge-
recht zu überlassen.
Ein positives Beispiel stellte Ute

Eichler, verantwortlich für Archiv,

Heimatmuseum und Geschäfts-
stelle der Kreisgemeinschaft Löt-
zen in der Patenstadt Neumünster,
vor. In ihrem Vortrag bot sie einen
Rückblick auf die ersten 50 Jahre
der Lötzener Heimatsammlung,
auf die Neuordnung des Samm-
lungsbestandes sowie nicht zuletzt
auf die guten Kontakte zum Ost-
preußischen Landesmuseum in
Lüneburg und zum Kulturzentrum
Ostpreußen in Ellingen. Mit Blick
in die Zukunft verwies die Redne-
rin auf das umfangreiche Veran-
staltungs- und Begegnungspro-
gramm des Jahres 2017, das sie ge-
meinsam mit ihrem Ehemann Die-
ter Eichler vorbereitet. Allerdings,
so Ute Eichler, haben auch die Löt-
zener in Zukunft finanzielle Hür-
den zu bewältigen.
Im Vortrag „Patenschaft und

Partnerschaft, ein Gegensatz?“ in-
formierte Damian Spielvogel von
der Landsmannschaft Schlesien
in Königswinter über die erfolg-
reich geführte Hindenburger Hei-
matsammlung in der Patenstadt
Essen. Die Kultur- und Erinne-
rungsstätte mit den Schwerpunk-
ten „Hindenburg OS gestern –
Zabrze heute“ spricht mit ihrem
modernen Ausstellungs-Konzept
sowohl Vertriebene und Aussied-
ler als auch deren Nachkommen
und nicht zuletzt die Einwohner
des Ruhrgebietes an.
Zu den Referenten, die für die

Tagung gewonnen werden konn-
ten, gehörte Klaus Mohr vom Su-
detendeutschen Archiv in Mün-
chen, der in seinem Vortrag auf
„Aktuelle Probleme der Sudeten-
deutschen Heimatsammlungen“

verwies. Anhand von Beispielen
aus seinem Wirkungskreis sprach
Mohr Schwierigkeiten an, die auch
andere Heimatsammlungen be-
wältigen müssen. Er bot Hinweise
und Lösungsansätze zum fachge-
rechten Umgang mit den Samm-
lungsstücken – von der systemati-
schen Erfassung und Inventarisie-
rung bis hin zur Aufbereitung für
die Präsentation im Internet.
Um „Angewandte Museumsdi-

daktik für Heimatsammlungen“
ging es im Vortrag von Maike
Trentin-Meyer, der Leiterin des
Deutschordensmuseums in Bad
Mergentheim. Aufgrund ihrer Er-
fahrung mit der Neugestaltung
der Ausstellungskonzeption im
eigenen Haus konnte die Referen-
tin den Tagungsteilnehmern kon-
krete Anregungen für die Arbeit
in ihren Heimatstuben bieten.
Ausschlaggebend für eine gelun-
gene Präsentation seien – so Tren-
tin-Meyer – drei „Schlüsselwör-
ter“: Zielgruppe, Kommunikation
und Identifikation.
Der ehemalige, langjährige Lei-

ter der Martin-Opitz-Bibliothek
in Herne, Wolfgang Kessler, hat
erkannt, dass einige Sammlungs-
betreuer trotz der theoretischen
Anregungen aus der ersten Bera-
tungstagung sich in der Praxis
dennoch oft als „Einzelkämpfer“
behaupten müssen. Um dem ent-
gegenzuwirken, hat der Referent
im Vortrag „Erschließung von
Sammlungen über die museale
Präsentation hinaus“ eine einfa-
che Methode für die Gestaltung
einer systematischen Übersicht
vorgestellt. Neben der Erfassung

und Gewichtung der Objekte und
Schriftstücke sei es vorteilhaft –
so Kessler – auch die Geschichte
hinter den vorhandenen Gegen-
ständen zu notieren und zu kom-
munizieren. 
Ernst Gierlich, Geschäftsführer

der Kulturstiftung der deutschen
Vertriebenen, Bonn, stellte im
Rahmen der jüngsten Informa-
tions- und Begegnungstagung
die Publikation „Handreichung
für die Betreiber ostdeutscher
Heimatsammlungen“ vor. Die
von Elke Wilming herausgegebe-
ne Broschüre enthält interessan-
te Fachvorträge rund um die
Thematik der Sammlungen so-
wie Ergebnisse einer aktuellen
Fragebogenaktion zur Lage der
Heimatstuben. Das Handbuch
kann bei der Kulturstiftung der
deutschen Vertriebenen kosten-
los angefordert werden (E-Mail:
kulturstiftung@t-online.de).
Nicola Remig, die Leiterin des

Dokumentations- und Informa-
tionszentrums Haus Schlesien, hob
die Aspekte der vielfältigen „ost-
deutschen Szene“ hervor. Da es für
die Perspektive der Heimatstuben
kein allgemeingültiges „Rezept“ ge-
ben kann, setzte Remig auf die Er-
arbeitung unterschiedlicher Lö-
sungswege und thematischer An-
sätze, die in die Zukunft weisen.
Am Tagungsprogramm waren

auch Mitarbeiterinnen von Haus
Schlesien beteiligt. So erhielten
die Heimatstubenbetreuer prakti-
sche Tipps für eine effektive Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit von
Bernadett Fischer. Silke Findei-
sen, die Kuratorin der aktuellen
Sonderschau „Zu Hause und doch
fremd – Vom Umgang mit Ent-
wurzelung und Heimatverlust am
Beispiel Schlesien“, verwies auf
die gute Zusammenarbeit mit vier
polnischen Museen. Nur dank der
grenzübergreifenden Kontakte
konnte eine so facettenreiche Prä-
sentation zustande kommen.
Fazit: Es ist davon auszugehen,

dass die Betreuerinnen und Be-
treuer von Heimatsammlungen
im Rahmen der zwei Tagungsver-
anstaltungen viel Wissenswertes
zum Umgang mit dem gesammel-
ten Kulturerbe und zur Weiterfüh-
rung ihrer Häuser erfahren ha-
ben, dass jedoch auch der leben-
dige Dialog und der rege Erfah-
rungsaustausch unabdingbar
sind. Dieter Göllner

Ostpreußen steuerten positive Beispiele bei
Aus ganz Deutschland reisten die Teilnehmer an, um im Haus Schlesien über den Erhalt der Heimatstuben zu diskutieren  

Ortelsburger Heimatstube in Herne: Schaufenster ostdeutschen
Kulturgutes. Eine von 500 ähnlichen Einrichtungen Bilder (3): Göllner

Maike Trentin-Meyer, Leiterin des Deutschordensmuseums:
„Zielgruppe, Kommunikation und Identifikation sind die Schlüs-
selwörter für eine gelungene Präsentation.“ 

Wolfgang Kessler, ehemals Leiter der Martin-Opitz-Bibliothek:
„Vorteilhaft ist es auch die Geschichte hinter den Gegenständen
zu kommunizieren“



Zu: Ungehörter Weckruf (Nr. 13) 

Natürlich wissen wir, die Leser
dieser Zeitung, was auf uns zu-
kommt. Wir wissen es auch schon
etwas länger. Nur, was nützt es

uns, wenn keiner etwas dagegen
(die Islamisierung des Landes, 
d. Red.) tut, und was ist mit den
anderen?
Denjenigen, denen es an Infor-

mation und Aufklärung dieser Art
fehlt. Wer, wie die überwiegende
Mehrheit, beginnend in den
Schulen, in Lehranstalten und
Universitäten jahrzehntelang von
linken Meinungsmachern berie-
selt worden ist, kann sich etwas
anderes kaum noch vorstellen.
Und unsere öffentlich-rechtlichen

und privaten Medien hauen in die
gleiche Kerbe. Davon leben sie,
die gelehrigen Schüler von Marx
und Engels. 
Aber unsere gewählten Vertre-

ter in Berlin (nicht meine) schau-
en dem Treiben in Seelenruhe zu.
Sie denken sowieso nur in Legis-
laturperioden, viel weiter reicht
deren Horizont nicht, vielleicht
noch bis zur nächsten Wahl. Was
aber in 30 oder 50 Jahren in
Deutschland sein wird, danach
fragen sie nicht. 

Alles fängt einmal klein an.
Wenn erst mal der Grundstein ge-
legt ist, wächst das Haus stetig
weiter. So verhält es sich auch mit
der Islamisierung. Zuerst sind es
drei Muslime, dann 30, bald 3000
plus eine Moschee und in einigen
Jahrzehnten 30 Millionen. So
wird es kommen, so wie der
Giersch im Garten. Wenn er nicht
bekämpft wird, hat er mit seinen
unterirdischen Wurzeln und dem
Samen bald den ganzen Garten
im Besitz. 

Erdogans Weckruf fällt auf
fruchtbaren Boden, das ist sicher.
Sicher ist auch, dass mit rechts-
staatlichen Mitteln deutscher Prä-
gung eine Abwehr unmöglich ist.
Leider! Wir befinden uns schon
heute im Würgegriff des Islam,
und es wird Zeit, dass wir uns da-
von befreien. Ein Weckruf unse-
rerseits könnte eine befreiende
Wirkung haben. Manchmal genü-
gen nur zwei Worte. Sie wissen
schon: Wer zu lange geschlafen
hat, sollte zügig erwachen. 

Was bleibt, ist die Hoffnung auf
die Wiederkehr von Kaiser Rot-
bart aus dem Heiligen Land. Es ist
wohl auch die einzige Hoffnung. 

Wilhelm Jäckel,
Damme
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Lässt sich von politischen Gärtnern nur schwer bekämpfen: Wie der Islam treibt der Giersch überall seine Wurzeln Bild: Colourbox

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: „Jeder Witz ist eine Revolu-
tion“ (Nr.13)

Es ist ein interessantes Phäno-
men, dass die bundesdeutsche
Gesellschaft zum erheblichen Teil
durch das antinationale Denken
zusammengehalten wird. Es steht
praktisch ein Minus vor der
Klammer. Der Zusammenhalt er-
scheint mir teilweise stärker zu
sein als in Staaten mit einem na-
tionalen Konsens. Man könnte al-
so sagen, es ist eigentlich egal,
nach welchen Überzeugungen
das Bewusstsein der Massen aus-
gerichtet wird, entscheidend ist

lediglich, dass sie gläubig bleiben
und politisch führbar sind.
Das Auftauchen einer Opposi-

tion führt zur Verstärkung des all-
gemeinen Konsenses, da Gewiss-
heiten infrage gestellt werden und
die Meinungsführer um ihren
Einfluss fürchten. Solange das
herrschende System Brot und
Spiele zur Verfügung stellen kann,
wird sich daran wenig ändern.
Die wirtschaftliche und finanziel-
le Stärke der Bundesrepublik ist
natürlich die eigentliche Basis des
Konsenses. Sollte es hier Einbrü-
che geben, dann ist die Klammer
schnell aufgelöst und alle Vorzei-

chen drehen sich um. Das ist der
politischen Elite sehr bewusst.
Wenn die Opposition eine ge-

wisse Stärke nicht überschreitet,
kann sie als Ventilfunktion sogar
systemstabilisierend wirken, wo-
bei sie eine Art Sündenbockfunk-
tion übernehmen muss. Ob hier
ein Engagement an zuraten ist, er-
scheint mir fraglich zu sein. Die
Dinge müssen sich von selbst ent-
wickeln, die inneren Widersprü-
che des Systems nach einem neu-
en Lösungsansatz rufen. Dies
scheint mir derzeit nicht der Fall
zu sein. Norbert Schadel,

Gerhardshofen

Ein Minus vor der nationalen Klammer Strategisch gewählt

Zum Leserbrief: NATO betreibt
gefährliches Spiel mit dem Feuer
(Nr. 12)

Auf den ersten drei Vierteln ha-
be ich dem Leserbrief über die
NATO-Manöver im Osten ja noch
zustimmen können, sehr sogar,
aber zum Schluss nicht mehr.
Zweifellos sind die USA in den
letzten Jahrzehnten erheblich
vom geraden Weg abgewichen,
aber so früh wie der Autor
schreibt, direkt nach dem Zweiten
Weltkrieg, fing es damit nicht an.
Ich glaube nicht, dass viele Süd-
koreaner ihm darin zustimmen,
den Koreakrieg als Verlust zu be-
werten und sich Kim Jong-un her-
beiwünschen. 
Meine Eltern waren beide Stu-

denten im Berlin der Blockade.
Wir haben Amerika viel zu ver-
danken und sollten das nicht
schnell vergessen. Warten wir lie-
ber ab, welchen Weg die USA un-
ter Donald Trump in den näch-
sten vier Jahren einschlagen wer-
den. Ich zumindest blicke zuver-
sichtlich nach vorn. Axel Berger,

Düsseldorf

Ruinierter Ruf
Zu: Unerwartet klarer Sieg 
(Nr. 13)

Das Wahlergebnis an der Saar
interpretiere ich anders: Viele
Wähler entschieden – wieder ein-
mal – aus strategischen Überle-
gungen und nicht aus Parteipräfe-
renz. Sie wollten auf keinen Fall
eine R2G-Regierung (Rot-Rot-
Grün, d. Red.). Das ging haupt-
sächlich zulasten der AfD. Die
FDP hatte ja nach ihrem Ver-
schwinden aus dem Bundestag
die Chance abgelehnt, auf ihr gro-
ßes Erbe aus der Zeit Erich Men-
des zurückzugreifen und diesen
bedeutenden historischen Strang
völlig gekappt und beschwiegen –
was auch so bleiben dürfte. Ge-
würdigt sei, dass Frau Kramp-Kar-
renbauer den Bürgern eine Wahl-
entscheidung aus strategischen
Gesichtspunkten leicht gemacht
hat. Gudrun Schlüter,

Münster

Miese Geld-Taktik
Zu: Versuch gescheitert (Nr. 14) 

Die Abschaffung des Bargeldes
zur Bekämpfung der Kriminalität
ist wieder so eine Politiker-Lüge.
Denn wäre dies zutreffend, müss -
te man auch das Telefon abschaf-
fen, mit dem man sich zu Verbre-
chen verabreden kann, sowie
auch Autos, die man zur Flucht
nach dem Verbrechen benutzen
kann. Nein, alles Politiker-Lügen!
Richtig ist vielmehr: Mit „Buch-

geld“ kann man Negativzinsen
oder Schlimmeres viel besser
durchsetzen – gegen die Schlau-
meier, die mit Bargeld die Wert -
aufbewahrungsfunktion nutzen,
indem sie dieses vergraben oder
es unter die Matratze legen. 

Wolfgang Joos,
Vaihingen

Zu: 30 Jahre Lüge und Vertu-
schung (Nr. 14) 

Es ist höchst anerkennenswert,
dass Sie in der Sache Barschel die
Wahrheit hervorgeholt haben. Es
war nicht nur unglaublich, dass
deutsche Spitzenpolitiker von
CDU, SPD und FDP die kriminel-
len Behauptungen Pfeifers akzep-
tiert haben. Viel schlimmer: Sie
haben die Ermordung Barschels
durch einen ausländischen Ge-
heimdienst gedeckt und abgesi-
chert. Sie haben die Untersu-
chungen des leitenden Ober-
staatsanwalt Heinrich Wille be-

hindert und ihm Beweisstücke
vorenthalten. Sie haben damit
den Ruf eines unbescholtenen
Mannes ruiniert, und sie haben
Frau Barschel und deren Kinder
in tiefen Kummer gestürzt. Denn
was ist schlimmer als der ruinier-
te Ruf eines Vaters, den man noch
dazu zum Meineid-Kriminellen
erklärt hat?
Die ganze Sache zeigt einmal

mehr, dass Demokratie und
Rechtsstaat nicht identisch sind,
wie immer behauptet wird.
Deutschland ist kein Rechtsstaat
mehr. Friedrich Carl Albrecht,

Burgdorf-Ehlershausen

Nicht so schlimm

Der Islam wuchert im Land wie der Giersch im Garten

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de
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Was nach dem Fall des Eisernen
Vorhangs mit einer kleinen Bude
direkt an der Staatsgrenze be -
gann, entwickelte sich mitten im
strukturschwachen Randbereich
zwischen Österreich und Tsche-
chien zu einer Konsummetropole.
An Wochenenden wird die an der
Landstraße von Hollabrunn nach
Znaim auf tschechischem Gebiet
liegende, sogenannte Excalibur
City von Österreichern regelrecht
überrannt.

Gleich hinter der Grenze boomt
der Kommerz. Die Kunststadt des
österreichischen Hasardeurs und
ehemaligen Musikproduzenten
Ronnie Seunig lockt nicht nur mit
günstigen Preisen, sondern auch
mit einer Geschäftsdichte, die es
selbst mit großen städtischen
Einkaufs zentren aufnehmen
kann. 15 Restaurants befinden
sich hier, ein Fabrikverkaufs- und
ein Einkaufszentrum, vier Kasi-
nos, mehrere Tankstellen, eine
Tierhandlung sowie ein „Asia-Ba -
zar“ – alles dicht gedrängt auf
einem Areal von mehr als 20 Hek-
tarn mitten in einem Feld.
Nicht nur Seunig profitiert hier

von einem lukrativen Zusammen-
spiel aus steuerlicher Begünsti-
gung, sehr niedrigem Lohnniveau
und Synergieeffekten, sondern
auch seine zahlreichen Kunden,
die es sich hier für zwölf Euro
richtig schmecken lassen. Die
kleine Stadt gibt mehr als 2000
Menschen Lohn und Brot – eine
Glanzleistung, die in dieser
strukturschwachen Region ihres-
gleichen sucht. Natürlich, reich
werden sie nicht, die Excalibur-
Mitarbeiter. Aber sie haben eine
sichere und geregelte Arbeit und
sehen dabei nicht gerade gestress -
ter aus als Aldi-Frauen oder Ama-
zon-Mitarbeiter.
Ronnie Seunigs eigene Stadt,

hochgezogen und selbstverwaltet

wie unter einem Lokalfürsten im
Wilden Westen, zeigt auch stili-
stisch, was dabei herauskommt,
wenn ein Mann machen kann,
was er will. Hier gibt es keine Auf-
lagen hinsichtlich der Ortsbild-
pflege: Erlaubt ist, was gefällt (und
Geld bringt). So können sich die
Besucher in eine riesige, der
Artus-Sage nachempfundenen
Ritterburg begeben. Daher auch
der Name Excalibur: So heißt das

Schwert aus dieser Gralserzäh-
lung. Speisen kann man in einem
Ritter-Restaurant oder in einem
ausgedienten Flugzeug. Für Kin-
der gibt es eine Spielewelt mit
Nonstop-Kino, Dschungelfahrt
und einem Außenbereich voller
Attraktionen.
Zu einem der Einkaufsgebäude

hin steht eine Bank, hier sitzen

gelegentlich ein oder zwei Friseu-
rinnen aus einem der Kosmetik-
salons. Einen Herrenschnitt mit
Waschen ziehen sie in 15 Minuten
durch, dabei arbeiten sie besser
und genauer als ihre österreichi-
sche Konkurrenz. Das  kostet
lächerliche acht Euro. Wer drei
Euro Trinkgeld gibt, was hier
wirklich viel ist, zahlt noch
immer weniger als in einem sozi-
alpädagogischen Lehrbetrieb jen-

seits der Grenze, der seine zwölf
Euro auch schon preiswert findet.
Auto-Komplettreinigung, zwei
Mann, sechs Stunden? 95 Euro
und fertig.
Fraglich ist, ob die im Asia-

Bazar zahlreich vertretenen Asia-
ten in den Genuss des modernen
Arbeitnehmerrechts kommen – es
sind oft junge Familien, sie haben

kleine Kinder dabei. Im Winter,
wenn hier in manchen Dekora-
tionsartikeln das Wasser gefriert,
stehen sie in dicken Jacken da
und hauchen sich in die Hände.
Gelegentlich gab es hier schon
Schlägereien – der Verfasser
wurde einmal Zeuge, wie einer
einem anderen einen Plastikstuhl
auf dem Kopf zertrümmert hat. 
Besonders riskant ist das, weil

an sehr vielen Ständen ein ganzes

Arsenal an Waffen feilgeboten
wird, viele davon sind in Öster-
reich und Deutschland illegal,
beispielsweise Stahlruten, Wurf-
sterne und asiatische Nahkampf-
waffen. Taser bekommt man hier
für 50 Euro, und auch die Droge
Crystal Meth ist ein Problem, weil
sie von hier nach Österreich
geschmuggelt wird.

Oft wissen das die Schmuggler
nicht: Sie fahren mit dem Auto
nach Hause, ohne zu bemerken,
dass jemand an ihrem Auto eine
kleine Box befestigt hat. Inzwi-
schen decken sich auch die Kon-
sumenten öfters direkt hier ein.
Wer sich die gefährliche Substanz
beschaffen will, die in kürzester
Zeit Körper und Psyche zernagt,
lässt im Verkaufsgespräch mit den
Asiatinnen einfließen, dass er ei -

gentlich gar
kein Lade -
kabel benötigt,
sondern mehr
an „Pi ko“
interessiert ist.
Das ist der
D e c k  n am e ,
der die Vor-
hänge zu klei-
nen Hinter-
zimmern öff-
net. Diesen
s y m p a t h i -
schen Mäd-
chen ist es
ganz egal, ob
sie ge fälschte
Markenklei-
der, gefährli-
che Spring-
messer oder
den Selbst-
mord in Tüten
verkaufen.
Ronnie Seu-

nig hat sich in
letzter Zeit
aber noch auf
andere Weise

einen Namen gemacht. Mit „Alles
Roger“ bringt er eine Zeitschrift
heraus, die von vielen Lesern
inzwischen als das einzige geistig
wirklich unabhängige Blatt ange-
sehen wird, weil es die politi-
schen heißen Eisen anfasst, sich
dabei keine ideologischen Scheu-
klappen aufsetzt und niemanden
aus der Recherche ausgrenzt.

Während die österreichischen
„Qualitätsmedien“, allesamt in
ihrer Linie regierungskonform,
laufend sinkende Leserzahlen
hinnehmen müssen, befindet sich
„Alles Roger“, das österreichweit
kostenlos verschickt wird, auch
aus inhaltlichen Gründen auf
einem regelrechten Höhenflug.
Seunig, der in Australien eine

Ranch besitzt, ist durch seine
Excalibur City schwerreich ge -
worden. Gelegentlich kann man
sein Auto entdecken, einen unge-
mein protzigen Rennschlitten mit
Schaltknauf aus einem Plexiglas-
Kristall. Am wenigsten haben
dafür die Menschen übrig, die in
Kleinhaugsdorf wohnen, dem
letzten österreichischen Nest vor
der Grenze. Kleinhaugsdorf war
schon früher weltverlassen, in -
zwischen ist es eine Geisterstadt.
Der Sog der Einkaufsmetropole
zieht alles an sich, da haben sol-
che Örtchen keine Chance.
Ein Viertel des Einkaufszen-

trums ging Ende 2006 in Flam-
men auf, als eine Explosion von
Feuerwerkskörpern zu einem
Großbrand führte. Menschen
kamen dabei nicht ernsthaft zu
Schaden, aber der Sachschaden
betrug 3,6 Millionen Euro. Stück
für Stück wurden die verlorenen
Bereiche wieder errichtet und
neueröffnet. Überhaupt ist Excali-
bur City im ständigen Wandel:
Hier verschwindet ein Bereich
von Verkaufsbaracken, dort wird
eine Halle neu errichtet, da das
Spielecenter um einen weiteren
Bereich erweitert. Und so bleibt
die Seunig-Stadt für ihre Besu-
cher attraktiv: Die einen wollen
sehen, was es Neues gibt, andere
haben mit Verkäufern und Perso-
nal Freundschaft geschlossen,
wieder andere schätzen den Vor-
zug, sich hier für geringes Geld
komplett runderneuern lassen zu
können. Alexander Glück

Konsumrausch an der Grenze
In der Excalibur City an der tschechisch-österreichischen Grenze gibt es alles: vom Markenkleid bis zum Selbstmord in Tüten

Gut drei Wochen war die
Donau-Schleuse in Re -
gensburg zuletzt wegen

Inspektionsarbeiten gesperrt. 
22 Tage lang gab es keinen
Schiffsverkehr, gleichzeitig gab es
ein emsiges Treiben und viel
harte Arbeit in der trockengeleg-
ten Schleuse. Alle sechs Jahre
prüft die Wasserstraßen- und
Schifffahrtsverwaltung (WSV) des
Bundes ihre Schleusenanlagen.
Sechs Staustufen verwaltet das

Regensburger Wasserstraßen- und
Schifffahrtsamt. Bei den Schleu-
sen Bad Abbach, Geisling und
Straubing liefen aber die Inspek-
tionsarbeiten ohne Trockenle-
gung, und die
Doppelkammer-
schleusen Jo -
chenstein und
Kachlet waren
während der
Schleusensperre zumindest mit
einer Kammer zu befahren. Von
Österreich kommend waren so
Schifffahrten bis Straubing mög-
lich. Aber nach Norden – Rich-
tung Main und Rhein – war in
dieser Zeitspanne bis Offenbach
alles gesperrt, da auch die ande-
ren Schleusen durch die WSV
oder andere Behörden geprüft
wurden.
„Diese strengen und regelmäßi-

gen Checks haben ihre Ursache
auch im Einsturz der Eishalle in
Bad Reichenhall im Jahr 2006“,
erklärt Paul-Marcus Schäfer, der-
zeit Amtsleiter in Vertretung des
Wasserstraßen- und Schifffahrts-
amtes Regensburg. Nach diesem
Unglück wurden die Sicherheits-

vorschriften und die Überprüfung
öffentlicher Anlagen verschärft.
Natürlich spielt die Sicherheit

eine große Rolle. Aber auch die
wirtschaftlichen Aspekte sind
nicht zu vernachlässigen, ist die
Wasserstraße doch für den Trans-
port von Waren und Personen
(Tourismus) ein nicht zu unter-
schätzender Faktor. Daher wird
der Termin der Schleusensper-
rung zwei Jahre im Voraus fixiert,
damit die Unternehmen entspre-
chend planen und reagieren kön-
nen. Der Zeitpunkt zu Beginn des
Frühjahrs hat sich auch aus dem
Grund bewährt, da zu dem Zeit-
punkt bei der Personenschifffahrt

noch wenig Be -
trieb ist.
Startschuss war

am 16. März um
6 Uhr. Zunächst
erfolgte die kom-

plette Trockenlegung der Schleu-
se. Das viele Wasser wurde weg-
gepumpt, damit alles sichtbar und
zugänglich wurde: Schleusenwän-
de, Schleusenhäupter, Schleusen-
tore und die Schleusenantriebe.
Nächster Schritt war die Reini-
gung der Kammer. Diese Phase
dauerte etwa eine Woche. Dafür
und für die weiteren Arbeiten
wurden diverse Maschinen,
Hebebühnen, Kräne und Bagger
an die entsprechenden Stellen
gebracht. „Wir versuchen natür-
lich, so viele Reparaturen wie
möglich während des laufenden
Betriebes zu machen. Aber ganz
genau inspizieren können wir das
Bauwerk nur bei der leeren
Schleuse“, sagt Schäfer. 

Die Regensburger Schleuse ging
im Jahr 1977 in Betrieb. Sie ist
230 Meter lang, zwölf Meter breit
und hat bei einer Fallhöhe des
Wassers von fünf Metern eine
Höhe von elf Metern. Im Norden
hat sie ein Hubtor, im Süden ein

zweiflügeliges Stemmtor. Wäh-
rend des Schifffahrtsbetriebes
bedienen zwei Personen in meh-
reren Schichten rund um die Uhr
die Schleuse gemeinsam mit den
Schleusen Bad Abbach, Geisling
und Straubing, wobei die meisten

Abläufe mittels Fernsteuerung bei
sieben Kamerapositionen erledigt
werden. Doch allein die zwei
Schleusentorarten vermitteln ei -
nen Eindruck, wie viel unter-
schiedliche Technik es nicht nur
in den Schleusentoren, sondern
in der gesamten Anlage gibt. Alle
Teile, Motoren, Elektronik für Sig-
nalübertragung wurden inspi-
ziert, auf Schäden hin untersucht
und – wenn nötig – repariert. Um
ein Schleusentor zu heben, wird
ein Spezialautokran benötigt.
Ein weiterer Faktor ist der hohe

Betonanteil, wo etwa durch Aus-
kalkung Risse unterschiedlicher
Größe oder auch Dellen, die von
„ au f g e l a u fe n “
Gegens tänden
verursacht wer-
den können, zum
Vorschein kom-
men. All diese
Schäden wurden mit verschiede-
nen Farben und Kürzeln markiert
und in vier Schadensklassen ein-
geteilt. Dann wurde intern
besprochen und entschieden, wie
im Einzelfall verfahren werden
sollte. Bei akuten Schäden 
(Note 4) wurde sofort repariert –
oder die technischen Teile wur-
den erneuert. Weniger bedeutsa-
me wurden kartiert, das heißt in
die Pläne der Anlage eingetragen.
Beim nächsten Generalcheck
werden diese dann gezielt
geprüft.
Die gut drei Wochen der

Schleusenstilllegung wurden
auch dazu genutzt, um aktuelle
Vermessungen vorzunehmen.
Denn auch im Vermessungswesen

hat sich die Technik verändert
und verbessert in Richtung höhe-
rer Digitalisierung. Die ermittel-
ten Daten stehen schnell via
Datenleitung zur Verfügung.
Flussschleusen sind grundsätz-

lich auf mehrere Jahrzehnte Le -
bens- und Funktionsdauer gebaut.
„Die Halbzeit der Schleuse ist
abgelaufen“, stellte bei der Füh-
rung der Anlagensachbearbeiter
des WSA Regensburg, Wolfram
Wittmann, fest. Andererseits ha -
ben sich in den vier Jahrzehnten
seit Inbetriebnahme der Regens-
burger Schleuse Größe und Tech-
nik sowohl der Personen- wie
auch der Lastschiffe verändert.

Natürlich fahren
– auch aufgrund
des Donauab-
schnittes unter-
halb Straubing,
der naturbelas-

sen ist – keine Ozeanriesen à la
„Traumschiff“. 
Aber nicht selten schöpfen

Schiffe die Längen- und Breiten-
maße der Schleuse bis auf wenige
Zentimeter aus – und dann kann
es zu Berührungen kommen, die
Schäden nach sich ziehen. Daher
sind – wenn möglich – sofortige
Reparaturen und die regelmäßi-
gen kleinen und großen Prüfun-
gen nötig. Dennoch zieht Schäfer
ein positives Fazit: „Die Schleuse
ist gut beieinander!“
Am 4. April um 12 Uhr endete

die Schleusensperre, der Schiffs-
verkehr konnte Regensburg nun
wieder passieren. Und auch in
Richtung Norden geht es wieder
volle Kraft voraus. Markus BauerEmpfindliches Nadelöhr: Leergepumpte Schleusenkammer

LEBENSST IL

Trockengelegtes Nadelöhr
Wochenlang kam auf der Donau rund um Regensburg der Schiffsverkehr zum Erliegen – Eine wichtige Schleuse musste gewartet werden

Überfluss in strukturschwacher Grenzregion: Einkaufshalle in der Excalibur-City Bild: Glück

Inspektion kurz vor
der Kreuzfahrtsaison

»Die Schleuse ist 
gut beieinander«
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Anlässlich des 500. Jahrestags der
Reformation sind eine Vielzahl
von Büchern erschienen, die sich
mit dem Thema befassen. Eine er-
ste Auswahl stellt die PAZ-Auto-
rin Dagmar Jestrzemski unseren
Lesern im Folgenden vor:

Seit Ende vergangenen Jahres
präsentiert der Buchhandel eine
kaum übersehbare Flut von Wer-
ken über den 1483 in Eisleben ge-
borenen und 1546 dort gestorbe-
nen Reformator Martin Luther,
der mit seinen Schriften die Re-
formation in Gang setzte und da-
mit die Weltgeschichte nachhaltig
veränderte. So ist es sinnvoll, auf
ein Buch wie die bebilderte Bio-
grafie von Veit-Jakobus Dieterich
mit dem Titel „Martin Luther.
Sein Leben und seine Zeit“ hinzu-
weisen, die prägnant und zugleich
flott lesbar über Luther und die
Theologie der Reformation infor-
mieren möchte. Anders als im Ti-
tel angekündigt werden die politi-
schen und kulturellen Rahmenbe-
dingungen aber nur in Umrissen
skizziert. 
Dieterich, geboren 1952, lehrt

an der Universität Ludwigsburg
als Professor für Theologie und
Religionspädagogik. Dreh- und
Angelpunkt in dem bibliophil ge-
stalteten Band sind großenteils
die Standardwerke Luthers und
der Reformationszeit, angefangen
mit der Veröffentlichung seiner 95
Thesen am 31. Oktober 1517 in
Wittenberg. Gemäß der Legende
hat Luther seine Thesen an die
Tür der Schlosskirche angeschla-
gen, so wie es damals übliche uni-
versitäre Praxis war. Die soge-
nannten Tischreden Luthers aus
seinen letzten 15 Lebensjahren
sind eine interessante Ergänzung
und bieten Einblicke in die Per-
sönlichkeit und das Denken Lu-
thers. Themen-Texte und zahlrei-
che Zitate wurden in farbigen In-
fo-Kästen sowie separaten Text-
blöcken untergebracht. Teilweise
stammen die Zitate von promi-
nenten Persönlichkeiten des 
20. und 21. Jahrhunderts, womit
der Verfasser durchgehend Brük-
ken bis in die jüngste Vergangen-
heit schlägt.
Luther besaß das herausragen-

de Talent, seine Ideen verständ-
lich für seine Zeitgenossen in
Worte zu fassen. Niemand hat die
Entwicklung der deutschen Spra-
che mehr beeinflusst als er, auch
hat niemand in den ersten beiden
Jahrhunderten seit der Erfindung
des Buchdrucks so viele Drucke
in deutscher und lateinischer
Sprache publiziert wie er.
1521/22 übersetzte der als Junker
Jörg untergetauchte Mönch Mar-
tin Luther auf der Wartburg in
wenigen Wochen das Neue Testa-
ment ins Deutsche. Im September
1522 erschien das gedruckte
Werk in 3000 Exemplaren und
war schon kurz darauf vergriffen.
Die Übersetzung wirkte in großen
Teilen Deutschlands wie ein Be-
freiungsschlag. 1534 wurde auf
der Leipziger Messe die erste, mit
118 Holzschnitten aus der Werk-
statt von Lucas Cranach d. Ä. ge-
schmückte Gesamtausgabe mit
dem Titel „Biblia das ist die ganz-
te Heilige Schrift Deudsch“ vorge-
stellt. Eine von vielen schönen
Abbildungen im Buch ist das Ti-
telblatt der ersten Luther-Bibel.  
Erstaunlich rasch setzte sich die

Reformation im Norden und Süd-
westen Deutschlands bis in die
Schweiz durch, was als Ergebnis
geistiger und kultureller Gärpro-
zesse im späten Mittelalter zu ver-
stehen ist. Kaum noch nachvoll-
ziehbar ist heute der erbittert ge-
führte sogenannte Abendmahl-
streit zwischen Luther und dem

Zürcher Theologen Ulrich Zwin-
gli. Dieterich erklärt den Aufbau
der protestantischen Landeskir-
chen während der Reformations-
zeit und die mühsame Abgren-
zung ihres Verständnisses von
Gott, Glaube und Vernunft. Nicht
zu unterschätzen ist die Bedeu-
tung Philipp Melanchthons. Lu-
thers engster Verbündeter formu-
lierte 1530 das „Augsburger Be-
kenntnis“, das zentrale Grün-
dungsdokument der lutherischen
Kirchen. 
Der Verfasser entwirft ein viel-

schichtiges Bild von der Persön-
lichkeit des streitbaren Augusti-
ner-Mönchs und Professors zu
Wittenberg, des Pfarrers, Eheman-
nes und Vaters Martin Luther. Lu-
thers Gewaltaufrufe aus Anlass
der Bauernrevolte 1525 und bei
der Verfolgung radikaler Formen
der Reformation gaben Wegge-
fährten wie Gegnern Anlass zur
Distanzierung. „In seinen letzten
Lebensjahren verstärkt sich noch
einmal das zur Schwarzweiß-Ma-
lerei tendierende, von Gewalt
durchdrungene Weltbild, das
Schattenbild des großen Refor-
mators“, urteilt Dieterich in selte-
ner Schärfe. Hier habe sich ge-
rächt, dass Luther frühzeitig auf
kritische Distanz zum Huma-
nismus gegangen sei. Das
Schlusskapitel „Luther gestern
und heute“ gibt eine Übersicht
darüber, wie die Leistungen des
großen Reformators in späterer
Zeit gedeutet wurden. Das Buch
ist mit einem umfangreichen An-
hang ausgestattet.

Veit-Jakobus Dieterich: „Martin
Luther. Sein Leben und seine
Zeit“, durchgesehene, aktualisier-
te Neuausgabe, dtv Verlagsgesell-
schaft, München 2017, bro-
schiert, 240 Seiten, 15,40 Euro

Aus Anlass des Gedenkens an
den Beginn der Reformation vor
500 Jahren griffen erwartungsge-
mäß auch etliche Autoren mit ei-
ner kritischen Sicht auf Martin
Luther zur Feder. Der Münchener
Schriftsteller Michael Lösch
schließt sich in seinem inhaltlich
weit ausgreifenden Buch mit dem
Titel „Wäre Luther nicht gewesen.
Das Verhängnis der Reformation.
Ein Thesenbuch“ der Auffassung
an, Luther habe mit seiner Theo-
logie eine „gnadenlose Prädesti-
nationslehre“ festgeschrieben. 
Gemeint ist die traditionelle

kirchliche Lehre von der freien
Gnadenwahl Gottes. Nicht minder
hart geht der Autor mit dem Men-
schen Martin Luther ins Gericht.
Für ihn war Luther kein friedferti-
ger Reformer, sondern ein engstir-
niger Revolutionär, der die Kon-
frontation riskierte und dadurch
Glaubenskriege und namenloses
Leid heraufbeschworen habe. 
Lösch ist der Sohn eines luthe-

risch-orthodoxen Pfarrers. Er hat

sich mit Luther und der Reforma-
tion intensiv auseinandergesetzt.
Seinen Thesen muss man nicht
im Einzelnen folgen, man kann
sie aber mühelos akzeptieren. In
seinem Buch stellt er zahlreiche
Freidenker und Reformatoren des
späten Mittelalters bis zur Luther-
zeit vor. Im Vergleich mit dem Hu-
manisten Erasmus von Rotterdam
und anderen fortschrittlichen
Denkern seiner Zeit steht Luther
aus seiner Sicht als sturer Prinzi-
pienreiter da.
Löschs zentrale These lautet,

dass die Geschichte der frühen
Neuzeit ohne Luther friedlicher
verlaufen wäre. Die Ausgleich su-
chenden Reformatoren der zwei-
ten Riege mit Erasmus und Phi-
lipp Melanchthon an der Spitze
hätten das kirchliche Reformwerk
ebenfalls erfolgreich durchge-
führt, jedoch ohne die Mächtigen
in Staat und Kirche gegeneinan-
der in Stellung zu bringen, lautet
sein Credo. Lösch stößt sich an
Luthers Selbstgewissheit in jeg-
lichen Belangen. Von seiner Be-
reitschaft, unter bestimmten Um-
ständen Gewalt zu befürworten,
fühlt er sich abgestoßen. Luthers
Mordaufrufe gegen die revoltie-
renden Bauern im Frühjahr 1525
und sein 1543 verfasstes Hass-
pamphlet gegen die Juden reprä-
sentierten nur die Spitze des Eis-
bergs, meint der Autor. 
Zunächst wird im ersten Kapitel

des Buches ein schillerndes Zeit-
panorama des 14. bis 16. Jahrhun-
derts entfaltet. Technische Neue-
rungen ermöglichten den Euro-
päern Entdeckerfahrten und da-
mit die Expansion auf andere
Kontinente. Die Welt veränderte
sich nachhaltig, doch es war eine
„janusköpfige Zeit“. Verheerende
Katastrophen wie die Pestepide-
mien hatten zu einer Abnahme
der Glaubensgewissheit geführt,
desgleichen die weltliche Pracht-
und Machtentfaltung des Papst-
tums. Schwärmer und Häretiker,
die eine große Anhängerschaft
fanden, wurden von der Kirche
verfolgt und hingerichtet. Wäre
Luther zeitgleich mit Jan Hus,
Wilhelm von Ockham oder John
Wycliffe in die Welt getreten, hät-
te er trotz seiner Sprachmacht
auch nur eine begrenzte Wirkung
gehabt, glaubt Lösch. 
Im letzten Drittel des Buches

beschäftigt er sich mit „Luthers
Werden“. Dass dieser in seinen 95
Thesen die angemaßten Voll-
machten des Papstes anprangerte,
wirkte wie ein Türöffner. Die Ab-
lass-Tournee des Dominikaners
Tetzel im Deutschen Reich hatte
vielen die Augen geöffnet. Mit
dem Mittel des Buchdrucks und
dank seiner „gläubigen Unduld-
samkeit“ habe ein großer, in der
Provinz wirkender Prediger der
Welt die Pistole auf die Brust set-
zen können. Im Übrigen sei ihm
der Zufall zur Hilfe gekommen:
Er trat zur rechten Zeit am rech-
ten Ort in die Öffentlichkeit.
Durch die Unterstützung mehre-
rer Fürsten gelang es ihm sogar,
eine neue Kirche zu gründen, was

ursprünglich gar nicht seine Ab-
sicht gewesen war. 
Schließlich verweist Michael

Lösch auf Luthers Reformations-
werk als Auslöser der Gegenre-
formation, was ihn zur Überle-
gung veranlasst: Hätte es ohne
Luther die Inquisition nicht gege-
ben? Mögen solche Fragen auch
manchem zu weit gehen, so ist
das Buch doch eine anregende
Lektüre zum Eintauchen in die
Epoche der heraufdämmernden
Neuzeit.  

Michael Lösch: „Wäre Luther
nicht gewesen. Das Verhängnis
der Reformation. Ein Thesen-
buch“, dtv Verlagsgesellschaft,
München 2017, broschiert, 239
Seiten, 15,40 Euro

Mit der Reformation veränderten
sich seit 1517 Kirche und Gesell-
schaft. Mittelfristig bereitete die
Reformation in Europa den Weg zu
einer neuen Toleranzkultur mit ei-
ner friedlichen Koexistenz unter-
schiedlicher Konfessionen und Re-
ligionen. Zunächst aber nahm die
konfessionelle Intoleranz in der
Frühneuzeit noch einmal zu, was
zu den langen, desaströsen Glau-
benskriegen mit der Katastrophe
des Dreißigjährigen Krieges als
Tiefpunkt führte. Eine umfassende
Darstellung von Luthers Leben und
des Geschehens infolge seines Ab-
falls von der katholischen Kirche
bietet ein großformatiger Text- und
Bildband mit dem Titel „Martin
Luther. Die Reformation“. Die Au-
toren Andrea Weindl und Carl-Jo-
sef Virnich sind wissenschaftliche
Mitarbeiter des Herausgebers Tho-
mas Prüfer vom Kölner Ge-
schichtsbüro Reder, Roeseling &
Prüfer. 

In dem opulent bebilderten
Werk ist die Politik der europäi-
schen Mächte und Roms ein zwei-
tes, zentrales Themenfeld. Histo-
risch und inhaltlich bedeutet der
Augsburger Religionsfrieden von
1555 eine Zäsur. Es folgen noch die
Kapitel „Reformation und Gegenre-
formation in Europa“, „Die Refor-
mation und das kulturelle Leben“
sowie „Von Wittenberg in die Welt“.
Unter den zahlreichen Exkursen
findet sich auch einer über die
„Pilgrim Fathers“, die zu den ersten
Siedlern auf dem Gebiet der Ver-
einigten Staaten von Amerika ge-
hörten. Hierher gehört auch der
Hinweis auf den Soziologen Max
Weber, der zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts der Reformation eine
grundlegende Bedeutung für die
Entstehung der modernen Welt zu-
schrieb. Ohne die protestantische
Ethik gäbe es keinen Kapitalismus,
erklärte Weber. Genauer: Es gibt ei-
nen Zusammenhang zwischen
dem Calvinismus und den purita-
nischen Sekten mit der modernen
Wirtschaftsentwicklung und dem
Leistungsgedanken. Die Autorin
verweist auch auf die Ansicht, dass
die Freiheiten in unserer west-
lichen Welt auf Luthers Forderung
nach Gewissensfreiheit zurückzu-
führen seien. 

Der rundum gelungene Band
wurde vom Saarländischen Lehre-
rinnen- und Lehrerverband e. V. als
Textquelle für den Schulunterricht
empfohlen.

Thomas Prüfer (Hg.): „Die Refor-
mation“, Helmut Lingen Verlag,
Köln 2016, gebunden, 176 Seiten,
19,95 Euro 

„Auf den Spuren von Martin Lu-
ther“ ist der Titel eines biografi-
schen Reiseführers von Matthias
Gretzschel. Die Städte, die Luther
besucht hat, wo er wohnte, sich
rechtfertigen musste und wo er
predigte, liegen mit wenigen Aus-
nahmen – Worms und Coburg – in
den ostdeutschen Bundesländern
Sachsen-Anhalt, Sachsen und
Thüringen. In diesem territorialen
Rahmen hat sich Luther nach sei-
ner Romreise im Jahr 1511 aus-
schließlich bewegt. 
Der 1957 in der Nähe von Dres-

den geborene Verfasser studierte
evangelische Theologie und ist als
Kulturredakteur beim „Hambur-
ger Abendblatt“ tätig. Bisher veröf-
fentlichte er mehrere kulturge-
schichtliche Sachbücher. Im er-
sten Teil seines illustrierten Reise-
führers zu den Luther-Stätten
schildert Gretzschel das Schicksal
Luthers an den jeweiligen Orten,
beginnend mit seiner Kindheit
und Schulzeit in Eisleben, Mans-
feld, Magdeburg und Eisenach. In
chronologischer Abfolge geht es
weiter bis zum Kapitel „Bekennt-
nisse und Bündnisse“: Veste Co-
burg, Schmalkalden, Eisleben,
Wittenberg. Die insgesamt 18
Städte mit einem historischen Be-
zug zu Luther werden anschlie-
ßend im zweiten Teil in alphabe-
tischer Reihenfolge mit aktuellen
Fotos und Kontaktadressen vorge-
stellt, von A wie Altenburg bis Z
wie Zwickau. Zusätzlich gibt es für
jede Stadt die Rubrik „weitere Se-
henswürdigkeiten“. 
Luthers Geburts- und Sterbeort

Eisleben, sein Lebensmittelpunkt
Wittenberg und Mansfeld, wo er
die ersten 13 Jahre seines Lebens
verbrachte, tragen den Namenszu-
satz „Lutherstadt“. Die drei Städte
erhielten 2012 die Auszeichnung
„Europäisches Kulturerbe-Siegel“.
Der vorliegende Band dokumen-
tiert ein großartiges, vielfältiges
Kulturerbe. Schade nur, dass eini-
ge Fotos im zweiten Teil des Ban-
des aus Platzgründen allzu klein-
formatig abgebildet sind.  

Matthias Gretzschel: „Auf den
Spuren von Martin Luther“, Ellert
& Richter Verlag, Hamburg 2017,
broschiert, 272 Seiten, 14,95 Euro

„Wofür Luther kämpfte. Die
Kernthesen der Reformation“
lautet der Titel eines Themen-
heftes der Serie „Serendipity-Le-
bendige Kleingruppen“ des
Brunnen Verlags. Es wurde für
Leiter von Hauskreisen und Bi-
belgruppen evangelischer Kir-
chengemeinden konzipiert und
enthält Arbeitsmaterial für einen
Glaubenskurs über den Kern der
lutherschen Rechtfertigungsleh-
re. Erklärtes Ziel des Kurses ist
neben der Vermittlung biblischer
Inhalte die Förderung von Ge-
meinschaft durch das Gespräch.
Die Teilnehmer werden ermun-
tert, sich mit ihren persönlichen
Anliegen in die Gespräche ein-
zubringen. Für den Kurs sind
mindestens acht Treffen vorgese-
hen.  

Der Kurs beginnt mit einer
Einführung in die Reformation,
die, wie es heißt, den größten
kulturellen Einbruch auslöste,
der jemals von einer Universität
ausging. Gemeinsamer Nenner
der aus der Reformation hervor-
gegangenen Kirchen sind bis
heute vier Kernaussagen der Re-
formation, die in den Aus-
schließlichkeitsformeln („Exklu-
sivpartikel“), den vier Soli (lat.
solus „allein“), formuliert sind:
sola scriptura (Allein die Schrift
ist die Grundlage des christ-
lichen Glaubens, nicht die kirch-
liche Tradition) – sola gratia (Al-
lein durch die Gnade Gottes
wird der glaubende Mensch er-
rettet, nicht durch seine Werke) –
sola fide (Allein durch den Glau-
ben wird der Mensch gerechtfer-
tigt, nicht durch gute Werke) –
solus Christus (Allein die Person,
das Wirken und die Lehre Jesu
Christi können Grundlage für
den Glauben und die Errettung
des Menschen sein). Ausgehend
von Bibelversen des Alten und
Neuen Testaments werden Fra-
genstellungen und Antworten
formuliert sowie Gesprächsan-
leitungen angeboten.

Siegbert Riecker: „Wofür Luther
kämpfte. Die Kernthesen der Re-
formation“, Brunnen Verlag,
Gießen 2017, geheftet, 89 Seiten,
8 Euro

Luther – sein Leben
und seine Zeit
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Wäre Luther 
nicht gewesen

Luther –
Die Reformation

Auf den Spuren von

Martin Luther

Wofür Luther 

kämpfte

Zum 500. Jahrestag der
Reformation sind bereits viele
Titel erschienen und weitere
werden folgen. Die hier 
getroffene Auswahl stellt 
keine Gewichtung dar.

Reformer oder engstirniger Revolutionär? 
Umstrittener Theologe: Vor 500 Jahren schlug Martin Luther seine 95 Thesen an die Tür der Schlosskirche zu Wittenberg
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Frechheit siegt
Warum Berlin wieder nur appelliert, was den Schleppern das Geschäft versauen könnte,

und wodurch sich ein Absturz ankündigt / Der Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Wer nicht wusste, worum
es ging, konnte nur ent-
zückt sein: Viele junge

Menschen fuhren fahnenschwen-
kend in ihren Autos durch die
Stadt und jubelten so begeistert,
dass es einen mitreißen wollte.
Nun ja, es war die Erdogan-Ju-
gend, die da wie durch Berlin und
andere deutsche Städte auch
durch Hamburg donnerte im Ju-
bel über den Sieg ihres geliebten
Führers bei der Volksabstimmung
daheim.

Immerhin, dachten wir Beob-
achter: Diese jungen Leute haben
wenigstens ein Ziel, ist ja nicht
selbstverständlich in dem Alter.
Doch nach und nach wurden wir
ernüchtert. Wie sich herausstellte,
fuhren die nämlich im Kreis he-
rum, statt den einzig für sie richti-
gen Kurs einzuschlagen: Richtung
Norden, da wo in Hamburg der
Flughafen liegt und jeden Tag Ma-
schinen gen Türkei abheben.

Kanzlerin Merkel tat sich nach
dem Abstimmungsergebnis mit
einer gewohnt aussagekräftigen
Bewertung hervor. Zusammen mit
Außenminister Gabriel erklärte
sie, die Bundesregierung erwarte
nun, dass Erdogans Regime „ei-
nen respektvollen Dialog mit al-
len politischen und gesellschaft-
lichen Kräften des Landes sucht“.

Davon wird sich der Sultan
ganz sicher tief beeindruckt zei-
gen! Spaß beiseite, er wird bloß
hämisch grinsen: Was sollte die
Kanzlerin aber auch sonst sagen?
Sie hat es ja nicht gerade leicht,
die Merkel. Schließlich ist sie
über ihren „Flüchtlingsdeal“ eine
prekäre Verbindung mit dem
vorderasiatischen Immer-mehr-
Machthaber eingegangen, weil sie
sich strikt weigert, die deutschen
Grenzen ordentlich schützen zu
lassen. 

Daher meint sie kaum mehr an-
stellen zu können, als solche Ap-
pelle abzusondern. Was sie prak-
tisch zu unternehmen gedenkt, ja
ob sie überhaupt etwas gegen den
wild gewordenen Türken tun will,
lässt sie offen. Wie üblich. Wobei
der CDU-Chefin klar ist, dass sie
damit keine gute Figur abgibt.
Deshalb hat sie sich auf eine alte
Weisheit besonnen, um wieder in
die Offensive zu gelangen: Frech-
heit siegt!

SPD-regierten Bundesländern
wie Nordrhein-Westfalen und

Berlin wirft Merkel vor, bei den
Überwachungsmaßnahmen gegen
islamische „Gefährder“ hinter-
herzuhinken. Inhaltlich hat sie
damit sicher recht, aber der Clou
liegt woanders: Da lädt die Regie-
rungschefin Hunderttausende
von Menschen, meist junge Män-
ner, aus der gefährlichsten Ge-
gend der Welt unkontrolliert nach
Deutschland ein und beschwert
sich später bei anderen über die
Folgen für die innere Sicherheit.
Das hat was!

Scheinbar zu ihrer Entschuldi-
gung weist die CDU-Chefin
darauf hin, dass Deutschland −
falsch, nicht Merkels Wortwahl −
dass „unser Land“ schon im Vi-
sier des „islami-
stischen Terrors
war, bevor die
vielen Flüchtlin-
ge zu uns ge-
kommen sind“.

Sie will damit
sagen: Nicht
meine Schuld,
was in Berlin,
Würzburg und
so passiert ist, das wollten die so-
wieso tun. In Wahrheit aber teilt
uns Merkel mit: Ich wusste längst,
was da auf die Deutschen zurol-
len könnte, als ich das Tor zum
unkontrollierten Grenzübertritt
aufstieß. War mir aber egal.

Ohnehin sollen die leidige Sa-
che mit dem Grenzschutz besser
andere europäische Länder über-
nehmen. Dann kann man sich in
Berlin ganz darauf konzentrieren,
indigniert die Nase zu rümpfen
über robuste ungarische Grenz-
soldaten, bulgarische Unterbrin-
gungsbedingungen oder die Ka -
tastrophen im Mittelmeer.

In den Gestaden zwischen Ita-
lien und Libyen nimmt der Zu-
strom gerade wieder richtig Fahrt
auf. So sehr, dass es selbst den Be-
amten der EU-Grenzschutzagen-
tur Frontex zu viel wird, wie tief
sie bereits zum Rädchen im Ge-
triebe der Schlepperkonzerne
herabgesunken sind.

Es war ja schon lange üblich,
dass die Schlepper ihre Kunden
in untauglichen Kähnen aufs
Meer schicken, damit diese umge-
hend SOS funken und sich dann
von Frontex-Schiffen retten und
in die EU bringen lassen. Mittler-
weile hat sich eine Flotte „priva-
ter“ Rettungsboote ins System

eingeklinkt. Sie retten dermaßen
emsig, dass sie dabei selbst in
Seenot geraten und sich ebenfalls
von Frontex aus der Patsche hel-
fen lassen.

Entscheidend für den Erfolg der
Schleppergeschäfte ist es, dass die
Menschen allesamt nach Italien
und nicht etwa zurück nach Li-
byen gebracht werden. Taucht im
Internet die erste Nachricht von
Passagieren auf, die aus Seenot
gerettet und an die afrikanische
Küste zurückgeführt wurden,
dürfte dies zu dramatischen
Rückgängen bei den Buchungen
in den Schlepperbüros vom Sene-
gal über Nigeria und Eritrea bis
nach Pakistan führen. Eine Ka -

tastrophe für die
gesamte Milliar-
den-Branche!

Daher werden
die Schlepper
und ihre Freun-
de regelrecht
hysterisch, wenn
von Aufnahme-
zentren in Nord-
afrika die Rede

ist. Das wäre das Ende für sie!
Solche Lager seien weder logi-
stisch noch rechtlich vorstellbar,
heißt es deshalb.

Dass gelegentlich etliche arglo-
se Menschen, die bloß ihr Leben
verbessern wollten, elendig er-
trinken, gehört zum Marketing: Es
beschwert das Gewissen der Eu-
ropäer, insbesondere der Deut-
schen, die unter dieser Last jede
Sauerei verdrängen. Dabei sind
„Hilfs organisationen“, die jedwe-
de Kritik an dieser menschenfres-
senden Goldgrube erfolgreich
moralisch ersticken, den Schlep-
pern besonders hilfreich.

Werden wir jetzt zynisch? Sieht
leider ganz so aus, doch genau
darin liegt ja der Trick! Dieses ge-
samte Geflecht ist an sich derma-
ßen menschenverachtend, dass
man es kaum realistisch beschrei-
ben kann, ohne selbst wie ein eis-
kalter Zyniker zu klingen.

So sitzen Sie schwuppdiwupp
in der Falle. Denn über eines soll-
ten Sie sich im Klaren sein: Die
Macher des Ganzen beherrschen
das hohe C der falschen Moral in
vollendeter Überlegenheit. Damit
jodeln die jeden an die Wand, der
zu erkennen gibt, dass er erkannt
hat, was diese finsteren Figuren
wirklich anstellen.

Manche hatten gehofft, dass die
„Herausforderung“ an den EU-
Außengrenzen wenigstens dazu
führt, die EU-Staaten ein wenig
näher zusammenzurücken. Statt-
dessen schielen die Regierungen
bloß darauf, sich möglichst aus
der Affäre zu ziehen.

Doch die Politik weiß selbst
daraus noch etwas Positives für
sich zu ziehen. Längst haben die
Politiker der EU eine Wunderwaf-
fe entdeckt, die alle Kritik am Ver-
sagen der EU glatt in ihr Gegenteil
verkehrt.

Sobald nämlich jemand dieses
Versagen anprangert, werfen sie
zurück: Dann benötigen wir eben
noch „mehr Europa“! So ist die
EU bei der Zuwanderungsfrage
gnadenlos gescheitert. Doch was
schließt Außenminister Gabriels
Staatsminister Michael Roth
daraus? Wir benötigten „mehr“
EU-Zuwanderungspolitik (siehe
Meldung oben). Roth folgt einer
typischen Bürokraten-Logik:
Wenn die zentralistische Bürokra-
tie ein Problem nicht in den Griff
bekommt, muss sie eben nur noch
mehr Macht erhalten, dann wird
das schon.  

In den sozialistischen Ländern
des Ostblocks haben sie diese
Masche bis zum bitteren Ende
durchgezogen, an dem sich gar
nichts mehr bewegte. Dann war
Schicht. Daran ist im Falle der EU
natürlich nicht zu denken, wissen
die Vertreter der Fraktion „Mehr
Europa!“. Und schreiten unbeirrt
voran.

Vielleicht haben die Leute ja
recht? Woran sollte man denn
überhaupt erkennen, dass es dem
Ende zugeht? Nun, dafür gibt es
ein Signal, das recht früh anfängt
zu leuchten: Wenn mit immer hö-
herem Einsatz immer weniger be-
wirkt wird, rückt der Moment nä-
her, an dem die Geschichte den
Sack zumacht.

Es ist wie auf der Fahrt Rich-
tung Wasserfall. Je dichter wir auf
die Kante zutreiben, desto hefti-
ger müssen wir uns in die Riemen
legen, um auch nur auf der Stelle
zu verharren. Griechenland hat
von seinen europäischen Part-
nern bereits mehr als 300 Milliar-
den Euro erhalten, ohne sich ei-
nen Millimeter vom Absturz zu
entfernen. Wie lautet der Ausweg?
Mehr Geld für Griechenland! 

Hören Sie das Rauschen?

Manches ist derart
zynisch, dass man es

nicht beschreiben
kann, ohne selbst
zynisch zu wirken

ZUR PERSON

Schreckgespenst
ist wieder da

Er ist wieder da, könnte es im
Iran bald heißen. Er, das politi-

sche Schreckgespenst, das in den
vergangenen vier Jahren zur Er-
leichterung des Westens und vieler
gemäßigter Kräfte abgetaucht war,
will eine politische Rückkehr wa-
gen: Mahmud Ahmadinedschad. 

Der Hardliner und Holocaust-
Leugner, der von 2005 bis 2013 als
Präsident des Iran keine Konfronta-
tion mit dem Westen scheute und
dessen Land wegen seines Atom-
programms mit Sanktionen bestraft
wurde, will wieder an die Macht.
Jedenfalls ließ er sich jetzt für die
Präsidentschaftswahlen am 19. Mai
als Kandidat registrieren, obwohl
ihm Irans geistliches Oberhaupt,
Ayatollah Khamenei, erst im Sep-
tember 2016 davon abgeraten hat.

Er wolle mit seiner Bewerbung
nur seinen langjährigen Stellvertre-

ter Hamid Bag-
haei unterstüt-
zen, beschwich-
tigte Ahmadi-
nedschad. Beide
wollen den ge-
mäßigten Präsi-
denten Hassan

Rohani stürzen, der seit der Amts-
übernahme im Jahr 2013 „nur Mist
gebaut“ habe, so Ahmadinedschad.

Obwohl Rohani für eine Annähe-
rung an die USA und ein weitge-
hendes Ende der westlichen Sank-
tionen gesorgt hat, liegt die Wirt-
schaft des Iran weiter am Boden.
Hier sieht Ahmadinedschad seine
Chance: Als aus einfachen Verhält-
nissen stammender „Mann des Vol-
kes“ will er die Unzufriedenen und
Abgehängten um sich scharen.

Überhaupt dürfte er sich mit 60
Jahren zu jung fühlen, um nur als
„graue Eminenz“ hinter Baghaei die
Fäden zu ziehen. Neidisch schielt
er in die Türkei, wo eine Verfas-
sungsänderung die präsidiale Amts-
zeit verlängern kann. Als der von
Spöttern als „Irrer von Teheran“ be-
zeichnete Ahmadinedschad nach
zwei Amtszeiten nicht wiederge-
wählt werden durfte, war er gerade
erst am Zenit seiner Karriere ange-
langt. Dass er politisch noch viel
vorhat, steht zu befürchten. Sein
Freund Assad in Syrien könnte tat-
kräftige Unterstützung aus dem
Iran gut gebrauchen. H. Tews

Die Europaabgeordnete Ulri-
ke Trebesius (Liberal-konserva-
tive Reformer) warnt auf „Ti-
chys Einblick“ (8. April) davor,
dass die Deutschen von der EU
Schritt für Schritt in einen
gigantischen Schuldenstrudel
gerissen werden:

„Wenigen ist bewusst, dass in
den sieben Jahren von Merkels
Rettungspolitik gewaltige Haf-
tungssummen entstanden sind.
Allein die Target II-Salden, die
eine Mischung von deutscher
Exportstärke und südeuropäi-
scher Kapitalflucht darstellen,
haben sich in dieser Zeit von
rund 100 Milliarden auf jetzt
über 800 Milliarden Euro ver-
achtfacht. Eine marktwirtschaft-
liche Abwicklung der Schulden
ist politisch heute kaum noch
denkbar ... Den deutschen Wäh-
lern ist bisher nicht klar, dass
sie diese Schulden übernehmen
werden müssen.“

Peter Ford, von 2003 bis 2006
britischer Botschafter in Syrien,
hegt im Gespräch mit der BBC
(9. April) Zweifel an der offi-
ziellen Version zum jüngsten
Giftgasangriff in Syrien:

„Was erforderlich ist, ist eine
Untersuchung, denn es gibt
zwei Möglichkeiten bezüglich
dessen, was dort geschehen ist.
Die eine ist die amerikanische
Version, dass Assad chemische
Waffen an diesem Ort abgewor-
fen hat. Die andere Version ist,
dass eine normale Bombe ab-
geworfen und ein Munitionsla-
ger getroffen wurde, in wel-
chem Dschihadisten chemi-
sche Waffen gelagert hatten.
Wir wissen nicht, welche die-
ser zwei Möglichkeiten die
richtige ist.“

Zana Ramadani, Autorin des
Bestsellers „Die verschleierte
Gefahr“ und mazedonisch-alba-
nischer Herkunft, klärt im
Schweizer „Tagesanzeiger“
(10. April) über den Hinter-
grund des muslimischen Kopf-
tuchs auf:

„Wo immer der politische Is-
lam Einzug hält, hält die Ver-
hüllung der Frauen Einzug. Das
Kopftuch diente ursprünglich
dazu, ehrbare Frauen von Skla-
vinnen unterscheiden zu kön-
nen, die man benutzen durfte.
Benutzen, ja, so heißt das. Auf
diesem Gedanken basiert das
Kopftuch, und es gilt immer
noch: Man unterscheidet damit
sittliche von unsittlichen Frau-
en. Deshalb gelten westliche
Frauen als Schlampen, die man
anfassen darf.“

Die linksextremen Attacken
auf Professoren (PAZ berichte-
te) mit dem Ziel, die Freiheit
von Lehre und Forschung zu
torpedieren, veranlasst Klaus-
Rüdiger Mai ,  im „Cicero“
(10. April) eine zentrale Frage
aufzuwerfen:

„Zu fragen ist nach dem ge-
sellschaftlichen Klima, das in-
zwischen Denunziation und
Verächtlichmachung, Zensur
und Selbstzensur zu Attributen
des Guten und Gerechten
macht. Es ist dringend geboten,
das Zensur-Gesetz von Justiz-
minister Heiko Maas zur Dis -
kussion zu stellen. Es ist erfor-
derlich, Familienministerin Ma-
nuela Schwesig zu fragen, wa-
rum sie lieber Geld für die
Amadeu Antonio Stiftung aus-
gab und damit einen Internet-
pranger finanzierte, anstatt die-
ses Geld zur Linderung der Kin-
derarmut einzusetzen. Der ge-
sellschaftliche Diskurs muss
auch über Nebelkerzen wie
,Fake News‘ und ,postfaktisch‘
geführt werden.“

Hamburg – Kurz vor dem G20-
Gipfel in Hamburg hat die Polizei
der Hansestadt 3000 sogenannte
Spuckschutzhauben angeschafft.
Wenn ein Täter einen Spuckan-
griff ankündigt oder bereits für
solche Taten bekannt ist, dürfen
ihm die Beamten die dünne, luft-
durchlässige und durchsichtige
Haube überziehen. Andere Län-
der, wie Hamburgs Nachbarn
Niedersachsen und Bremen, besit-
zen bereits solche Hauben. H.H.

Berlin – Deutschland solle mehr
für die EU zahlen, fordert der
Staatsminister im Auswärtigen
Amt, Michael Roth (SPD). Der
„Welt“ sagte er, „alle“ forderten, dass
die EU mehr tun solle für Verteidi-
gung, Entwicklungshilfe, Zuwande-
rungspolitik und Arbeitsplätze. Das
werde aber mit dem heutigen Bud-
get nicht gehen. Deutschland solle
„vorangehen“. Man diskutiere über
die EU zu „kleinkariert“, so Außen-
minister Sigmar Gabriels (SPD)
zweiter Mann. H.H.

EU: Deutschland 
soll mehr zahlen

Spuckschutz 
für die Polizei

PANORAMA
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